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Stellungnahme zur Rede des Kanzlers am 14. März 2003
Hans-Werner Sinn

Die Riester-Rente – ein Flop?

Zum 1. Januar 2002 wurde mit der Einführung der so genannten Riester-Rente
der Versuch unternommnen, zusätzlich zur staatlichen eine private Altersvorsorge
zu etablieren. Für Prof. Dr. Hans Fehr, Universität Würzburg, ist der Einstieg in die
private Altersversorgung misslungen, und zwar vor allem aufgrund des mangeln-
den Informationstandes der Bürger. Dr. Dirk Kiesewetter, Universität Tübingen,
hält die Riester-Rente sogar für ein »Paradebeispiel missglückter Sparförderung«.
Dr. Michael Myßen, Bundesministerium der Finanzen, dagegen meint, dass sich
die Riester-Rente nicht nur für »Familien mit Kindern und Geringverdiener«, son-
dern auch für »Ledige oder Spitzenverdiener rechnen kann«.

Besteuerung von Alterseinkünften – Quo vadis?
Dietmar Wellisch

Mit Wirkung ab 1. Januar 2002 wurde die Besteuerung der privaten und betrieb-
lichen Altersvorsorge umgestellt. Da nicht alle Folgen dieser Umstellung bedacht
wurden und eine noch stärkere Förderung dieser Altersvorsorge wünschenswert
erscheint, zeigt Prof. Dr. Dietmar Wellisch, Universität Magdeburg, den seiner Mei-
nung nach weiterhin bestehenden Reformbedarf auf.

Das demographische Defizit – die Fakten, die Folgen,
die Ursachen und ihre Politikimplikationen 
Hans-Werner Sinn

Deutschland verwandelt sich aufgrund der geringen Geburtenrate allmählich in ei-
ne »Gerontokratie«. Diese Entwicklung hat fatale Folgen für die Funktionsfähigkeit
der staatlichen Sozialsysteme, insbesondere für die Rentenversicherung, denn es
fehlen die Beitragszahler, die zukünftig zur Finanzierung der Renten nötig sind.
Prof. Dr. Hans-Werner Sinn trägt die wichtigsten Fakten zur demographischen Kri-
se zusammen, zeigt die Folgen dieser Krise, ergründet ihre Ursachen und disku-
tiert staatliche Maßnahmen, die langfristig wieder eine ausgeglichene Bevölke-
rungsstruktur herbeiführen könnten. 

US-Sozialhilfereform: Sechs Jahre Erfahrung
Waltraud Peter

Die Verabschiedung der Sozialhilfereform 1996 bedeutete eine radikale Wende in
der amerikanischen Anti-Armutspolitik. Das Sozialhilfeprogramm wurde von einem
Fürsorgesystem in ein Beschäftigungsprogramm mit Arbeitspflicht umgewandelt
und war begleitet von einem umfangreichen Ausbau der Einkommensunterstützun-
gen für arbeitende Familien mit niedrigem Einkommen. Waltraud Peter, Institut der
deutschen Wirtschaft, Köln, zieht nach sechs Jahren Erfahrung eine Bilanz.
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Weltwirtschaftsklima: Abwärtstrend gestoppt?
Gernot Nerb und Anna Stangl

Das Weltwirtschaftsklima hat sich im Januar 2003 gegenüber den Ergebnissen
der vorangegangenen Erhebung im Oktober 2002 leicht verbessert, ist aber mit
einem Stand von 85,9 auf einem deutlich niedrigerem Niveau als sein langjähriger
Durchschnitt (1989 bis 2002) in Höhe von 93,7. Die Verbesserung des Indikators
resultiert ausschließlich aus den zuversichtlicheren Erwartungen für die nächsten
sechs Monate, die Urteile zur aktuellen wirtschaftlichen Situation stagnieren dage-
gen. Trotz der geopolitischen Unsicherheiten erwarten die WES-Teilnehmer insge-
samt eine leichte Erholung der Weltwirtschaft. 

Portugal: Per aspera ad astra – folgt der Durststrecke eine 
längere Phase kräftigen Wirtschaftswachstums?
Oscar-Erich Kuntze

2002 dürfte das portugiesische Bruttoinlandsprodukt nur etwa dem Volumen des
Jahres 2001 entsprochen haben. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wurde ungüns-
tiger und die Arbeitslosigkeit nahm gegen Jahresende sprunghaft zu (5% im Jah-
resdurchschnitt). Die Konsumentenpreise lagen um 3,7% über dem Niveau von
2001. Auch in diesem Jahr steckt Portugal weiter in der gesamtwirtschaftlichen
Konsolidierungsphase. Das reale BIP dürfte um 1/2% zurückgehen, die Arbeitslo-
senquote im Jahresdurchschnitt auf 61/2% steigen, und die Konsumentenpreise
erhöhen sich um 31/2%. 2004 dürfte die Wirtschaft um ungefähr 11/2% wachsen.
Die Arbeitslosenquote dürfte im Jahresdurchschnitt bei 63/4% liegen, und die Le-
benshaltungskosen werden sich um 23/4% erhöhen.

Die steuerliche Förderung von Familien im internationalen Vergleich
Wolfgang Meister und Wolfgang Ochel

Soll die Familienpolitik dazu beitragen, die Geburtenrate zu steigern, muss sie das
Faktum berücksichtigen, dass viele Frauen eine Berufstätigkeit anstreben, und so-
mit die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familie gewährleisten. D.h. unter
anderem sollte das Nettoeinkommen der Familien mit Kindern ausreichend hoch
sein, um eine externe Kinderbetreuung in Anspruch nehmen zu können. Zur Er-
höhung des Nettoeinkommens werden in Deutschland Kindergeld bzw. Kinder-
freibeträge bei der Einkommensteuer gewährt. Auch andere Länder fördern Fami-
lien mit Kindern, indem sie Kindergeld gewähren und die Familien steuerlich be-
günstigen. In dem Beitrag wird das Ausmaß der steuerlichen Förderung von Fa-
milien international verglichen. 

ifo Konjunkturtest Februar 2003 in Kürze
Hans G. Russ

Das Geschäftsklima in der Gewerblichen Wirtschaft hat sich im Februar deutlich
aufgehellt. In Westdeutschland besserte sich vor allem die Beurteilung der aktuel-
len Geschäftssituation, aber auch die Perspektiven wurden etwas weniger skep-
tisch eingeschätzt. In den neuen Bundesländern stieg der Klimaindikator zum drit-
ten Mal in Folge. Die Entwicklung des Geschäftsklimas gibt Anlass zur Hoffnung,
einen eindeutigen Beleg für eine nachhaltige Aufwärtsentwicklung liefern die Er-
gebnisse aber immer noch nicht. Dazu müsste auch in Westdeutschland der Indi-
kator mindestens noch einen weiteren Monat steigen.
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Nach den Spekulationen der letzten Tage hat Bundeskanzler Schröder heute eine
Handlungslinie vorgegeben, die in weiten Bereichen über das hinausgeht, was vor ei-
nem halben Jahr als denkbar erschien. Auch Ministerpräsident Stoiber hat wegwei-
sende Beiträge geliefert, die man so von ihm nicht erwartet hätte. Ein Kompromiss zwi-
schen den großen Parteien ist unter diesen Umständen sehr wahrscheinlich. Endlich
bewegt sich die deutsche Politik. 

Seit drei Jahrzehnten steigt die Arbeitslosigkeit, und das Wachstum erlahmt. Eine
wachsende Zahl an Insolvenzen und die Bankenkrise sind Vorboten neuer Probleme.
Deutschland wird zurzeit sukzessive von einem EU-Land nach dem anderen beim Pro-
Kopf-Einkommen überholt. Letztes Jahr hat Frankreich Deutschland überholt, und vor
drei Jahren bereits Großbritannien. Auch kleinere Länder wie Finnland, Österreich und
Irland sind kürzlich an uns vorbeigezogen. 

Der Grund für die Schwierigkeiten liegt in dem doppelten Wettbewerb, dem Deutsch-
land ausgesetzt ist: Auf der einen Seite der Wettbewerb der Niedriglohnanbieter aus al-
ler Welt, auf der anderen Seite der Wettbewerb des Sozialstaates, der großzügige Er-
satzeinkommen für jene anbietet, die nicht arbeiten. In diesem Wettbewerb wird die
deutsche Wirtschaft Schritt für Schritt zerrieben. 

Es ist deshalb richtig, dass der Bundeskanzler hier angesetzt hat und, wenn auch
meistens nur in Nebensätzen, wichtige Reformschritte angekündigt hat. 

Die wichtigste Reform ist sicherlich die faktische Abschaffung der Arbeitslosenhilfe. Im
Vorfeld hatte man noch gedacht, dass die Arbeitslosenhilfe und die Sozialhilfe auf ei-
nem Niveau oberhalb der Sozialhilfe zusammengeführt werden. Der Kanzler hat nun
aber klar gemacht, dass die Zusammenlegung auf dem Niveau der Sozialhilfe erfolgen
soll. Zugleich sollen die Hinzuverdienstmöglichkeiten für Personen, die länger als ein
Jahr arbeitslos waren, verbessert werden. 

Das ifo Institut begrüßt diese Vorschläge, denn sie gehen in die richtige Richtung.  Sie
gehen aber noch nicht weit genug, denn bereits die Sozialhilfe stellt für die Schaffung
neuer Jobs bei gering Qualifizierten eine kaum zu überwindende Schranke auf. Auch
die Verbesserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten, die belastungsneutral für den
Staat aus der Reduktion der Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe finanziert werden könn-
te, reicht noch nicht aus, die notwendigen Anreize herzustellen. Nach Berechnungen
des ifo Instituts kann mit einer weitgehenden Beseitigung der Arbeitslosigkeit im Nied-
riglohnbereich erst gerechnet werden, wenn Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe um min-
destens ein Drittel unter das alte Sozialhilfeniveau gesenkt werden und wenn die so
freiwerdenden Mittel zur Finanzierung großzügiger Hinzuverdienstmöglichkeiten und
zusätzlicher Lohnsteuergutschriften für Geringverdiener verwendet werden. Minister-
präsident Stoiber hat die Senkung der Sozialhilfe um ein Drittel gefordert. 

Das Grundprinzip der Reform sollte sein, dass der Sozialstaat sukzessive von einem
System der Lohnersatzleistungen zu einem System der Lohnergänzungsleistungen
umgestaltet wird. Die Devise muss lauten, dass jeder arbeitet, wie er es kann, zu wel-
chem Lohn auch immer das möglich ist. Wenn der Lohn den sozialen Vorstellungen der
Gesellschaft nicht entspricht, dann muss der Staat so viel hinzugeben, dass in der
Summe aus dem selbst verdienten und dem staatlichen Geld das angestrebte Ein-
kommen erreicht wird. Es ist ineffizient und menschenverachtend, wenn die Hilfe, die
die Gemeinschaft zur Verfügung stellt, unter der Bedingung des Nichtstuns gewährt
wird, wie es heute in Deutschland der Fall ist und nach den angekündigten Reformen
auch weiterhin der Fall sein wird. Der Schritt vom passivierenden zum aktivierenden
Sozialstaat ist lange überfällig, wurde aber in der heutigen Regierungserklärung noch
nicht angedeutet.  

Richtig war aber die angekündigte Verkürzung der Zeiträume, während derer Arbeitslo-
sengeld bezogen werden kann. Einen gewissen Mobilisierungseffekt wird man von die-
ser Maßnahme im Verein mit der Abschaffung der Arbeitslosenhilfe erwarten können.  

Die Vorschläge des Kanzlers zum Kündigungsschutz sind ebenfalls zu begrüßen,
wenngleich hier unklar blieb, was wirklich gemeint war. Das ifo Institut empfiehlt eine
Spaltung des Schutzes zwischen Neu- und Altbeschäftigten. Altbeschäftigte sollten ih-
ren bisherigen Schutz behalten, doch sollte Neubeschäftigten die Wahl zwischen Ver-
trägen mit hohem Lohn bei niedrigem Schutz und hohem Schutz bei niedrigem Lohn
gewährt werden. Die von Ministerpräsident Stoiber vorgeschlagene Ausweitung der
Beschäftigungsgrenze für den Kündigungsschutz von 5 auf 20 Mitarbeiter ist ein klarer
Schritt, dem der Erfolg nicht versagt bleiben wird. Allerdings bedeutet eine Beschrän-

Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Werner Sinn
Präsident des ifo Instituts

Stellungnahme zur Rede des Kanzlers am 14. März 2003



kung der Lockerungsmaßnahmen auf Kleinbetriebe stets eine gewisse Wettbewerbs-
verzerrung.

Dass der Kanzler die im Herbst angekündigten Steuererhöhungen, die von den Wirt-
schaftsforschungsinstituten scharf kritisiert worden waren, zurücknehmen würde,
konnte niemand erwarten. Vor diesem Hintergrund kann mit einer gewissen Erleichte-
rung konstatiert werden, dass es wenigstens beim bislang vorgesehenen Zeitplan für
Steuersenkungen zum Beginn der Jahre 2004 und 2005 bleiben soll. 

Mutig und im Grundsatz begrüßenswert waren die Ankündigungen des Kanzlers zur Er-
leichterung der Unternehmensgründung für langjährige Gesellen, die keinen Meister-
brief haben. Beim schwierigen Trade-off zwischen maximalem Wettbewerb und maxi-
maler Qualitätssicherung kommen die angekündigten Maßnahme dem Optimum näher
als der gegenwärtige Zustand. 

Enttäuschend waren die Äußerungen des Kanzlers zum Tarifrecht, denn es blieb bei
dem Plädoyer für betriebliche Bündnisse, die es ohnehin schon gibt. Auch Frau Merkel
hat sich in diesem Punkte nicht vorgewagt, ganz im Gegensatz zu Herrn Stoiber, der die
betriebliche Entscheidungsebene stützen möchte. Der Kanzler hat an dieser Stelle ei-
nen Kotau vor den Gewerkschaften gemacht, deren Macht damit nicht angetastet wird.
Sinnvoller wäre es gewesen, grundsätzlich vorzusehen, dass Flächentarifvereinbarun-
gen auf betrieblicher Ebene verändert werden können, soweit der Arbeitgeber und die
Mehrheit der Belegschaft dies will, und zwar möglicherweise auch ohne das Mittun der
Gewerkschaften. Hier bleibt er weit hinter den Forderungen seines Sachverständigen-
rates und der Wissenschaft zurück. 

Ähnliches lässt sich sagen zur Ablehnung der Forderung nach Pro-Kopf-Pauschalen bei
den Krankenkassenbeiträgen und nach Herausnahme von Leistungen aus dem bislang
angebotenen Schutzpaket der Krankenkassen. Allerdings gab es viel versprechende
Ankündigungen zur Erhöhung des Selbstbehalts und der Zuzahlungsverpflichtungen.
Zu begrüßen ist die Abschaffung bzw. Privatisierung des Krankengeldes, die der Kanz-
ler angekündigt hat. 

Äußerst kritikwürdig waren die Ausführungen zum Stabilitätspakt. Mit der Formel, man
dürfe den Pakt nicht statisch interpretieren und solle von den Regeln, die für den Fall von
Katastrophen vorgesehen sind, Gebrauch machen, hat der Kanzler implizit  angekün-
digt, dass er plant, die 3%-Grenze des Stabilitäts- und Wachstumspaktes zu über-
schreiten. Für diese Interpretation spricht auch, dass Geld zur angekündigten Entlas-
tung der Gemeinden benötigt wird, das durch neue Steuern nicht hereinkommen soll,
sowie der Umstand, dass den Gemeinden eine 7 Mrd. r umfassende Kreditaufnahme
bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau anempfohlen wird. 7 Mrd. r zusätzlicher Ge-
meindeschulden bedeuten eine Erhöhung der Neuverschuldungsquote von 0,35%. Zu-
sammen mit der von Finanzminister Eichel ohne diese Maßnahme bereits projektierten
Neuverschuldungsquote von 2,8% für das Jahr 2003 bedeutet dies, die Nettoneuver-
schuldung auf mindestens 3,15% zu erhöhen und den Stabilitäts- und Wachstumspakt
zu verletzen. 

Der Pakt sieht die dynamische Interpretation, die dem Kanzler vorschwebt, nicht vor.
Insbesondere erlaubt er es nicht, wegen eines Krieges, an dem man gar nicht teilnimmt,
die Verschuldung über 3% zu erhöhen. Eine Überschreitung wäre nur für eine Naturka-
tastrophe möglich, wie es die Flut im vergangenen Jahr war. Wenn der Krieg einen Kon-
junkturrückgang in Deutschland zur Folge hat, dann ist zwar ebenfalls eine Überschrei-
tung möglich, aber nur, wenn der Rückgang des Sozialprodukts  größer ist als 0,75%,
und das auch nur, wenn der Ministerrat zustimmt. Erst bei einer Schrumpfung des So-
zialprodukts von mindestens 2% hat ein Land das uneingeschränkte Recht, sich um
mehr als 3% neu zu verschulden. Da Deutschlands Sozialprodukt in diesem Jahr aller
Voraussicht nach nicht schrumpfen wird, und wenn, dann mit Sicherheit nicht um
0,75%, bedeutet die Planung der Regierung einen offenen Bruch des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes. 

Die Lösung der Probleme Deutschlands kann nicht in Schuldenprogrammen gesucht
werden, sondern nur in strukturellen Reformen, die auch eine Rückführung des Staats-
anteils bedeuten müssen. Dies war die offene Flanke in einer mutigen Kanzler-Rede, die
an den Rand dessen ging, was die eigene Partei gerade noch tolerieren konnte. 
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Warum ist die Riester-
Rente ein Ladenhüter?

Die Riester-Rente wurde am 1. Januar
2002 begleitet von teueren Werbekam-
pagnen der Versicherungswirtschaft und
großen Hoffungen der Politik eingeführt.
Doch nach dem ersten Jahr hat sich je-
doch überall Ernüchterung eingestellt. Der
erwartete Boom in der Finanzbranche
blieb aus, das Geschäft verlief über das
Jahr hinweg eher schleppend, selbst die
erhoffte Jahres-Endrallye blieb aus. Bis
Ende vergangenen Jahres wurden kaum
3 Mill. private Verträge abgeschlossen,
obwohl mehr als 30 Mill. Personen för-
derberechtigt sind. Riester-Policen haben
deshalb inzwischen ein Image als Laden-
hüter, weshalb auch in Zukunft eine Trend-
umkehr kaum zu erwarten ist. 

Warum ist der Einstieg in die private Al-
tersversorgung in Deutschland so gründ-
lich misslungen? Im Folgenden werden
mögliche Ursachen diskutiert, welche in
der öffentlichen Diskussion immer wie-
der genannt werden: Die mangelnde Auf-
klärung der Bevölkerung, die komplizier-
te Ausgestaltung der Riester-Förderung,
der gleichzeitige Ausbau der betrieblichen
Versorgungssysteme und die abschre-
ckenden Kriterien für die Zertifizierung der
Riester-Produkte.

Kenntnisse über künftige 
Versorgungslücken

Unter Ökonomen ist es wohl weitgehend
unumstritten, dass die Finanzierung der
staatlichen Sozialversicherungssysteme
langfristig nicht gesichert ist und die der-
zeit aktive Generation durch mehr Eigen-
vorsorge ihre Absicherung im Alter stabi-
lisieren muss. Gerade in Deutschland ist
ein Umsteuern in Richtung mehr Kapital-
deckung angezeigt, weil der Alterungs-
prozess der Bevölkerung in wenigen Jah-

ren mit besonderer Härte einsetzen wird
und gleichzeitig ein im internationalen Ver-
gleich allzu hoher Anteil der Altersvorsor-
ge umlagefinanziert ist. Mit der Renten-
reform 2000 wird deshalb ohne Zweifel
ein Schritt in die richtige Richtung unter-
nommen. 

Die Frage ist allerdings, ob außer den
interessierten Ökonomen auch die be-
troffene Bevölkerung in ausreichendem
Maße über die Probleme des deutschen
Rentensystems informiert ist. Einige in
jüngster Zeit veröffentlichte Studien deu-
ten darauf hin, dass viele Bürger ihr eige-
nes künftiges Rentenniveau weit über-
schätzen und deshalb keine Bereitschaft
zu grundlegenden Reformen offenbaren.
Zum Teil mag dies daran liegen, dass die
derzeit lebende Rentnergeneration ver-
gleichsweise gut versorgt ist. Nur allzu
gerne unterliegt man der Versuchung, den
zurückliegenden Trend bei den Renten-
einkommen weiter in die Zukunft zu pro-
jizieren. Doch selbst die eher kritische Be-
völkerung ist über das Ausmaß der künf-
tigen Versorgungslücken nur unzurei-
chend informiert, denn die eigene Regie-
rung verschleiert systematisch mit einfa-
chen Berechnungstricks die tatsächliche
Rentenabsenkung in Folge der Renten-
reform 2000. Um ein höheres Rentenein-
kommen zu erreichen, wird das Netto-
einkommen in geeigneter Weise neu de-
finiert. Gleichzeitig prognostizieren die
Rentenversicherer die künftigen Renten
mit allzu optimistischen Annahmen. Die
Renteninformationen, welche derzeit an
mehr als 40 Mill. Versicherte verschickt
werden, unterstellen jährliche Steigerun-
gen der Rentenanwartschaften in Höhe
von 3,5%. Daneben wird zwar auch die
zu erwartende Altersrente mit jährlichen
Steigerungen von Null und 1,5% kalku-
liert, aber die Öffentlichkeit verlässt sich
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* Prof. Dr. Hans Fehr ist Inhaber des Lehrstuhls für
Finanzwissenschaft an der Universität Würzburg.
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nur allzu gerne auf die Traumrente aus dem optimistischen
Szenario. Man braucht sich deshalb nicht zu wundern, wenn
im vierteljährlich erhobenen Rentenbarometer des Deutschen
Instituts für Altersvorsorge mehr als die Hälfte der Befrag-
ten angeben, bereits ausreichend für das Alter vorzusorgen,
22% eine private Absicherung nicht für nötig halten und sich
fast die Hälfte der Befragten noch immer nicht (Stand Ja-
nuar 2003) über die »Riester-Rente« informiert hat. 

Die mangelhafte Aufklärung über künftiges Versorgungsni-
veau und individuelle Versorgungslücken ist jedoch nicht
gleichmäßig über die Bevölkerung verteilt. Die schlechter In-
formierten sind tendenziell ärmer und weniger gebildet als
der Durchschnitt der Bevölkerung. Bei den unteren Ein-
kommensgruppen ist dann auch die Bereitschaft zur priva-
ten Vorsorge niedriger. Natürlich mag dies damit zu-
sammenhängen, dass im unteren Einkommensbereich die
finanziellen Reserven gering sind und man deshalb glaubt,
sich eine private Zusatzversorgung schlicht nicht leisten zu
können. Die Regierung muss sich deshalb bemühen, vor al-
lem für den unteren Einkommensbereich ein attraktives An-
gebot für die private Zusatzvorsorge zu schaffen. Als nächs-
tes soll geprüft werden, ob dies mit der Riester-Rente ge-
lungen ist.

Umfang und Organisation der staatlichen 
Förderung

Vertreter der Versicherungswirtschaft führen die Zurückhal-
tung der Verbraucher vor allem auf die Ausgestaltung der
staatlichen Förderung zurück. Diese sei zu kompliziert und
bürokratisch und schränke den Kreis der Förderberechtig-
ten zu stark ein. Von Seiten der Opposition wird noch zu-
sätzlich angeführt, dass die Förderung sozial unausgewo-
gen sei, weil sie Geringverdiener im Vergleich zu Besser-
verdienenden nur unzureichend unterstützt. 

Ohne Zweifel ist der Aufwand bei der Bestimmung der in-
dividuellen staatlichen Förderung beträchtlich. Denn sie be-
steht aus Grund- und Kinderzulagen sowie dem Sonder-
ausgabenabzug, der bei hohem Einkommen noch zusätz-
liche Steuerersparnisse bewirkt. Um die Zulagen in voller
Höhe einzustreichen, müssen bestimmte einkommensab-
hängige Mindestbeiträge geleistet werden. Gleichzeitig sind
beim Sonderausgabenabzug bestimmte Höchstgrenzen
zu beachten. Zusätzlich kompliziert wird das Ganze, weil Zu-
lagen, Mindesteigenbeiträge und Höchstgrenzen bis 2008
in vier Stufen angehoben werden. Für den einzelnen Ver-
braucher ist dieses komplexe System kaum durchschaubar.
Damit werden aber die Vorgaben erreicht, einerseits Fami-
lien im unteren Einkommensbereich gezielt zu fördern und
gleichzeitig die kurz- und mittelfristigen Budgetkosten zu be-
grenzen. Natürlich ist es einfach für die Versicherungsbran-
che, eine Ausweitung des Kreises der Anspruchsberech-

tigten auf Selbständige und eine Verkürzung der Über-
gangsfristen zu fordern. Die Kosten in Form von erhöhten
Steuerausfällen trägt bekanntlich der Staat. Umgekehrt könn-
te man aber auch von der Versicherungswirtschaft erwar-
ten, dass sie zügig Instrumente entwickelt, mit denen die
Vorteilhaftigkeit bzw. Unvorteilhaftigkeit der Vorsorge mit
einer Riester-Rente für jede individuelle Haushaltssituation
schnell verdeutlicht wird. 

Damit ist man schon bei der Frage, für wen (und in wel-
chem Umfang) sich die Riester-Rente überhaupt lohnt. Ver-
traut man den üppigen Förderquoten des Bundesfinanzmi-
nisteriums, welche je nach Einkommen und Familienstand
zwischen 40 und 90% schwanken, dann lohnt sich die pri-
vate Zusatzvorsorge anscheinend für jedermann. Spätes-
tens auf den zweiten Blick fällt allerdings auf, dass die auf
den jährlichen Einzahlungsbetrag bezogenen Förderquo-
ten wenig aussagekräftig sind. Sie betrachten nämlich nur
die »günstigen« Beitragsjahre, in denen Zulagen für alle Kin-
der angerechnet werden und vernachlässigen die anschlie-
ßenden Rentnerjahre, in denen die Riester-Rente voll ver-
steuert werden muss. Sobald man jedoch den gesamten
Einzahlungs- und Auszahlungszeitraum bei der Abschät-
zung der Vorteilhaftigkeit berücksichtigt, sinken die »effek-
tiven« Förderquoten im mittleren und oberen Einkommens-
bereich beträchtlich ab. Im unteren Einkommensbereich da-
gegen bleiben die Förderquoten nahezu konstant, weil dort
die zu versteuernde Rente in der Regel unter dem Grund-
freibetrag liegen wird. Anhand dieser effektiven Förderquo-
ten zeigt sich deshalb, dass die staatliche Zulagenpolitik
durchaus zielgerichtet wirksam wird. Sie ist besonders für
die unteren Einkommensgruppen mit Kindern interessant,
weil hier häufig der Mindesteigenbeitrag zum Erhalt der vol-
len Zulage auf ein Minimum absinkt. Dieser Sockelbetrag
ist so gering, dass die oft beklagte mangelnde Vorsorgefä-
higkeit der unteren Einkommensgruppen schlicht bezwei-
felt werden muss. Mit steigendem Einkommen sinkt dann
die effektive Förderquote stetig ab, was durchaus der Ab-
sicht der Erfinder entspricht. 

Die Kritik der Union an der angeblich sozialen Unausgewo-
genheit der Förderung ist deshalb nicht berechtigt. Allerdings
kann es durchaus sein, dass im mittleren Einkommensbe-
reich die steuerliche Förderung im Rahmen der betrieblichen
Altersvorsorge günstiger ausfällt als eine Riester-Rente. Mit
der jüngsten Rentenreform wurde bekanntlich auch die För-
derung der betriebliche Altersvorsorge (bAV) beträchtlich aus-
geweitet. Im Rahmen der neu eingeführten so genannten »Ei-
chel-Förderung« können bereits seit dem vergangenen Jahr
Beiträge bis zu 4% der Beitragsbemessungsgrenze in der
Rentenversicherung von der Steuer- und Sozialabgaben-
pflicht befreit werden. Erste Vergleichsrechnungen zeigen,
dass bei höherem Einkommen und geringer Kinderzahl die
Eichel-Förderung der Riester-Förderung überlegen ist. Aber
auch hier muss neben der Beitragsphase auch die Leis-
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tungsphase berücksichtigt werden. Häufig wird vernachläs-
sigt, dass eine bAV auch das Niveau der gesetzlichen Ren-
te vermindert und im Gegensatz zur Riester-Rente auf die
bAV Krankenversicherungsbeiträge zu entrichten sind. Des-
halb darf auch hier ein Vorteilhaftigkeitsvergleich nicht auf ein
einzelnes Beitragsjahr beschränkt bleiben. 

Was ist also zu tun? Die staatliche Förderung ist zwar ziel-
gerichtet, aber möglicherweise sind die betrieblichen An-
gebote für viele Haushalte eine günstigere Alternative. Im
Wesentlichen liegt dies an der Befreiung von der Sozialab-
gabenpflicht, welche bei zunehmender Verbreitung der be-
trieblichen Altersvorsorge zu spürbaren Einnahmeausfällen
bei den gesetzlichen Sozialversicherungssystemen führen
wird. Ob dies eine dauerhaft tragbare Lösung ist, muss be-
zweifelt werden. Darüber hinaus ergibt sich jedoch kein
Handlungsbedarf, denn die Förderung der betrieblichen Al-
tersvorsorge ist ebenso wichtig wie die der privaten Alters-
vorsorge. Vermutlich ist erstere auch mit geringerem Ver-
waltungsaufwand verbunden. Gerade das Förderungsver-
fahren bei der Riester-Rente ist überaus kompliziert, weil die
Steuererstattung erst nach aufwendigem Antragsverkehr
zwischen Anbieter, Anleger, Zulagenstelle und Finanzamt
gutgeschrieben wird. Wenn man dieses Verfahren vereinfa-
chen könnte, wäre schon viel erreicht. 

Zertifizierung von Riester-Produkten

Neben der komplizierten staatlichen Förderung wird häufig
auch der umfangreiche Anforderungskatalog an Riester-Pro-
dukte kritisiert, welcher die Flexibilität und die Renditeer-
wartung der Verbraucher zu sehr einschränken. 

Eine Riester-Förderung kann nur für Anlageformen gewährt
werden, bei denen das angesparte Kapital nicht vor dem
60. Lebensjahr ausgezahlt wird und bei Rentenbeginn min-
destens die eingezahlten Beträge garantiert werden (Nomi-
nalwertzusage). Nach Beginn des Rentenalters muss eine
lebenslange Auszahlung garantiert werden, das angespar-
te Kapital kann somit nicht auf einen Schlag ausgezahlt wer-
den (Leibrentenverpflichtung). Riester-Verträge sind nicht
vererbbar, es kann lediglich eine Hinterbliebenenabsiche-
rung für den Ehegatten und die im Haushalt lebenden Kin-
der vereinbart werden. Des Weiteren müssen die Abschluss-
und Vertriebskosten des Anbieters über einen Zeitraum von
mindestens zehn Jahren gleichmäßig verteilt werden. Wei-
tere Vorschriften betreffen die Informationspflichten der An-
bieter, regeln die vorübergehende Entnahme zum Zwecke
des Erwerbs von Wohneigentum sowie die Umwandlung in
einen ruhenden Vertrag während einer Notlage. 

Mit den skizzierten Vorschriften versucht der Gesetzgeber
sicherzustellen, dass die staatliche Förderung nur für den
Aufbau der privaten Altersvorsorge verwendet wird. Gleich-

zeitig soll ein Höchstmaß an Sicherheit und Transparenz für
die Kunden erreicht werden. Im Hinblick auf das erste Ziel
ist es daher folgerichtig, wenn bei einer vorzeitigen Kündi-
gung des Vertrages die auf den Auszahlungsbetrag entfal-
lende Förderung wieder zurückzuzahlen ist. Da die Förder-
mittel unverzinst zurückgezahlt werden, ist es auch steuer-
systematisch konsequent, die im Falle der vorzeitigen Ka-
pitalauszahlung zugeflossenen Zinsen und Erträge mit dem
individuellen Steuersatz zu versteuern. Alternativ kann in ei-
ner Notlage ein Vertrag auch bis zum Rentenalter ruhend
gestellt werden, ohne dass die bisher gutgeschriebene För-
derung zurückgezahlt werden muss. Von den häufig kriti-
sierten »gravierenden Nachteilen bei vorzeitiger Kündigung
in Notlagen« kann also mitnichten die Rede sein. 

Ganz ähnlich lässt sich auch die eingeschränkte Vererb-
barkeit und die Leibrentenverpflichtung begründen. Gegen-
wärtig kann der Vertragsnehmer bei Rentenbeginn maxi-
mal 20% des zur Verfügung stehenden Kapitals entnehmen.
Erlaubt man dagegen – wie von der Opposition gefordert –
die Auszahlung des gesamten Kapitals bei Rentenbeginn,
besteht die Gefahr, dass die eingestrichenen Fördergelder
lediglich für kurzfristige Konsumwünsche verwendet wer-
den und die langfristigen Versorgungslücken weiter vom
Staat geschlossen werden müssen. Mit dem Aspekt der
Sicherheit lässt sich die Nominalwertzusage begründen. Na-
türlich führt eine solche Garantie aufgrund der implizierten
Anlagebeschränkung zu einer Renditeminderung auf Seiten
der Versicherungsanbieter. Angelsächsische Länder kennen
derartige Beschränkungen nicht. Lange Zeit wurden des-
halb derartige Regulierungen unter Hinweis auf die hohen
Kosten abgelehnt. Gerade die jüngste Entwicklung in Eng-
land, wo die private Rentenversicherung aufgrund der zu-
sammenbrechenden Aktienkurse unter enormen Druck ge-
rät, macht jedoch auch die Vorteile einer solchen Vorschrift
deutlich. Sie verhindert eine zu riskante Anlagestrategie der
Versicherungsanbieter und stabilisiert daher in Krisenzeiten
das Rentensystem.

Mit den Stichworten »Verbraucherschutz« und »Transpa-
renz« werden die verbleibenden Vorschriften über die zeitli-
che Verteilung der Abschluss- und Vertriebskosten und die
Informationspflichten der Anbieter begründet. Hier kann man
nun völlig geteilter Meinung sein. So kommt etwa eine Stu-
die der Bertelsmann Stiftung, welche den Regulierungs-
rahmen aus Verbrauchersicht analysiert, zu dem Ergebnis,
dass noch erhebliche Mängel etwa bei der Kostentranspa-
renz bestehen. Andererseits muss man darauf hinweisen,
dass die Informationspflichten der Anbieter weit über die bis-
herigen Vorschriften hinausgehen. Außerdem kann es durch-
aus sein, dass die gut gemeinte Verpflichtung zur zeitlichen
Verteilung der Kosten völlig gegenteilige Wirkungen entfal-
tet. Zwar fallen damit, wie erwünscht, die Provisionen für die
Verkäufer der Produkte, aber gleichzeitig sinkt auch deren
Anreiz, die Riester-Rente zu verkaufen. Es deutet einiges
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darauf hin, dass eine Ursache für den bisherigen Misserfolg
in der mangelhaften Beratung durch Versicherungen und
Banken liegt. 

Fazit

Insgesamt kann die Riester-Rente konzeptionell durchaus
überzeugen. Die staatliche Förderpraxis und der Kriterien-
katalog für die Zertifizierung der Riester-Produkte lassen sich
ökonomisch gut begründen, bei einer genaueren Prüfung
erweisen sich die meisten Kritikpunkte als nicht stichhaltig.
Als entscheidende Ursache für den Misserfolg im Einfüh-
rungsjahr verbleibt damit der mangelnde Informationsstand
der Bürger. Solange eine Mehrheit der Bevölkerung die be-
stehende (staatliche und private) Altersabsicherung als aus-
reichend empfindet, wird auch eine veränderte staatliche
Förderung und ein vereinfachtes Anforderungsprofil keinen
Run auf Riester-Produkte auslösen. Die Regierung und die
Rentenversicherungsträger müssen deshalb die tatsäch-
lichen Niveauabsenkungen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung schonungslos aufzeigen und die absehbaren Ver-
sorgungslücken für künftige Rentner deutlich herausarbei-
ten. Erst dann wird sich langsam eine Trendwende einstel-
len. Ob die Politik den Mut zur ungeschminkten Wahrheit
finden wird, bleibt allerdings abzuwarten. 

Die Riester-Rente als Paradebeispiel
missglückter Sparförderung

Die Riester-Rente wurde bei ihrer Einführung zum 1. Janu-
ar 2002 von der Bundesregierung als Meilenstein beim Auf-
bau einer privaten, kapitalgedeckten Altersvorsorge gefeiert.
Alle namhaften Finanzdienstleister haben im ersten Jahr Pro-
dukte auf den Markt gebracht, die den Anforderungen für
die Riester-Förderung genügen. Der Anleger kann zwischen
zahlreichen Versicherungspolicen, Sparverträgen und In-
vestmentfondsanlagen wählen. Schätzungsweise 3 Mill.
Menschen oder 10% der Berechtigten haben im Jahr 2002
einem Vertragsabschluss für ein Riester-Produkt getätigt.
Das ist weniger, als sich die Bundesregierung und die Pro-
duktanbieter erhofft haben, aber auf den ersten Blick zu-
viel, um von einem Flop zu sprechen. Zumal die Zahl derer,
die angesichts der zahlreichen Neuerungen im Bereich der
Sparförderung und der Einkommensbesteuerung noch ab-
warten wollen, bis sie die verschiedenen Angebote besser
überblicken, recht hoch sein dürfte.

Dabei ist die Altersvorsorgezulage, mit der der Staat die Ries-
ter-Verträge fördert, ausgesprochen großzügig ausgefallen.
Dies gilt zumindest für Familien mit Kindern, insbesondere
wenn das Haushaltseinkommen niedrig ist. So muss ein
Ehepaar mit zwei Kindern und einem zu versteuernden Ein-
kommen von 20 000 q ab dem Jahr 2008 lediglich 122 q
jährlich aus eigener Tasche sparen, um in den Genuss von
678 q Zulage zu kommen. Bis dahin werden Eigenbeitrag
und Zulagen von derzeit 32 q bzw. 168 q in drei Schritten
auf dieses Niveau angehoben. Bei Anlegern mit hohem Ein-
kommen beschränkt sich die Förderung auf die Steuerfrei-
heit der Anlageerträge, die aus der nachgelagerten Be-
steuerung der Riester-Rente folgt. Sind Einkommen und
Steuersatz dieser Personen in den Jahren des Rentenbe-
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zugs niedriger als in der Ansparphase, bleibt die Anlage-
rendite nicht nur steuerfrei, sondern ist nach Steuern höher
als vor Steuern.

Dass die prognostizierten Renditen dennoch vergleichsweise
bescheiden sind, liegt vor allem an den hohen Kosten für die
Verwaltung der Riester-Verträge. Deren Komplexität stellt so
ziemlich alles in den Schatten, was Anbieter von staatlich
geförderten Anlageformen wie etwa Bausparverträgen, Spar-
plänen oder Kapitallebensversicherungen bisher zu bewäl-
tigen hatten: Der jährliche Datenabgleich mit der Zentralen
Zulagenstelle der BfA für die Abwicklung der Zulageförde-
rung dürfte dabei noch das kleinste Problem sein. Hinzu
kommen beispielsweise die buchtechnische Darstellung von
Zwischenentnahmen aus dem Riester-Vertrag für die Fi-
nanzierung eines Eigenheims und die Unterscheidung in
Riester-geförderte und regulär zu besteuernde Guthaben
innerhalb jedes einzelnen Vertrags. 

Diese Kosten werden an die Anleger weitergereicht und
schmälern die möglichen Renditen. Und die an sich lo-
benswerte Transparenz über die verrechneten Kosten, die
der Gesetzgeber für Riester-Produkte vorschreibt, dürfte zu-
sätzlich abschreckend wirken. Den Anlageberatern und Ver-
sicherungsvertretern ist das gerade recht, verkaufen sie ih-
ren Kunden doch ohnehin lieber klassische Lebensversi-
cherungspolicen, bei denen die Provision i.d.R. höher ist und
sofort bei Vertragsabschluss ausgezahlt wird. Und außer Le-
bensversicherungen versprechen noch andere Anlagefor-
men wie z.B. Immobilien, Windkraft- oder Medienfonds ins-
besondere Besserverdienenden Steuervorteile.

Hinzu kommt, dass alle Arbeitnehmer seit dem vergange-
nen Jahr einen gesetzlichen Anspruch darauf haben, aus
verdientem Arbeitslohn Ansprüche auf eine betriebliche Al-
tersversorgung zu erwerben. Angeblich haben bereits zwei
Millionen Angestellte eine Vereinbarung zur Entgeltum-
wandlung getroffen. Bei vielen Arbeitgebern sind enspre-
chende Angebote erst noch im Aufbau begriffen; zum Teil
fehlen auch noch die tarifvertraglichen Vereinbarungen, die
Voraussetzung für den Anspruch auf Entgeltumwandlung
sind. Da die meisten Förderberechtigten nur begrenzte Mittel
für langfristig gebundene Sparformen zur Verfügung ha-
ben, besteht hier ein direktes Konkurrenzverhältnis. Es ist
denkbar, dass in vielen Fällen auf den Abschluss eines Ries-
ter-Vertrags verzichtet wurde, weil eine Entgeltumwand-
lung schon vereinbart oder zumindest beabsichtigt ist.

Sollte dies der Hauptgrund für die Anlaufschwierigkeiten der
Riester-Rente sein, so könnte sich das Problem in wenigen
Jahren von selbst lösen. Denn Beiträge zur betrieblichen
Altersversorgung aus Entgeltumwandlung werden ab 2009
sozialabgabenpflichtig. Die Riester-Förderung hat dagegen
bis dahin die Anlaufphase mit reduzierten Zulagebeträgen
hinter sich gelassen. Eine sinnvolle Strategie insbesondere

für Geringverdiener könnte es daher sein, jetzt noch in eine
betriebliche Altersversorgung einzubezahlen und im Jahr
2009 auf einen Riester-Vertrag umzusteigen. Wahrschein-
lich ist das aber aus anderen Gründen nicht, die im Fol-
genden dargelegt werden. 

Die meisten schon bisher steuerbegünstigten Anlagealter-
nativen weisen den entscheidenden Vorteil auf, dass über
das Sparkapital weitgehend frei und unabhängig vom Er-
reichen einer Altersgrenze verfügt werden kann. Das in ei-
nem Riester-Vertrag angesammelte Vermögen ist dagegen
zwingend als lebenslange Rente und nicht vor Vollendung
des 60. Lebensjahres auszuzahlen. Warum aber sollte ein
junger Mensch einen Großteil seiner Ersparnisse zum Er-
werb eines Rentenanspruchs verwenden, wenn er noch gar
nicht absehen kann, ob er oder seine Hinterbliebenen hin-
reichend lange leben werden, damit sich dieses Geschäft
auch auszahlt? Alleine deshalb ist nicht damit zu rechnen,
dass die Mehrzahl der Beschäftigten auf freiwilliger Basis
Riester-Verträge in ihrer heutigen Form bespart. 

Sollte der Gesetzgeber die Riester-Rente zur Pflicht für alle
Rentenversicherten machen, würde dies nur zu weiterer Res-
sourcenverschwendung führen. Anleger, die anders als in
Rentenform über ihr Vermögen verfügen wollen, müssten
dies durch Kreditaufnahme und Abschluss einer Risikole-
bensversicherung bewerkstelligen, mit den entsprechenden
Transaktionskosten und daraus folgenden Renditeeinbußen.

Eine herausragende Stellung in der Vermögensbildung der
Deutschen wird die Riester-Rente also wohl nicht einneh-
men, und das ist auch gut so. Sie vergrößert lediglich den
Flickenteppich staatlich geförderter kollektiver Anlageformen
um eine weitere, die die Klientel kinderreicher Geringver-
diener bedient und nebenbei die Anbieter dieser Produkte
stärkt, die einen guten Teil der Steuervorteile abschöpfen. 

Wenn der jetzigen Bundesregierung trotzdem noch der
Durchbruch in der privaten Altersvorsorge gelingt, so könn-
te dies an der Einführung der Abgeltungssteuer liegen. Sie
entlastet Sparkapital direkt und ohne die Anleger in steuer-
vermeidende Arrangements zu zwingen, die kostenträchtig
und inflexibel und damit auch volkswirtschaftlich ineffizient
sind. Seit Jahrzehnten populäre steuervermeidende Anla-
geformen werden dadurch ihre Bedeutung weitgehend ein-
büßen. Dies gelingt quasi im Handstreich, während eine Än-
derung der entsprechenden Einzelvorschriften gegen eine
Vielzahl interessierter Gruppen ein aussichtsloses Unter-
fangen wäre. Erstmal in der Geschichte der steuerlichen
Sparförderung in Deutschland wird damit das Sparziel und
nicht eine bestimmte Sparform gefördert.

In modifizierter Form könnte der Riester-Rente dabei sogar
eine tragende Rolle zukommen. Wie derzeit sollten Einzah-
lungen in begrenzter Höhe auf Riester-Konten als Wer-
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bungskosten abgezogen werden. Auszahlungen wären nur
zu bestimmten Anlässen, i.d.R. bei Erreichen des Renten-
alters möglich und würden dann voll besteuert. Der Kata-
log der zulässigen Verwendungen ist zu überarbeiten. Ne-
ben Verrentung sind auch bestimmte Einmalverwendun-
gen zuzulassen: z.B. erhöht auch die Entschuldung einer
selbstgenutzen Wohnung das verfügbare Alterseinkommen,
indem laufende Auszahlungen für Zins und Tilgung vermie-
den werden.

Die komplizierte jährliche Zulageförderung kann entfallen.
Statt dessen wird eine einmalige Zulageförderung in der Aus-
zahlungsphase gewährt, wenn eine förderungswürdige Ver-
wendung des Sparkapitals nachgewiesen wird. Der Zula-
gebetrag kann wie bisher in Abhängigkeit von Anlagebe-
trag und -dauer sowie der Kinderzahl des Anlegers variie-
ren. Der Zulageanspruch wird mit der Einkommensteuer auf
den Auszahlungsbetrag verrechnet, so dass es außer bei
Kinderreichen und Geringverdienern nur zu einer Steuer-
mindereinnahme, nicht aber zu einer Auszahlung für den Fis-
kus kommt. 

Im Ergebnis bewirkt diese nachgelagerte Besteuerung, dass
die erzielten Anlageerträge steuerfrei bleiben. Durch die nach-
träglich gewährte Zulage erhalten Geringverdiener und El-
tern wie derzeit eine zusätzliche Förderung. Die Abwick-
lungskosten bei den Anbietern, bei der Zentralen Zulagen-
stelle der BfA und den Finanzbehörden können erheblich re-
duziert werden. Es kann wie bisher Vorsorgesparen für die
Rentenphase besonders gefördert werden. Wenn zusätz-
lich noch begrenzte Entnahmen aus dem Riester-Konto vor
Erreichen des Rentenalters zugelassen werden, könnte zu-
dem der Sparerfreibetrag abgeschafft und auf die nach der-
zeitigem Diskussionsstand vorgesehene Option zur Veran-
lagung abgeltend besteuerter Einkünfte verzichtet werden,
was eine weitere Entlastung von Sparern und Finanzbehör-
den bedeutet. 

Ein Urteil über Erfolg oder Misserfolg ist
verfrüht

Im Februar 2003 teilte das Deutsche Institut für Altersvor-
sorge (DIA) mit, dass bis Ende 2002 5,1 Mill. Riester-Ver-
träge abgeschlossen wurden, davon seien 3,1 Mill. Verträ-
ge dem Bereich der privaten kapitalgedeckten Altersvor-
sorge und 2 Millionen der betrieblichen Altersversorgung zu-
zuordnen. Kann anhand dieser Zahlen des ersten Jahres
über Erfolg oder Misserfolg der – steuerlich geförderten –
zusätzlichen Altersvorsorge entschieden werden? Nein, das
wäre verfrüht.

Der Abschluss eines Altersvorsorgevertrages und damit der
Einstieg in eine zusätzliche private Altersvorsorge ist eine
sehr langfristig wirkende Entscheidung. Da sollte die Tatsa-
che, dass sich bereits im ersten Jahr über 5 Mill. Bundes-
bürger für einen solchen Vorsorgevertrag entschieden ha-
ben, nicht unterschätzt werden. Zum Vergleich: Mit dem
3. Vermögensbildungsgesetz wurde die kapitalbildende Le-
bensversicherung in den Kreis der begünstigten Produkte
aufgenommen. Im ersten Jahr der Einbeziehung belief sich
der Versicherungsbestand auf 2,2 Mill. Verträge (1971). Sei-
nen Höhepunkt erreichte diese Art der Vermögensbildung
1982 mit einem Bestand von 5,9 Mill. Verträgen. Auch bei
diesen Verträgen entwickelte sich der Vertragsbestand al-
so nur »langsam«. 

Neues Produkt erfordert Informationen

Mit der Einführung der steuerlich geförderten privaten Al-
tersvorsorge wird dem Bürger ein völlig neues Produkt an-
geboten, und auch der Gesetzgeber hat damit Neuland be-
treten. Aufgrund der Renten- und Versorgungsreform 2001
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ist der Bürger erstmals massiv mit der Notwendigkeit kon-
frontiert, über eine Altersvorsorge zusätzlich zur gesetzlichen
Rente bzw. zur Pension nachzudenken. Bisher herrschte
das Grundverständnis, dass die gesetzliche Altersversor-
gung ausreichend sei. Nun gilt – und zwar ganz offiziell –:
Wer nicht privat vorsorgt, läuft Gefahr, im Alter nicht über
ausreichende Mittel zu verfügen, um seinen aktuellen Le-
bensstandard halten zu können. Mit der Frage: »Habe ich
für die Zeit nach dem Ende meines Erwerbslebens ausrei-
chend vorgesorgt?«, wollen sich viele Bürger nicht ausein-
andersetzen, weil der Zeitraum für den vorgesorgt werden
soll, noch in weiter Ferne liegt und gerade in jungen Jahren
andere Probleme drängender erscheinen. Die Notwendig-
keit seine eigene Versorgungssituation im Alter einzuschät-
zen und Rückschlüsse daraus zu ziehen, überfordert einige
Bürger scheinbar noch, sie ist allerdings von großer Be-
deutung. Zur Verdeutlichung dieser Bedeutung hat u.a. die
Diskussion um die »Riester-Rente« beigetragen.

Allerdings muss der Einzelne auch anhand der ihm vorlie-
genden Unterlagen in die Lage versetzt werden, die Höhe
der zusätzlich erforderlichen Altersvorsorge so gut und re-
alistisch wie möglich ermitteln zu können. Hierzu gehört auch
die Kenntnis darüber, mit welchen Leistungen im Alter (Ren-
te aus der gesetzlichen Rentenversicherung, Pension, Leis-
tungen aus einer bereits bestehenden betrieblichen und/oder
privaten Sicherung) aufgrund der bisherigen Vorsorgeauf-
wendungen bereits gerechnet werden kann. Ein Teil dieser
erforderlichen Aufklärung wird ihm durch die im Rahmen der
Rentenreform eingeführten Renteninformation an die Hand
gegeben. Nach einer Studie der Bertelsmann Stiftung mit
dem Titel »Die Riester-Rente: Wer hat sie, wer will sie?« be-
steht bei dem Erkennen der Versorgungslücke noch weite-
rer Aufklärungsbedarf. Nach der Studie überschätzen bei-
spielsweise sieben von zehn Bürgern, die ihre Altersvorsor-
ge wegen (vermeintlich) bereits ausreichender Absicherung
nicht erhöhen wollen, weiterhin die Leistungen aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung. Und solange die Bürgerin-
nen und Bürger keine Vorsorgenotwendigkeit sehen, wird
auch die steuerliche geförderte Altersvorsorge mittels eines
Altersvorsorgevertrages nicht von allen Förderberechtigten
im wünschenswerten Umfang angenommen. Je schneller
die notwendigen Informationen die Bürger erreichen, desto
schneller werden sie selber vorsorgen.

Darüber hinaus beeinflusst die zusätzliche Altersvorsorge
in der Regel das bisherige »Sparverhalten«. Viele Bürger
haben bereits Mittel im Rahmen vermögenswirksamer Leis-
tungen angelegt, langfristige Bausparverträge oder Kapi-
tallebensversicherungsverträge abgeschlossen, oder sie ha-
ben sich durch die Abzahlung von Krediten zum Eigen-
tumserwerb langfristig gebunden. Dies alles hat Einfluss
auf die Frage, ob überhaupt ein neuer zusätzlicher Alters-
vorsorgevertrag abgeschlossen werden kann. Hieran zeigt
sich, dass – im Hinblick auf den langen Anlagehorizont –

nicht von allen förderberechtigten Bürgern im Moment lang-
fristige Anlageentscheidungen erwartet werden können. Die
Anzahl der bisherigen Vertragsabschlüsse – wenn sie denn
überhaupt als Gradmesser für den Erfolg angesehen wer-
den kann – ist daher höher einzuschätzen, als es teilweise
dargestellt wird. Es mag zwar sein, dass sich viele Leute hö-
here Abschlusszahlen erhofft haben, aber diese Hoffungen
können nicht der Maßstab sein, an dem sich der Erfolg der
»Riester-Rente« messen lassen muss .

Riester-Rente – zu »kompliziert«?

Von vielen Seiten wird als Grund für eine mangelnde Ak-
zeptanz der »Riester-Rente« die Komplexität des Regel-
werkes angeführt. Doch ist dieser Vorwurf aus Sicht der Ver-
braucher gerechtfertigt? Dies ist mit einem klaren Nein zu
beantworten.

Dass die »Riester-Rente« in der Öffentlichkeit als »kompli-
ziert« wahrgenommen wird, hat verschiedene Gründe. Da-
bei ist allerdings zunächst zu klären, was unter dem Begriff
»Riester-Rente« denn tatsächlich zu verstehen ist. Die Be-
zeichnung wird in der Öffentlichkeit unterschiedlich weit ge-
fasst. Zum einen wird die »Riester-Rente« der im Rahmen
des Altersvermögensgesetzes neu eingeführten steuerlichen
Förderung nach § 10a des Einkommensteuergesetzes
(EStG)/Abschnitt XI EStG zugeordnet, zum anderen wird sie
mit der betrieblichen Altersversorgung und der Möglichkeit
einer Entgeltumwandlung in Verbindung gebracht. Tat-
sächlich bezieht sich die »Riester-Rente« ausschließlich auf
die steuerliche Förderung von Altersvorsorgebeiträge nach
§ 10a EStG / Abschnitt XI EStG. Hierbei handelt es sich pri-
mär um die Durchführung der privaten Altersvorsorge, in
dessen Rahmen auch Produkte der betrieblichen Alters-
versorgung berücksichtigt werden können. Voraussetzung
für die Förderung ist in den letztgenannten Fällen, dass die
Beiträge aus dem individuell versteuerten Arbeitslohn ge-
leistet werden und die Versorgungseinrichtung eine lebens-
lange Altersversorgung gewährleistet. Beitragsausfälle in der
Sozialversicherung kann es daher durch die »Riester-Ren-
te« – entgegen entsprechenden Medienberichten – nicht ge-
ben, auch wenn es sich um die Förderung im Rahmen ei-
ner Entgeltumwandlung handelt.

Zum einen empfinden die Bundesbürger die Produktaus-
wahl als schwierig: 

Die zusätzliche Altersvorsorge wurde den Bürgern nicht ver-
pflichtend auferlegt, sondern sie können frei entscheiden.
Da die jeweilige Situation der Bürger sehr unterschiedlich
ist, will der Staat keinem vorschreiben, welche Altersver-
sorgung für ihn die Richtige ist. Er verlangt lediglich die Be-
achtung einiger Kernelemente (z.B. lebenslange Absiche-
rung). So wurden die steuerlich geförderten Produkte nicht
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auf ein bestimmtes Produkt, z.B. auf die Rentenversiche-
rung, beschränkt, sondern dem begünstigten Personenkreis
steht eine breite Palette von Produkten der privaten Alters-
vorsorge und der betrieblichen Altersversorgung zur Aus-
wahl. Allerdings kann diese Vielfalt von Einzelnen auch als
Belastung empfunden werden (Wer die Wahl hat, hat die
Qual). Er muss sich unter Berücksichtigung seiner indivi-
duellen Lebenssituation, seines Alters, seines Einkommens,
des Familienstandes und seiner Sicherheitsorientierung für
eines der angebotenen Produkte entscheiden. Wichtig ist
dabei in der Regel die Frage: »Bei welchem Produkt ergibt
sich die höchste Rendite?«. Gerade diese Frage kann je-
doch aufgrund der erheblichen Laufzeiten, die abgedeckt
werden, nicht beantwortet werden. Eine garantierte Vor-
hersage, wie sich Anlagen über einen längeren Zeitraum tat-
sächlich entwickeln werden, kann keiner abgeben. Das be-
trifft jedoch nicht nur die »Riester-Rente«, sondern auch
andere »konventionelle« Anlageprodukte. Auch die Ent-
wicklung von Aktienfonds oder von Gewinnanteilen bei ei-
ner Rentenversicherung lässt sich nicht garantieren. Es kann
lediglich eine Aussage für die Vergangenheit getroffen wer-
den. Ob diese in die Zukunft übertragen werden darf, er-
scheint zumindest zweifelhaft, wie die jüngsten Entwicklun-
gen an den Aktienmärkte gezeigt haben.

Die angebotenen Produkte werden durch die Anleger zu-
dem (in begrüßenswerter Weise) kritisch hinterfragt. Erwar-
tungsgemäß wird der Anleger dann beim Studium der ent-
sprechenden Geschäftsbedingungen und Vertragstexte über
die »Komplexität« erschrocken sein. Handelt es sich hierbei
jedoch um ein Novum für »Riester-Produkte«? Nein, dies
ist nicht der Fall. Allerdings meint der Anleger »herkömmli-
che« Anlageprodukte bereits zu kennen. So wird z.B. ein Le-
bensversicherungsvertrag ohne langes Zögern unterschrie-
ben. Komplizierter als Lebensversicherungsverträge sind
zertifizierte Altersvorsorgeverträge aber auch nicht.

Zurzeit gibt es eine Vielzahl von Publikationen, in denen
Vergleiche zwischen den verschiedenen, Anlageformen
durchgeführt wurden. Dabei zeigt sich, dass die Rendite der
»Riester-Produkte« teilweise höher ist als diejenige her-
kömmlicher Anlageprodukte.

Nicht zuletzt ist die Aussage, dass »alles viel zu kompliziert
sei und sich sowieso nicht lohne«, auch teilweise auf eine
Abwehrreaktion zurückzuführen. So muss man sich erst gar
nicht mit dem Themenkomplex auseinandersetzen und wo-
möglich im konkreten Fall einen zusätzlichen Altersvorsor-
gebedarf feststellen. Interessierte Bürger, die sich mit ihrer
Altersversorgung jedoch erstmals auseinandersetzen, neh-
men dann neben der privaten Altersvorsorge auch das ge-
samte Spektrum der möglichen betrieblichen Altersversor-
gung stärker als bisher wahr. Ein Arbeitnehmer muss sich
daher nicht nur mit den tatsächlichen Neuerungen im Zuge
der Rentenreform 2001, sondern auch mit bereits beste-

henden gesetzlichen Regelwerken im Steuerrecht und im
Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung
(BetrAVG) auseinandersetzen. Dabei ist zuzugestehen, dass
die existente betriebliche Altersversorgung mit ihren bisher
vier, jetzt fünf, Durchführungswegen nicht zu den einfach-
sten Rechtsgebieten gehört. Insgesamt entsteht damit sehr
leicht der Eindruck einer sehr hohen Komplexität, die – zu
Unrecht – im vollem Umfang der Rentenreform 2001 ange-
lastet wird.

Eine gewisse Komplexität resultiert sicherlich aus der engen
Verknüpfung zwischen dem Recht der gesetzlichen Ren-
tenversicherung bzw. dem Beamtenrecht und dem Steuer-
recht. Außerdem haben einige sozial-, familien-, frauen-, ver-
braucher- und haushaltspolitische Vorgaben Eingang in das
geltende Recht genommen. Diese einzelnen Regelungen
sind jede für sich betrachtet gerechtfertigt. Sie liegen aller-
dings alle in dem Spannungsfeld zwischen einer sozial aus-
gewogenen und einer einfachen Regelung.

So ist z.B. die abgeleitete Zulageberechtigung sozialpolitisch
sinnvoll, da mit ihr auch demjenigen Ehepartner, der ge-
meinsame Kinder versorgt und daher auf eine Erwerbstä-
tigkeit verzichtet, ermöglicht wird, gleichwohl eine zusätzli-
che eigene Altersvorsorge unter Inanspruchnahme der
Grund- und Kinderzulage aufzubauen. Einfacher wäre es
gewesen, die Zulage – wie den Sonderausgabenabzug –
nur demjenigen zu gewähren, in dessen Alterssicherungs-
system der Gesetzgeber durch die Absenkung des Versor-
gungs- bzw. Rentenniveaus unmittelbar eingegriffen hat.
Nicht erwerbstätige Ehepartner wären dann allerdings re-
gelmäßig von einer Förderung ausgeschlossen gewesen.

Die im Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz (AltZertG)
vorgesehene Verteilung der Vertragsabschlusskosten ist ein
weiteres Beispiel für das Bemühen des Gesetzgebers, eine
ausgewogene Regelung zu konzipieren. Nach § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 8 AltZertG ist vorgeschrieben, dass die Ab-
schlusskosten nicht, wie bei den »klassischen« Lebensver-
sicherungsverträgen üblich, unmittelbar mit den ersten Bei-
trägen des Anlegers verrechnet werden dürfen, sondern über
einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren gleichmäßig
verteilt werden müssen. Das bedeutet, dass bei den »klas-
sischen« Lebensversicherungen der Anleger zunächst mit
seinen ersten Beiträgen keinen Kapitalstock aufbaut, son-
dern hiermit alleine die angefallenen Vertriebskosten aus-
gleicht. Kündigt er seinen Lebensversicherungsvertrag in
den ersten Jahren vorzeitig, dann wird er in der Regel nur
einen Rückzahlungsbetrag erhalten, der weit unter den von
ihm gezahlten Beiträgen liegt. Mit der im AltZertG enthalte-
nen Regelung, dass lediglich ein Zehntel der angefallenen
Abschlusskosten pro Jahr mit den eingehenden Beiträgen
verrechnet werden können, wollte der Gesetzgeber dies ver-
hindern und so die Rechte des Anlegers stärken. Kehrsei-
te ist allerdings, dass eine entsprechende Regelung zu Las-
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ten der Vertriebsprovision geht, so dass damit auch der
Anreiz für den Vertrieb sinkt, entsprechende Anlageprodukte
zu verkaufen. 

Das Ansteigen der Förderung in vier Stufen erfolgte aufgrund
haushaltspolitischer Vorgaben. Es wäre sicher wünschens-
wert gewesen, wenn die Abzugsmöglichkeiten bereits im
Jahre 2002 in dem Umfang bestehen würden, der für das
Jahr 2008 vorgesehen ist. Aber aufgrund der damit zu-
sammenhängenden erheblichen Steuerausfälle ist das An-
steigen in Stufen eine ausgewogene Alternative zwischen
den verschiedenen Vorgaben.

Auch die häufig kritisierte Mindesteigenbeitragsberechnung
ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass ein Anreiz für die
Bürgerinnen und Bürger geschaffen werden soll, zusätzlich
zu den Pflichtbeiträgen an die gesetzliche Rentenversiche-
rung bzw. zu erworbenen Versorgungsansprüchen eine frei-
willige kapitalgedeckte private Altersvorsorge mit eigenen
Beiträgen bzw. eine zusätzliche Alterssicherung im Rahmen
der betrieblichen Altersversorgung aufzubauen. Der Staat
hilft und unterstützt, setzt jedoch eine Eigenleistung des Be-
troffenen voraus. Das bedeutet: Die zusätzliche Altersvor-
sorge soll staatlich gefördert, aber privat finanziert werden.
Eine staatlich finanzierte Grundrente ist nicht gewollt. Aus
diesem Grund wird beispielsweise die volle Altersvorsorge-
zulage nur dann gewährt, wenn sich der Anleger am Auf-
bau seines Altersvorsorgevermögens beteiligt und einen an-
gemessenen Eigenbeitrag leistet.

Die Sparleistung soll in der Endstufe der Förderung im Jahr
2008 insgesamt 4% der Summe der in dem Sparjahr vor-
angegangenen Kalenderjahr erzielten beitragspflichtigen Ein-
nahmen bzw. der bezogenen Besoldung/Amtsbezüge be-
tragen. Sie setzt sich aus den geleisteten Eigenbeiträgen
und den staatlichen Zulagen zusammen, d.h. die erforder-
liche Sparleistung braucht nicht alleine aufgebracht werden.

In letzter Zeit wurde immer wieder eine Vorfinanzierung der
Zulage durch den Steuerpflichtigen gefordert. Dies würde
die Abwicklung der Verträge zwar erheblich vereinfachen,
da der Anbieter einen kontinuierlichen Beitragseingang er-
hält. Aber gerade bei Beziehern kleiner Einkommen und kin-
derreichen Familien mit entsprechend hohem Förderanteil
könnte diese »Vorkasse« zu einem Rückgang der Akzep-
tanz führen, da Haushalte mit geringen Einkommen bei ei-
ner vollständigen Vorfinanzierung zu stark belastet würden. 

Daneben wird auch das Förderverfahren immer wieder als
zu kompliziert angesehen. Der Gesetzgeber hat sich im Zu-
ge der verfahrenstechnischen Umsetzung des Förderver-
fahrens dafür entschieden, weitgehend auf eine elektroni-
sche Datenerfassung und moderne Kommunikationsmittel
zurückzugreifen. Es werden insoweit nur diejenigen Daten
vom Anleger abgefragt, welche die zentrale Stelle nicht auf

anderem Wege elektronisch ermitteln kann. Hierdurch wird
der bürokratische Aufwand bei den Anlegern so gering wie
möglich gehalten. Der Anleger erhält von seinem Anbieter
für jedes Beitragsjahr unaufgefordert einen Antrag auf Al-
tersvorsorge. Dieser beinhaltet bereits die dem Anbieter be-
kannten aktuellen Vertragsdaten, so dass der Anleger in
der Regel lediglich die Höhe seiner – der Lohnsteuerkarte
zu entnehmenden – beitragspflichtigen Einnahmen des Vor-
jahres zu ergänzen hat. Außerdem hat er zwei Felder anzu-
kreuzen (Art der Zulageberechtigung; Angabe für welche
Verträge die Zulage beantragt wird). Weitergehende Anga-
ben sind für die Gewährung der Grundzulage regelmäßig
nicht erforderlich. Belege bzw. zusätzliche Bescheinigungen
müssen dem Antrag nicht beigefügt werden. Den Antrag auf
Zulage hat der Anleger dann seinem Anbieter zuzusenden,
der die Daten elektronisch erfasst und der für die Abwick-
lung der Zulagenverwaltung zuständigen »zentralen Stelle«
übermittelt. Diese berechnet die Zulage und überweist sie
dem Anbieter, der sie wiederum dem Konto des Anlegers
gutschreibt. Über das Ermittlungs- bzw. Berechnungser-
gebnis wird der Zulageberechtigte einmal jährlich von sei-
nem Anbieter unterrichtet. 

Ferner erhält der Anleger einmal jährlich von seinem An-
bieter – ebenfalls unaufgefordert – eine Bescheinigung nach
§ 10a Abs. 5 EStG, die er zusammen mit der neuen Anla-
ge AV seiner Steuererklärung beizufügen hat, sofern er ei-
nen Sonderausgabenabzug geltend machen will. Neben
diesen Unterlagen müssen keine weiteren Belege (z.B. Über-
weisungsträger) eingereicht werden. In der vom Anbieter
erstellten Bescheinigung sind insbesondere die aktuellen
Vertragsdaten enthalten, so dass in der Anlage AV nur sehr
wenige persönliche Angaben vom Steuerpflichtigen ergän-
zend benötigt werden. Das Finanzamt berechnet dann, ob
der Sonderausgabenabzug für den Steuerpflichtigen güns-
tiger ist als der Anspruch auf Zulage. Diese Prüfung erfolgt
– sofern entsprechende Angaben vom Steuerpflichtigen ge-
macht werden – von Amts wegen. Erfolgt aufgrund der
Günstigerprüfung ein Sonderausgabenabzug, wird dem
Steuerpflichtigen die über den Zulageanspruch hinausge-
hende Steuerermäßigung gutgeschrieben. Hierüber kann
er frei verfügen; sie wird nicht Bestandteil des Altersvor-
sorgevermögens.

Zusammenfassend ist festzustellen: Für den Anleger wur-
de das Förderverfahren sehr einfach ausgestaltet. Die ak-
tuellen Vertragsdaten, die in der Ansparphase für eine ord-
nungsgemäße Gewährung der Zulagen bzw. des Sonder-
ausgabenabzuges benötigt werden, sowie später in der Aus-
zahlungsphase der korrekten nachgelagerten Besteuerung
dienen, werden bereits vom Anbieter der Verwaltung zur Ver-
fügung gestellt. Diesen und nicht den Anleger treffen damit
gewisse verwaltungsmäßige Belastungen. Für den Anleger
lässt sich sowohl der Zulageantrag als auch die Anlage AV
schnell und ohne Schwierigkeiten ausfüllen. 
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Zusätzliche Altersvorsorge: immer ein »Plus«

Oft wird behauptet, die »Riester-Rente« lohne sich insbe-
sondere »für Familien mit Kindern und Geringverdiener«. Da-
bei wird außer Acht gelassen, das sich wegen des Sonder-
ausgabenabzugs ein Altersvorsorgevertrag auch für Ledi-
ge oder Spitzenverdiener rechnen kann. Der Staat beteiligt
sich – sofern der Sonderausgabenabzug zum Ansatz kommt
– innerhalb der Grenzen des § 10a Abs. 1 EStG – in Höhe
des individuellen Steuersatzes am Aufbau eines zusätzlichen
Altersvorsorgevermögens. Zwar werden die in der Auszah-
lungsphase zufließenden Leistungen steuerlich wieder er-
fasst (nachgelagerte Besteuerung), allerdings erst viele Jah-
re später. Dadurch ergibt sich für den Einzelnen selbst dann
ein positiver Zinseffekt, wenn angenommen wird, dass der
Steuerpflichtige seine Einkünfte in der Ansparphase und in
der Auszahlungsphase mit dem gleichen Steuersatz ver-
steuern muss. Das wird allerdings die Ausnahme sein! Nor-
malerweise ist der Steuersatz im Alter geringer als in der
Erwerbsphase des Steuerpflichtigen, so dass der Vorteil un-
mittelbar auf der Hand liegt. Es ist auch verfehlt über die Hö-
he von Förderquoten zu diskutieren, da der Staat nur einen
Anreiz für den Einzelnen schaffen will, Mittel für sein Alter zu-
rückzulegen. Der Gesetzgeber schafft durch die Möglich-
keiten eines zusätzlichen Sonderausgabenabzugs lediglich
die Rahmenbedingungen, die der Einzelne nutzen kann. Wer-
den sie genutzt, wird dem Steuerpflichtigen nichts wegge-
nommen, sondern er erhält in jedem Fall etwas hinzu.

Nach den Untersuchungsergebnissen der STIFTUNG WA-
RENTEST lohnt sich die vom Staat geförderte Altersvorsorge
auf jeden Fall für den Verbraucher. Die zusätzliche Alters-
vorsorge ist zwar freiwillig und damit kein Muss, aber sicher
immer ein Plus.
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Die Besteuerung von Alterseinkünften
steht vor großen Herausforderungen. Zum
einen hat das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) die Verfassungswidrigkeit der Be-
steuerung von gesetzlichen Renten fest-
gestellt und dem Gesetzgeber aufgege-
ben, eine verfassungskonforme Besteu-
erungspraxis herbeizuführen.1 Zum an-
deren soll die zusätzliche Altersvorsorge
gestärkt werden. Zu diesem Zweck hat
der Gesetzgeber mit dem Altersvermö-
gensgesetz (AVmG)2 die Besteuerung der
privaten und betrieblichen Altersvorsorge
mit Wirkung ab dem 1. Januar 2002 um-
gestellt. Da nicht alle Folgen dieser Um-
stellung bedacht wurden und eine noch
stärkere Förderung der Altersvorsorge an-
gezeigt erscheint, besteht auch hier wei-
terer Reformbedarf. Schließlich gewinnt
die internationale Entsendung von Mitar-
beitern innerhalb von multinationalen Kon-
zernen immer mehr an Bedeutung. Inter-
national unabgestimmte Besteuerungs-
regelungen der betrieblichen Altersvor-
sorge eröffnen erhebliche Gestaltungs-
spielräume. Auch hier besteht deshalb
Reformbedarf. Der vorliegende Beitrag
beschreibt die steuerlichen Fragen, die
sich im Zusammenhang mit diesen drei
Problembereichen ergeben und will An-
satzpunkte zu deren Lösung anbieten.
Dazu wird zunächst die Besteuerung der
gesetzlichen Rentenversicherung (GRV)
erörtert. Dann erfolgt eine Diskussion um
die Besteuerung der zusätzlichen Alters-
vorsorge, die von einem Aufriss der Pro-
bleme bei der internationalen Besteue-
rung der Altersvorsorge begleitet wird. Der
Beitrag schließt mit einigen steuerpoliti-
schen Schlussfolgerungen.

Besteuerung der GRV unter dem
Einfluss der Rechtsprechung des
BVerfG

Renten aus der GRV und Beamtenpen-
sionen werden in Deutschland derzeit
unterschiedlich besteuert. Diese unter-

schiedliche steuerliche Behandlung ist
nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 6. März 2002 mit dem
Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1
des Grundgesetzes nicht vereinbar. 

Im Rahmen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sind bei einer weitgehenden
Steuerfreistellung der Beiträge die Renten
nur in Höhe ihres Ertragsanteils zu ver-
steuern. Dieser Ertragsanteil wird in Ab-
hängigkeit vom Renteneintrittsalter er-
mittelt und bleibt während der gesamten
Rentenlaufzeit unverändert. Beispielsweise
beträgt der Ertragsanteil bei einem Ren-
teneintrittsalter von 65 Jahren nur 27% der
Rente, d.h. nur 27% der bezogenen Ren-
te werden versteuert. Empfänger von Be-
amtenpensionen müssen ihre gesamte
Pension, abgesehen von einem Versor-
gungsfreibetrag, der Einkommensteuer
unterwerfen. Dabei beträgt der Versor-
gungsfreibetrag jährlich maximal 3 072 r.
Eine steuerliche Ungleichbehandlung der
Pensionen und gesetzlichen Renten ist
nach Ansicht des Bundesverfassungs-
gerichts deshalb gegeben, weil die ge-
setzlichen Renten nur einer partiellen Be-
steuerung unterliegen, obwohl die Beiträ-
ge zur gesetzlichen Rentenversicherung
weitgehend steuerbefreit sind. Arbeitge-
berbeiträge sind als Betriebsausgabe
steuerlich abziehbar, Arbeitnehmerbeiträ-
ge weitgehend als Sonderausgabe ab-
setzbar. Das Bundesverfassungsgericht
koppelt somit eine steuerliche Behandlung
von Beitragszahlungen und Rentenzah-
lungen wie bei einer privaten Versicherung
oder Kapitalanlage. Einkommen ist einmal
vollständig zu versteuern. Soweit dies nicht
für die Beiträge geschieht, sollten Renten
besteuert werden. Wenn Beiträge weit-
gehend steuerfrei eingezahlt werden, sind
Renten wie Beamtenpensionen im Alter
zu besteuern. 

Das Bundesverfassungsgericht lässt dem
Gesetzgeber jedoch Spielräume, wie ei-
ne verfassungsgemäße Besteuerung der
gesetzlichen Renten herbeigeführt wer-
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den kann. So wäre auch denkbar, von einem Sonderaus-
gabenabzug für Arbeitnehmerbeiträge abzusehen und die
gesetzlichen Renten insoweit steuerfrei zu stellen. Allerdings
zeigen die nachfolgenden stärker ökonomisch geprägten
Überlegungen, dass ein solcher Spielraum tatsächlich nicht
besteht und für die gesetzliche Rentenversicherung das
nachgelagerte Besteuerungsverfahren – wie es gegenwär-
tig bereits bei den Beamtenpensionen praktiziert wird – ein-
geführt werden sollte.

Bei der gesetzlichen Rentenversicherung handelt es sich um
ein umlagefinanziertes System. Bei umlagefinanzierten Sys-
temen sind die ausgezahlten Renten nicht auf die Beiträge
zurückzuführen, die für den jeweiligen Rentner eingezahlt
wurden. Denn die Beiträge werden nicht verzinslich ange-
legt, sondern unmittelbar an die derzeitige Rentnergenera-
tion ausgezahlt. Ein Zusammenhang zwischen Beiträgen
und Rentenleistungen, wie bei einer kapitalgedeckten Al-
tersvorsorge, besteht somit nicht. Gesetzlich Versicherte
sind verpflichtet, Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu entrichten. Sie sind somit eine Zwangsabgabe und
haben als solche eher den Charakter einer Steuer. Da eine
Steuer jedoch kein verfügbares Einkommen ist, sollten Bei-
träge – wie andere Steuern – als nichtdisponibles Einkom-
men angesehen werden, d.h. sie sollten in vollem Umfang
steuerfrei eingezahlt werden. Folgt man dieser Auffassung,
dann stellen die gesetzlichen Altersrenten ein erstmaliges ei-
genständiges Einkommen dar, das als solches in vollem Um-
fang der Besteuerung unterliegen muss (vgl. Wellisch 2001). 

Da eine kurzfristige Umstellung der steuerlichen Behandlung
der gesetzlichen Renten zu unerwünschten verteilungspo-
litischen Konsequenzen für die Generation der Rentner füh-
ren würde, sind für einen längerfristigen Anpassungszeitraum
Übergangsregelungen erforderlich. Der Übergang zu einem
nachgelagerten Besteuerungsverfahren kann erreicht wer-
den durch eine sukzessive Erhöhung der
steuerbefreiten Arbeitnehmerbeiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung und eine
gleichzeitige Erhöhung des steuerpflichtigen
Anteils der Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Aus politischen Gründen
sollte allerdings mit einer schrittweisen Um-
stellung der Besteuerung nicht zu lange ge-
wartet werden. Infolge der demographischen
Entwicklung nimmt in Deutschland der An-
teil der Rentner an der Gesamtbevölkerung
zu. Die Rentnergeneration stellt damit ein er-
hebliches Wählerpotential dar. Soll der Ein-
stieg in die nachgelagerte Besteuerung
durchsetzbar sein, erscheint es daher sinn-
voll, bald mit einer Erhöhung des steuer-
pflichtigen Anteils der gesetzlichen Renten
zu beginnen und gleichzeitig den Anteil der
Arbeitnehmerbeiträge, die steuerfrei einge-
zahlt werden, zu erhöhen. 

Besteuerung der zusätzlichen – betrieblichen
und privaten – Altersvorsorge 

Die demographische Entwicklung in Deutschland und einer
Vielzahl anderer Länder ist durch eine zunehmende Alterung
der Bevölkerung geprägt. Diese Entwicklung lässt sich mit
Hilfe des so genannten Alterslastquotienten verdeutlichen.
Der Alterslastquotient ist definiert als die Anzahl der Per-
sonen, die 60 Jahre und älter sind, bezogen auf 20- bis
59-jährige Personen. Im Vergleich zu heute wird sich der
Alterslastquotient in Deutschland bis zum Jahr 2030 mehr
als verdoppeln.3

Infolge dieser demographischen Entwicklung kommen auf
einen Empfänger der gesetzlichen Rente immer weniger
Erwerbstätige, die eine Rente nach dem Umlageverfahren
finanzieren können. Sollen die Alterseinkommen auf dem
heutigen Niveau stabilisiert werden, ohne die Beitragssätze
zur gesetzlichen Rentenversicherung erheblich anzuheben,
muss die gesetzliche Rente zukünftig durch Altersleistun-
gen aus einer zusätzlichen betrieblichen und privaten Al-
tersvorsorge ergänzt werden. 

Betriebliche und private Altersvorsorge besitzen in Deutsch-
land gegenwärtig jedoch nur eine geringe Bedeutung. Dies
wird in der folgenden Abbildung daran ersichtlich, dass zur-
zeit in Deutschland lediglich 15% des Alterseinkommens aus
betrieblicher und privater Altersvorsorge resultiert. Insbe-
sondere im internationalen Vergleich wird deutlich, dass
Deutschland auf dem Gebiet der betrieblichen und privaten
Altersvorsorge starke Defizite aufweist. Andere Staaten ha-
ben ihr Altersvorsorgesystem bereits umgestellt oder – wie
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3 Vgl. Börsch-Supan und Miegel (1999, S. 6); auch Börsch-Supan (2000,
S. 4 ff.); Statistisches Bundesamt (2000, S. 13 ff.).
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die USA – einer zusätzlichen privaten und betrieblichen Al-
tersvorsorge grundsätzlich eine größere Bedeutung beige-
messen.4 So werden beispielsweise in den USA mehr als
50% der Alterseinkünfte aus der zusätzlichen Altersvorsor-
ge bezogen. Diesem hohen Versorgungsgrad aus der zu-
sätzlichen Vorsorge ist umso mehr Bedeutung beizumes-
sen, berücksichtigt man, dass die aus der demographischen
Entwicklung resultierenden Probleme in den USA weitaus
weniger ausgeprägt sind als beispielsweise in Deutschland.

Die Stärkung der zusätzlichen Altersvorsorge ist daher auch
in Deutschland gesellschaftlich erwünscht, und es besteht
Konsens, dass sie staatlich gefördert werden sollte. Durch
das AVmG wurden Rahmenbedingungen geschaffen, um
die zusätzliche Altersvorsorge auszuweiten. 

Eine betriebliche Altersvorsorge kann nach dem Gesetz zur
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung in Deutsch-
land derzeit über fünf verschiedene Wege durchgeführt wer-
den (vg. Wellisch 2002, S. 728 ff.). Arbeitgeber können für
ihre Arbeitnehmer Direktversicherungen abschließen, Bei-
träge an Pensionskassen, Pensionsfonds sowie Unterstüt-
zungskassen leisten und ihren Arbeitnehmern Direktzusa-
gen über betriebliche Pensionen erteilen.5 Zudem kann das
in einem Arbeitszeitkonto angesparte Guthaben für Zwe-
cke der Altersversorgung verwendet werden (vgl. Wellisch
und Näth 2003b). Die private Altersvorsorge in Deutsch-
land kann insbesondere über Lebens- und Rentenversi-
cherungen oder die seit dem 1. Januar 2002 von Versiche-
rungsgesellschaften und Banken angebotenen privaten
Riester-Verträge erfolgen.6

Im Gegensatz zur Umlagefinanzierung bei
der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt
die Finanzierung der zusätzlichen Altersvor-
sorge nach dem Kapitaldeckungsverfahren.
Altersvorsorgebeiträge werden hierbei ver-
zinslich angelegt. Somit besteht bei der be-
trieblichen und privaten Altersvorsorge eine
direkte Verbindung zwischen den Altersvor-
sorgebeiträgen, den erwirtschafteten Erträ-
gen und den Altersleistungen. Eine Abstim-
mung der steuerlichen Behandlung von Bei-
trägen, Erträgen und Renten erscheint da-
her sinnvoll. Zwar gibt es derzeit in Deutsch-
land bei der betrieblichen und privaten Al-
tersvorsorge keine einheitliche steuerliche
Behandlung. Sie ist jedoch konsistenter als
bei der gesetzlichen Altersvorsorge. Ein-
kommen aus betrieblicher oder privater Vor-
sorge unterliegen grundsätzlich einmal der

Besteuerung. Zu bemängeln ist jedoch, dass die steuerliche
Behandlung zwischen den einzelnen Durchführungswegen
der betrieblichen Altersvorsorge und den verschiedenen Vor-
sorgeformen der privaten Altersvorsorge so vielgestaltig ist.7

Altersvorsorgebeiträge, die im Rahmen einer betrieblichen
Altersvorsorge an eine Pensionskasse oder einen Pen-
sionsfonds gezahlt werden, können nach § 3 Nr. 63 EStG
in begrenzter Höhe von der Steuer befreit werden. Alters-
vorsorgebeiträge, die an eine Pensionskasse oder in eine
Direktversicherung geleistet werden, können gemäß § 40 b
EStG pauschal mit einem Steuersatz von 20% besteuert
werden. Altersvorsorgebeiträge, die in einen privaten Ries-
ter-Vertrag oder an eine Pensionskasse, einen Pensions-
fonds oder in eine Direktversicherung eingezahlt werden,
können durch den Sonderausgabenabzug nach § 10 a EStG
bzw. durch die Altersvorsorgezulage nach Abschnitt XI EStG
gefördert werden. Diese so genannte Riester-Förderung läuft
jedoch bei ihrer vornehmlichen Zielgruppe – den Arbeit-
nehmern – ins Leere. Denn ein Arbeitnehmer wird sich in Ab-
stimmung mit dem Arbeitgeber im Rahmen der betrieblichen
Altersvorsorge für die für ihn vorteilhafteste Förderalternati-
ve entscheiden. Dabei ist eine Steuerfreistellung nach § 3
Nr. 63 EStG gegenüber der Riester-Förderung – bei grund-
sätzlich identischer steuerlicher Behandlung – aus sozial-
versicherungsrechtlicher Sicht vorteilhaft, da bei der Ries-
ter-Förderung die Altersvorsorgebeiträge der Beitragspflicht
in der Sozialversicherung unterliegen; bei der Förderung nach
§ 3 Nr. 63 EStG dagegen nicht. Ein rational entscheidender
Arbeitnehmer wird somit im Rahmen der betrieblichen Al-
tersvorsorge die Förderung nach § 3 Nr. 63 EStG und nicht
die Riester-Förderung wählen. Da die Riester-Förderung der
privaten Altersvorsorge nicht anders (besser) ist als die Ries-
ter-Förderung der betrieblichen Altersvorsorge, ist eine nach
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Abb. 2

4 Vgl. hierzu auch Doetsch (1988, S. 614 ff.); Kroschel (2000); Müssener
(1997); Spengel und Schmidt (1997); Zschiegner (1998).

5 Zu Pensionsfonds nach dem AVmG siehe auch Gohdes, Haferstock und
Schmidt (2001); Grabner, Bode und Stein (2001).

6 Zur privaten Altersvorsorge nach dem AVmG siehe auch Lindberg (2001);
Risthaus (2001).

7 Zur steuerlichen Behandlung der betrieblichen Altersvorsorge siehe auch
Förster, Rühmann und Recktenwald (2001); Ley (2002); Niermann (2001);
Wellisch (2002, S. 728 ff.); Wellisch und Näth (2002); Wellisch (2003a).
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§ 3 Nr. 63 EStG geförderte betriebliche Altersvorsorge auch
der privaten Riester-geförderten Altersvorsorge überlegen.
Auch ist nicht davon auszugehen, dass der Arbeitnehmer
zusätzlich zur betrieblichen Altersvorsorge einen Riester-ge-
förderten privaten Altersvorsorgevertrag abschließen wird.
Denn ein typischer Arbeitnehmer wird jährlich kaum einen
höheren Betrag für die zusätzliche (betriebliche und priva-
te) Altersvorsorge aufwenden, als im Rahmen der betrieb-
lichen Altersvorsorge durch die Steuerfreistellung des § 3
Nr. 63 EStG gefördert werden kann (4% der Beitragsbe-
messungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung) (vgl.
Wellisch und Näth 2003a).

Schließlich können Altersvorsorgebeiträge zur betrieblichen
oder privaten Altersvorsorge auch aus versteuertem Ein-
kommen geleistet werden. 

Die aus den Altersvorsorgebeiträgen erwirtschafteten Er-
träge werden weitgehend steuerfrei angesammelt. Die Be-
steuerung der Altersleistungen knüpft grundsätzlich an die
steuerliche Behandlung der Altersvorsorgebeiträge an. Wur-
den Altersvorsorgebeiträge durch Steuerbefreiung, Sonder-
ausgabenabzug oder Altersvorsorgezulage gefördert, unter-
liegen die Renten in voller Höhe der Besteuerung. Wurden
die Altersvorsorgebeiträge hingegen aus versteuertem Ein-
kommen gezahlt, unterliegen die Renten nur in Höhe ihres
Ertragsanteils der Besteuerung. 

Internationale Besteuerung der Altersvorsorge

Betrachtet man die Altersvorsorgesysteme in anderen Staa-
ten, so wird erkennbar, dass in der Regel für die betriebli-
che und private Altersvorsorge ein nachgelagertes Besteu-
erungsverfahren angewendet wird. Die Altersvorsorgebei-
träge werden in diesem Fall weitgehend steuerfrei einge-
zahlt, die erwirtschafteten Erträge sind überwiegend steu-
erfrei, und Renten unterliegen in voller Höhe der Besteue-
rung. Allerdings gibt es von diesem Besteuerungsverfahren
auch Ausnahmen, wie die Beschreibung der Regelungen
in Deutschland im letzten Abschnitt zeigte. Solange die steu-
erliche Behandlung der Altersvorsorge in den einzelnen Län-
dern nicht einheitlich erfolgt, kann bei internationalen Mitar-
beiterentsendungen eine Einmalbesteuerung aller Einkom-
menselemente vermieden werden.8 So werden Renten aus
ausländischen betrieblichen Pensionsfonds in Deutschland
nicht in voller Höhe besteuert. Bei internationalen Mitarbei-
terentsendungen aus Deutschland entstehen Steuervortei-
le. Als Beispiel sei der Fall betrachtet, dass ein Arbeitneh-
mer aus Deutschland nach Großbritannien entsandt wird
und im Alter nach Deutschland zurückkehrt. Er hat deshalb

seine Betriebsrenten in jedem Fall in Deutschland zu ver-
steuern. Dann ist es steuerlich vorteilhaft, die betriebliche Al-
tersvorsorge für diesen Arbeitnehmer über einen britischen
und nicht über einen deutschen Pensionsfonds durchzu-
führen. Zwar können sowohl die Beiträge an einen britischen
als auch an einen deutschen Pensionsfonds weitgehend
steuerfrei eingezahlt werden. Jedoch werden die Renten aus
dem deutschen Pensionsfonds in voller Höhe besteuert, die
Renten aus dem britischen Pensionsfonds, die in Deutsch-
land bezogen werden, dagegen nur in Höhe ihres Ertrags-
anteils (vgl. Wellisch 2003b).

Arbeitgeberbeiträge zur staatlichen Rentenversicherung sind
in allen Staaten als Betriebsausgabe von der Steuer ab-
setzbar, während Arbeitnehmerbeiträge international unter-
schiedlich behandelt werden. In einigen Ländern (beispiels-
weise in den USA oder in Großbritannien) müssen Arbeit-
nehmerbeiträge zur staatlichen Rentenversicherung aus ver-
steuertem Einkommen geleistet werden. In anderen Län-
dern (beispielsweise in Frankreich oder in der Schweiz) kön-
nen sie weitgehend aus (im Ergebnis) unversteuertem Ein-
kommen entrichtet werden. Wenn ein Mitarbeiter ins Aus-
land entsendet wird und im Alter in sein Heimatland zu-
rückkehrt, ist danach zu differenzieren, ob ein Doppelbe-
steuerungsabkommen im Rahmen einer solchen Mitarbei-
terentsendung das Kassenstaatsprinzip oder das Ansäs-
sigkeitsprinzip für die Besteuerung der staatlichen Rente vor-
sieht. Sieht ein Doppelbesteuerungsabkommen das Kas-
senstaatsprinzip vor (beispielsweise Frankreich, Niederlan-
de), führt die unterschiedliche steuerliche Behandlung von
Beiträgen zur staatlichen Rentenversicherung und daraus
fließenden Renten in den einzelnen Ländern zu keinem Pro-
blem, wenn die steuerliche Behandlung innerhalb eines Lan-
des abgestimmt ist. Sieht ein Doppelbesteuerungsabkom-
men jedoch das Ansässigkeitsprinzip vor und werden die
aus dem Ausland bezogenen staatlichen Renten im An-
sässigkeitsstaat des Rentners besteuert, können unter-
schiedliche Besteuerungssysteme eine Doppel- oder Min-
derbesteuerung bewirken.

Geht man in Deutschland zu einer nachgelagerten Besteu-
erung über, so kann es bei der Entsendung eines deutschen
Arbeitnehmers ins Ausland zu einer Doppelbesteuerung
kommen, wenn ein Mitarbeiter im Ausland Arbeitnehmer-
beiträge zur staatlichen Rentenversicherung aus teilweise
versteuertem Einkommen geleistet hat. Dieses Problem soll-
te nicht dadurch gelöst werden, dass es von einer prinzi-
piell nachgelagerten Besteuerung in Deutschland viel-
schichtige Ausnahmen gibt. Vielmehr könnte in den ent-
sprechenden Doppelbesteuerungsabkommen geregelt wer-
den, dass die im Ausland auf Arbeitnehmerbeiträge zur staat-
lichen Rentenversicherung gezahlte Steuer in Deutschland
auf die Steuer anrechenbar ist, die auf die aus dem Aus-
land gezahlte Rente aus der staatlichen Rentenversicherung
entfällt.
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8 Zur Steuerplanung in Entsendungsfällen siehe Jacobs (2002, S. 1257 ff.);
zur betrieblichen Altersvorsorge bei internationalen Mitarbeiterentsen-
dungen siehe auch Buttler (1998).
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Steuerpolitische Schlussfolgerungen

Es stellt sich nunmehr die Frage, welche Schlussfolgerungen
aus dieser Bestandsaufnahme gezogen werden können. 

Langfristig sollte in Deutschland eine nachgelagerte Be-
steuerung der gesetzlichen Renten eingeführt werden, weil
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung in einem
umlagefinanzierten System erstmaliges Einkommen dar-
stellen. Eine Umstellung auf ein nachgelagertes Verfahren
entspricht auch dem internationalen Trend, da viele Staa-
ten ein nachgelagertes Besteuerungsverfahren nicht nur auf
die betriebliche und private, sondern auch auf die gesetzli-
che Altersvorsorge anwenden. Durch die Umstellung auf die
nachgelagerte Besteuerung können – wie vorstehend dar-
gestellt – zwar nicht alle, jedoch viele Probleme der grenz-
überschreitenden Rentenbesteuerung gelöst werden. 

Die derzeit bestehenden privaten Vorsorgeformen und die
verschiedenen Durchführungswege der betrieblichen Al-
tersvorsorge können bestehen bleiben. Es ist jedoch erfor-
derlich, dass die unterschiedlichen Formen der zusätzlichen
Altersvorsorge steuerlich einheitlich behandelt werden. Die
Altersvorsorgebeiträge sollten grundsätzlich aus unver-
steuertem Einkommen entrichtet und die Renten in voller
Höhe besteuert werden. Diese Besteuerungsprinzipien soll-
ten zudem auch für Rentenleistungen gelten, die von aus-
ländischen Pensionsfonds (oder anderen privaten Vorsor-
geträgern) erbracht werden. Die Ausweitung des nachge-
lagerten Besteuerungsverfahren auf das gesamte Alters-
vorsorgesystem in Deutschland führt zu einer Vereinfachung
des Steuersystems. Werden auch von ausländischen Pen-
sionsfonds erbrachte Rentenleistungen in Deutschland nach-
gelagert besteuert, so kommt es zu einer Einschränkung der
bei internationalen Entsendungen ungewollten erzielbaren
Steuervorteile. 

Neben der steuerlichen muss auch die sozialversiche-
rungsrechtliche Behandlung der betrieblichen Altersvorsor-
ge in Deutschland vereinheitlicht werden. Zum einen ist dies
dadurch möglich, dass alle Beiträge zur betrieblichen Al-
tersvorsorge von der Sozialversicherungspflicht befreit wer-
den. Alternativ wäre eine Sozialversicherungspflicht aller Bei-
träge denkbar. Da eine Entlastung des Faktors Arbeit und
eine Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge eine hohe
wirtschaftspolitische Priorität haben, ist die erste Alternati-
ve zu bevorzugen. Dies würde auch den Nachteil der Ries-
ter-Förderung gegenüber der Förderung nach § 3 Nr. 63
EStG beseitigen und damit zu einem stärkeren Anreiz zur In-
anspruchnahme der Riester-Förderung führen.
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Kinder sind in Deutschland zum Störfak-
tor geworden. Sie kosten Geld, schrän-
ken die Konsumfreiheit ein und führen zum
sozialen Abstieg. Das Single-Dasein wird
zum Normalfall, lockere Partnerschaften
ersetzen die Ehe, und wenn schon eine
Familie gegründet wird, dann müssen die
Kinder zunächst einmal warten. Das ers-
te Kind kommt Anfang 30, und allzu häu-
fig bleibt es dann dabei. Die DINK-Fami-
lie ist noch populärer. »Double Income, no
kids« ist die Devise für eine zunehmende
Zahl junger Paare: mit zwei Einkommen
und keinen Kindern lebt es sich besser als
mit einem Einkommen und drei Kindern.
Deutschlands Fun-Gesellschaft vergreist. 

Noch partizipieren die Alten an der Fun-
Gesellschaft. Heerscharen von Rentnern
lassen sich, finanziert vom deutschen
Umlagesystem, von Luxuslinern durch
die Weltmeere schaukeln und von Jet-
Clippern zu den entlegensten Stränden
dieser Erde transportieren. Das wohl
großzügigste Rentensystem der gesam-
ten Welt hat die Deutschen zu Welt-
meistern beim Tourismus gemacht und
eine atemberaubende Infrastruktur mit
Seebädern und Vergnügungsvierteln auf
Mallorca, den Kanaren und vielen ande-
ren Inseln der Welt geschaffen. Kaum
irgendwo sonst wird den Aktiven so viel
von ihrem Arbeitseinkommen wegge-
nommen, wie es in Deutschland ge-
schieht, um den Alten ein auskömmli-
ches Transfereinkommen zu sichern.
Wenn aber die Dink-Generation selber
alt wird, dann wird sie vergebens darauf
hoffen, das Rentnerleben ihrer Eltern zu
kopieren. Dann fehlen die Beitragszah-
ler, die zur Finanzierung der Renten in der
Lage wären.

Die wenigen Familien mit Kindern, die sich
dem Zeitgeist widersetzen, werden von
der Politik vernachlässigt, und das Land
der Dichter und Denker muss sich von der
OECD ein miserables Bildungssystem
vorhalten lassen, weil es in Relation zu sei-
nem Sozialprodukt weit weniger als der
Durchschnitt der OECD-Länder für die öf-
fentliche Bildung ausgibt. Die Perversion
der politischen Werteskala ist nicht zu
überbieten. 

Aber es geht mittlerweile nicht nur um per-
vertierte Werte, sondern um die Funk-
tionsfähigkeit der staatlichen Sozialsyste-
me und damit auch um die Funktion des
Staatswesens an sich. Die Zahl derer, die
in den Genuss des staatlichen Umvertei-
lungssystems kommen wollen, wird immer
größer, und die Gruppe der Beitragszah-
ler schrumpft zusehends. Das Rentensys-
tem schliddert in die Krise. Die schönen
Versprechungen der Politiker und Ver-
bandsvertreter, die auf die Demographen
nicht hören wollten, entpuppen sich als
Luftblasen. Unlösbare Verteilungskämpfe
zwischen den Alten und den Jungen dro-
hen, das politische System der Bundes-
republik Deutschland zu erschüttern. 

Dieser Beitrag will aufrütteln, mahnen und
mithelfen, einen Politikwechsel herbeizu-
führen. Er trägt die wichtigsten Fakten zur
demographischen Krise Deutschlands zu-
sammen, zeigt die Folgen dieser Krise auf
und versucht, ihre Ursachen zu ergrün-
den. Aus der Ursachenanalyse ergeben
sich Implikationen für gesellschafts- und
wirtschaftspolitische Maßnahmen, die das

die Ursachen und die Politikimplikationen 

Hans-Werner Sinn1

Das demographische Defizit – die Fakten, die Folgen, 

Deutschland altert schneller als fast alle Länder dieser Welt und hat eine der niedrigsten Gebur-

tenraten überhaupt. Dieser Aufsatz beschreibt die demographischen Fakten und analysiert die Fol-

gen für das Rentensystem und die Dynamik unseres Landes. Aber er bleibt bei diesen traditionel-

len Analysefeldern nicht stehen, sondern untersucht auch die ökonomischen Ursachen der Kinder-

losigkeit der Deutschen, zu denen in vorderster Front das Rentensystem selbst zu zählen ist. Die

Rentenversicherung hat den Menschen die Verantwortung für ihr Einkommen im Alter genommen

und damit die Kinderlosigkeit der Deutschen maßgeblich mitverursacht. Zur Korrektur der Fehlent-

wicklung wird empfohlen, die Renten nach dem alten System deutlich zu kürzen und zusätzliche,

von der Kinderzahl abhängige Rentenansprüche einzuführen. Personen, die kein Geld für die Kin-

dererziehung ausgeben, sollen ihr Geld statt dessen in die Riester-Rente investieren.

1 Ich danke Regina von Hehl sehr herzlich für die sorg-
fältige Forschungsassistenz zu diesem Aufsatz.
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Schlimmste vielleicht noch verhindern können und langfris-
tig wieder eine ausgeglichenere Bevölkerungsstruktur her-
beiführen werden.

Die Fakten

Die Alterung der deutschen Bevölkerung wird durch Abbil-
dung 1 verdeutlicht, in der die Entwicklung des Medianal-
ters der Deutschen dargestellt ist, also jenes Alters, das die
Bevölkerung in zwei gleich große Gruppen von älteren und
jüngeren Personen teilt. Man sieht, dass dieses Medianal-
ter noch etwa bis zum Jahr 1975 bei 35 Jahren lag, doch
inzwischen auf 40 Jahre gestiegen ist und bis zum Jahr 2035
um weitere zehn Jahre auf über 50 ansteigen wird.

Im internationalen Vergleich liegt Deutschland, wie Tabel-
le 1 verdeutlicht, derzeit hinter Japan, Italien und der Schweiz
unter allen OECD-Ländern und damit sicherlich auch welt-
weit an vierter Stelle, was das Medianalter betrifft. Nach ei-

ner Pressestellungnahme des Sachverstän-
digenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung aus dem Jahr
1999 werden wir uns aber weiter in dieser
Statistik voranschieben. Im Jahr 2035 wer-
den die Deutschen vermutlich das älteste
Volk auf der Erde sein. 

Was ist die Ursache für das hohe und wei-
ter zunehmende Durchschnittsalter der Deut-
schen? Leben wir länger als andere? Ist es
das bessere Gesundheitssystem oder viel-
leicht das Rentenversicherungssystem
selbst, das die Deutschen so alt werden
lässt, und wächst deshalb die Zahl der Deut-
schen? Die Antwort ist ein klares Nein. 

Einerseits ist nämlich, wie Tabelle 2 ver-
deutlicht, die Lebenserwartung, also das durchschnittliche
synthetische Sterbealter2, der Deutschen im internationalen
Vergleich keineswegs auffällig hoch. Im Gegenteil, die deut-
sche Lebenserwartung liegt derzeit nicht einmal beim Durch-
schnitt der westeuropäischen Länder, der bei 78,6 Jahren
angesiedelt ist. 

Andererseits schrumpft ja die deutsche Bevölkerung nach al-
len Projektionen, die verfügbar sind. Abbildung 2 zeigt eine

Abb. 1

Tab. 1
Wer ist der Älteste?

2000a)

Land Medianalter

1. Japan 41,2
2. Italien 40,2
3. Schweiz 40,2
4. Deutschland 40,1
5. Schweden 39,7
6. Finnland 39,4
7. Bulgarien 39,1
8. Belgien 39,1
9. Griechenland 39,1

10. Dänemark 38,7

a) Einbezogen wurden Staaten mit mehr als 140 000 Einwohner.

Quelle: United Nations, Population Division (2001).

Tab. 2
Lebenserwartung bei Geburt im Jahr 2003
in Jahren

Westeuropa inkl. EFTA Osteuropa
Schweden 80,0 Tschechien 75,2
Schweiz 80,0 Polen 73,9
Island 79,8 Ungarn 72,2
Italien 79,4 Bulgarien 71,8
Frankreich 79,3 Russland 67,7
Liechtenstein 79,3 Ukraine 66,5
Spanien 79,2
Norwegen 79,1
Griechenland 78,9 USA 77,1
Niederlande 78,7
Deutschland 78,4
Belgien 78,3 Japan 80,9
Ver. Königreich 78,2
Österreich 78,2
Finnland 77,9 Afrika
Luxemburg 77,7 Ägypten 70,4
Irland 77,4 Liberia 48,2
Dänemark 77,1 Kenia 45,2
Portugal 76,4
ungew. Durchschnitt 78,6

Quelle: U.S. Bureau of the Census, International Data Base, Home-
page (http://www.census.gov/ipc/www/idbprint.html), 2003, Table 10.

2 Die Lebenserwartung für ein bestimmtes Kalenderjahr ist definiert als das
arithmetische durchschnittliche Sterbealter einer in diesem Kalenderjahr
geborenen Alterskohorte, das sich ergeben würde, wenn sich der Morta-
litätsverlauf im Lebenszyklus gegenüber den Verhältnissen des Geburts-
jahres nicht ändern würde.
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solche Projektion des Bevölkerungsbestan-
des. Obwohl eine jährliche Zuwanderung von
200 000 Personen unterstellt wird, geht die in
Deutschland ansässige Bevölkerung nach die-
ser Projektion bis zum Jahr 2050 um 12,5 Mill.
Personen zurück. Die Zahl der Deutschen
selbst, ohne die Einbürgerungen gerechnet,
wird in dieser Zeitspanne um schätzungsweise
20 Mill. Menschen abnehmen. Nur die Zahl der
Rentner wird absolut und relativ steigen. 

Die wahre Ursache der im internationalen
Vergleich besonders raschen Alterung des
deutschen Volkes ist die Verringerung der
Zahl der Geburten. Wie Abbildungen 3 und
4 zeigen, liegt die Fertilität der Deutschen
ziemlich weit am Ende der internationalen
Rangskala. Nur Griechenland, Österreich, Ita-
lien und Spanien haben noch niedrigere Fer-
tilitätsziffern. Zwar ist der Trend der Fertili-
tätsraten in allen Ländern nach unten ge-
richtet, doch liegt Deutschland seit etwa
1970 am unteren Rand des Spektrums der
länderspezifischen Kurven. Bemerkenswert
ist der Umstand, dass Frankreich, ein be-
nachbartes Land, das auf einem ganz ähn-
lichen Entwicklungsniveau wie Deutschland
angesiedelt ist, eine deutlich höhere Gebur-
tenrate aufweist. Zu den möglichen Ursachen
wird weiter unten noch Stellung genommen. 

Es ist in diesem Zusammenhang bemer-
kenswert, dass Deutschland noch in der Mit-
te des 19. Jahrhunderts unter allen Ländern,
die heute zu den OECD-Ländern zählen, die
dritthöchste Fertilität aufwies. Abbildung 5
zeigt den dramatischen Rückgang der Ferti-
lität in den letzten 120 Jahren. 

Das 19. Jahrhundert war eine Periode, in
der die deutsche Bevölkerung geradezu ex-
plodierte. Deutschland überflügelte beim
Bevölkerungsvolumen in dieser Periode
Frankreich, dessen Bevölkerungspyramide
wegen extrem niedriger Geburtenraten zu
einer Urnenform degeneriert war. Das führ-
te zu Friktionen im Machtgefüge der euro-
päischen Länder, die schließlich im ersten
Weltkrieg gipfelten. Zugleich verursachte der
deutsche Geburtenüberschuss eine Mas-
senauswanderung in die USA, so dass die
Deutschen dort noch vor den Briten zur
größten Bevölkerungsgruppe wurden. Das
alles ist lange vorbei. Deutschland ist in ei-
ner Zeitspanne von 150 Jahren im Hinblick

Abb. 2

Abb. 3

Abb. 4
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auf die internationale Rangskala der Fertili-
tätsziffern von einem zum anderen Extrem
übergegangen. 

Wie dramatisch die demographische Trend-
wende verlief, wird durch einen Vergleich der
Alterspyramiden der Jahre 1875 und 2000
deutlich, wie er in Abbildung 6 dargestellt
wird. Man sieht, dass aus der Pyramide ei-
ne Art Tannenbaum geworden ist, dessen
dicke untere Äste bei einem Lebensalter von
knapp unter 40 Jahren liegen. Im Jahr 2003
liegt die am dichtesten besetzte Altersklas-
se der 1964 Geborenen bereits bei 39 Jah-
ren. Die Kohorten um 40 erzeugen derzeit
den Rest an wirtschaftlicher Dynamik, der
in Deutschland noch anzutreffen ist, und sie
zahlen die Renten. In 30 Jahren werden die-
se Kohorten um die 70 sein und allesamt im
Rentenalter stehen, ohne dass ihr andere
Kohorten nachfolgen, die dann die Alters-
lasten tragen können. Das ist das Problem. 

Abbildung 7 zeigt einen internationalen Ver-
gleich einer wichtigen Kennziffer der Alters-
pyramide, nämlich des so genannten Al-
tersquotienten. Der Altersquotient misst hier
die Zahl der über 64-Jährigen in Relation zu
den Menschen im Alter von 15 bis 64 Jah-
ren. Die dargestellten Kurven bieten einen
Ländervergleich für ein volles Jahrhundert,
von 1950 bis 2050. Man sieht, dass der Al-
tersquotient in allen verglichenen Ländern
deutlich ansteigt, dass aber Deutschland so-
wohl beim Anstiegswinkel als auch beim Ni-
veau des Altersquotienten eine Extremposi-
tion einnimmt. Selbst in Japan, wo die Fer-
tilität schon früh zurückging, steigt der Al-
tersquotient nicht auf ähnlich hohe Werte wie
in Deutschland. Deutschland vergreist wegen
seiner Kinderarmut schneller und nachhalti-
ger als fast alle anderen Länder. 

Die Folgen der demographischen
Krise

Unter den Folgen der demographischen Kri-
se stehen jene für die umlagefinanzierte Ren-
tenversicherung im Zentrum, denn mit dem
Anstieg des Altersquotienten steigt die Zahl
der Rentner, die von den jungen, arbeitsfä-
higen Menschen versorgt werden müssen,
und das bedeutet entweder einen Anstieg
des Beitragssatzes oder eine Senkung des

Abb. 5

Abb. 6
Deutsche Alterspyramide zur Zeit Bismarcks (1875) und 2000

Abb. 7
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Rentenniveaus. Die schon etwas älteren Berechnungen der
OECD, die in Abbildung 7 dargestellt sind, zeigen für
Deutschland innerhalb von 100 Jahren eine Verdreifachung
und für die Zeit von 2000 bis etwa 2040 noch knapp eine
Verdoppelung des Altersquotienten. Dabei wurde aber der
Anstieg des Altersquotienten eher unterschätzt. Die jüngs-
ten Berechnungen des deutschen Statistischen Bundes-
amtes lassen sogar schon in der Zeitspanne von 2000 bis
2035, dem Jahr, in dem nach heutigen Erkenntnissen die
demographische Krise kulminieren wird, mehr als eine Ver-
doppelung des Altersquotienten erwarten, und dies, obwohl
in der zentralen Variante (Variante 2) eine erhebliche Zu-
wanderung von 200 000 Personen pro Jahr unterstellt wird
(vgl. Statistisches Bundesamt 2000).

Man muss kein formelles Rentenmodell berechnen, um zu
erkennen, dass eine solche Verdoppelung entweder eine
Verdoppelung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung
von jetzt etwa 20 auf 40% oder eine Halbierung der Renten
relativ zu den Bruttolöhnen bedeuten wird. Innerhalb die-
ses Spektrums kann sich die Politik einen Punkt aussuchen,
aber die fundamentale Verknappung der Beitragszahler, ja
die krisenhafte Zuspitzung der Rentensituation, kann sie
nicht verhindern. 

Abbildung 8 zeigt das Ergebnis verschiedener Detailrech-
nungen zur Entwicklung des Beitragssatzes, die dazu mit
dem CESifo-Rentenmodell durchgeführt wurden.3 Dabei
werden einerseits die Reformen der Jahre 1992, 1999 und
2001 berücksichtigt, mit denen die Renten in verschiede-
nen Stufen abgesenkt wurden. Andererseits werden al-
ternativ auch die versteckten Lasten, die aus einem stei-
genden Bundeszuschuss resultieren und durch Steuern fi-
nanziert werden müssen, mit ausgewiesen. Man sieht, dass

die inzwischen schon wieder revidierte Reform von 1992
für das kritische Jahr 2035 eine Beitrags- und Steuerbe-
lastung von etwa 32% impliziert. Die Einführung der so ge-
nannten Nettolohnanpassung hatte gegenüber dem an-
dernfalls zu erwartenden Belastungswert von 40% somit
bereits eine erhebliche Absenkung zur Folge. Die neues-
ten Reformen einschließlich der so genannten Riester-
Reform des Jahres 2001 haben demgegenüber nur noch
geringe Änderungen gebracht. In der Spitze wird danach
der kombinierte Beitrags- und Steuersatz bis zur Mitte
der dreißiger Jahre auf 30% steigen. Rechnet man den
Effekt des steigenden Bundeszuschusses heraus, so
kommt zwar beim Beitragssatz zu einer scheinbar mäßi-
gen Belastung von etwa 25%, aber wegen der fehlenden
Berücksichtigung der Belastung aus dem wachsenden
Bundeszuschuss würde eine solche Zahl nur die tatsäch-
lichen Verhältnisse verschleiern. 30% Gesamtbelastung ist
mehr als der Arbeitsmarkt verkraften kann, zumal ja zu-
nehmende Lasten aus der Pflegeversicherung und der
Krankenversicherung hinzu kommen. Die Gesamtbelas-
tung mit allen Sozialversicherungsabgaben liegt nach ei-
ner Projektion des ifo Instituts im Jahr 2035 bei 62,5% (vgl.
Koll 2001). Sie spaltet sich auf in 30 Prozentpunkte für
die Rentenversicherung, 23 Prozentpunkte für die Ge-
setzliche Krankenversicherung, 3 Prozentpunkte für die
Pflegeversicherung und 6,5 Prozentpunkte für die Ar-
beitslosenversicherung. 

Die Erhöhung des Bundeszuschusses zur Rentenversi-
cherung ist ein optischer Trick zur Geringrechnung der Be-
lastung, aber keine Lösung, weil auch ein solcher Zu-
schuss durch Steuern finanziert werden muss, die von
den Arbeitenden zu entrichten sind. Versuche, neben den
Lohneinkommen die Kapitaleinkommen zur Finanzierung

der Renten (Stichwort: Wertschöpfungs-
abgabe) heranzuziehen, werden scheitern,
weil die internationale Kapitalmobilität die
wirksame Besteuerung des Kapitals ver-
hindert.

Auch führen Ansätze, die darauf hinaus-
laufen, die Beamten beitragspflichtig zu
machen, nicht weiter. Einerseits ist der An-
teil der Beamten mit nur 6% an der Ge-
samtzahl der Erwerbstätigen viel zu gering,
als dass die Einbeziehung der Beamten
eine nennenswerte Linderung bringen
könnte (vgl. Statistisches Bundesamt

Abb. 8

3 Mit Hilfe dieses Rentenmodells wurden seinerzeit auch
die Berechnungen für das Gutachten des Wissen-
schaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Wirt-
schaft (1998) durchgeführt, das eine 4%-ige Erspar-
nis für eine Teilkapitaldeckung der Rentenversicherung
empfahl und schließlich in der so genannten »Riester-
Rente« mündete. 
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2001), andererseits entsteht insofern ein
Gerechtigkeits- und Anreizproblem für die
Funktionsfähigkeit des staatlichen Sektors,
als die Beamtengehälter ja wegen des Um-
stands, dass keine Pensionsbeiträge ab-
gezogen wurden, von vornherein entspre-
chend niedriger taxiert sind. Der Wettbe-
werb auf dem Arbeitsmarkt, an dem sich
auch der Staat beteiligt hat, hat eine gleich-
gewichtige Nettolohnstruktur zwischen Be-
amten und privat Beschäftigten hervorge-
bracht, die man nicht durcheinander brin-
gen sollte, zumal der öffentliche Sektor
wegen der in den letzten Jahren gegen-
über dem privaten Sektor zurückgeblie-
benen Lohnsteigerung ohnehin schon
Schwierigkeiten hat, fähiges Personal zu
akquirieren. Auf die fehlenden Rentenbei-
träge zu verweisen, ist vordergründig. 

Die wirklichen Lösungsansätze für Deutschlands demogra-
phische Krise liegen nicht in immer neuen Einfällen zur Um-
verteilung von Einkommen innerhalb einer Generation, son-
dern bei der Kapitaldeckung und bei Maßnahmen zur An-
hebung der Geburtenraten, doch dazu später mehr. 

Die problematischen Folgen der demographischen Krise be-
schränken sich nicht auf das Rentensystem. Auch die geis-
tige und wirtschaftliche Dynamik Deutschlands wird erlahmen.
Nach einer Untersuchung von Guilford aus dem Jahre 1967
erreichen Wissenschaftler im Durchschnitt aller Disziplinen im
Alter von circa 35 Jahren ein Maximum ihrer Leistungskraft
(vgl. Weinert 1997, S. 98; Guilford 1967; Lehmann 1953).
Schon heute liegen die geburtenstärksten Jahrgänge in
Deutschland mit einem Lebensalter von etwa 40 Jahren deut-
lich über diesen Werten. Diese Jahrgänge werden Deutsch-
land noch ein paar Jahre Dynamik bringen, doch nach ei-
nem weiteren Jahrzehnt sind die heute 40-Jährigen 50 Jah-
re alt. Mit 50 reißt man keine Bäume mehr aus, sondern be-
ginnt, sich auf das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben vor-
zubereiten. 

Manchmal wird vermutet, die altersbedingte Verringerung
der Erwerbstätigkeit sei ein Vorteil für den Arbeitsmarkt, weil
so die Arbeitslosenquote gesenkt werden könne. Diese Ver-
mutung ist freilich irrig. Sie entspringt aus einer allzu primi-
tiven mechanischen Sichtweise des Wirtschaftsgeschehens
und übersieht, dass die Alterung nicht nur Arbeitnehmer,
sondern auch Arbeitgeber aus dem Arbeitsmarkt eliminiert.
Zu beachten ist nämlich, dass neue Unternehmen, die neue
Arbeitsplätze schaffen, von jungen Leuten gegründet wer-
den. Das durchschnittliche Alter der Unternehmensgrün-
der liegt in Deutschland bei 34 bis 35 Jahren, es fällt also
mit dem Alter der maximalen wissenschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zusammen (Brüderl, Preisendörfer und Zieg-

ler 1996). Da die am dichtesten besetzten Altersklassen äl-
ter als 35 Jahre sind, ist als Ergebnis einer weiten Alterung
der deutschen Bevölkerung nicht eine Verminderung der Ar-
beitslosigkeit, sondern ganz im Gegenteil eine Verschärfung
des ohnehin schon bestehenden Mangels an Unternehmern
und Arbeitsplätzen. Dass ein Land von Greisen eine gerin-
gere Arbeitslosigkeit als ein Land von jungen, arbeitsfähigen
Menschen aufweisen würde, ist eine absurde und naive Vor-
stellung. 

Die Alterung der deutschen Bevölkerung wird die Innova-
tionskraft des Landes, von der seine internationale Wettbe-
werbsfähigkeit maßgeblich abhängt, weiter verringern.
Deutschland hat im internationalen Vergleich immer noch ei-
ne sehr gute Position bei den Patentanmeldungen, doch
ist das Wachstum der Zahl der Patentanmeldungen, wie Ab-
bildung 9 zeigt, schon seit den achtziger Jahren des letzten
Jahrhunderts weit hinter den USA zurückgeblieben, die in
dieser Hinsicht eine besonders bemerkenswerte Entwick-
lung hatten. Während Amerikaner 1980 doppelt so viele Pa-
tente in ihrem Heimatland anmeldeten wie die Deutschen
in dem ihren, sind es heute drei Mal so viele. Allerdings ist
die Zahl der deutschen Patente angesichts der vergleichs-
weise geringen Größe Deutschlands immer noch hoch. 

Die Investoren nehmen die demographischen Probleme vor-
weg und halten sich schon heute zurück. Auch die Aktien-
märkte, die sehr stark von den langfristigen Gewinnerwar-
tungen der Anleger geprägt sind, antizipieren die zu erwar-
tende Entwicklung schon heute. Vielleicht ist der allgemei-
ne Attentismus der Investoren und der im internationalen
Vergleich starke Verfall der deutschen Aktienkurse bereits
auf diesen Effekt zurückzuführen. Nur die Aktien von Al-
tersheimen werden von dieser Entwicklung ausgenommen
sein. Sie werden sich durch wachsende Kurse nach oben-
hin vom allgemeinen Trend abheben, denn in den Alters-
heimen liegt die Zukunft des Landes. 

Abb. 9
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Deutschland verwandelt sich unter dem Einfluss der de-
mographischen Probleme allmählich in eine Gerontokratie,
in der die Alten das Sagen haben. Schon heute kann es
keine Partei wagen, gegen die Interessen der Rentner zu
agieren. Als die Riester-Reform durch den Bundestag ge-
bracht wurde, wurde die SPD links von der CDU/CSU über-
holt und gezwungen, auf die Absenkung des Rentenniveaus
und der Beiträge zu verzichten. Dieser Trend wird sich in
der Zukunft verfestigen. Abbildung 10 zeigt, wie sich die stra-
tegischen Mehrheiten in der wahlberechtigten deutschen
Bevölkerung in den nächsten Jahrzehnten entwickeln wer-
den. Die Kurve des Medianalters der Wähler gibt jenes Le-
bensalter an, das die Gruppe der nach dem Alter aufge-
listeten Wahlberechtigten in zwei gleich große Gruppen auf-
spaltet. In der Demokratie kann keine Entscheidung gegen
die Interessen des Medianwählers durchgeführt werden, weil
sie keine Mehrheiten fände, und die Parteien werden unge-
achtet ihrer ideologischen Vorprägung stets
bestrebt sein, Programme zu entwickeln,
die den Präferenzen des Medianwählers
möglichst nahe kommen. Heute ist der
deutsche Medianwähler 47 Jahre alt, doch
in 20 Jahren wird er bereits 54 Jahre alt sein.
Dies wird eine signifikante Veränderung der
Politik erzwingen. 

Die als »Indifferenzalter« bezeichnete Kur-
ve in der Abbildung bezieht sich auf eine
parallele Renten- und Beitragskürzung, et-
wa von der Art, wie sie mit der Riester-Re-
form versucht und auch partiell vorgenom-
men wurde. Versicherungsmathematisch
gesehen benachteiligt eine solche Reform
die Rentner und die älteren Erwerbstätigen,
die dem Rentenalter bereits nahe sind. Sie
entlastet jedoch jüngere Versicherte, weil
die Senkung der Beitragssätze für sie bar-
wertmäßig einen größeren Vorteil bedeu-

tet als die Kürzung ihrer eigenen Renten an
Nachteilen hervorruft. Das Indifferenzalter ist
jenes Lebensalter, in dem Vor- und Nachtei-
le sich bezüglich der erwarteten Barwerte
rechnerisch gerade aufheben. Liegt das In-
differenzalter über dem Medianalter, dann pro-
fitiert die Mehrheit der Wahlberechtigten von
einer Reform à la Riester. Liegt es darunter,
dann profitiert eine Mehrheit von einer weite-
ren Ausdehnung des umlagefinanzierten Ren-
tensystems, also vom Gegenteil der Riester-
Reform. Nach dem in der Abbildung darge-
stellten Ergebnis ist eine strategische Mehr-
heit für Rentenreformen vom Riester-Typ nur
noch bis etwa 2015 gesichert. Danach sind
solche Reformen kaum noch durchsetzbar.
Dann kippt das politische System Deutsch-
lands um. 

Die ökonomischen Ursachen der 
demographischen Krise

Die demographische Krise Deutschlands ist das Ergebnis
eines allgemeinen Wandels in den Einstellungen der Men-
schen zur Ehe, zu Kindern, zur Rolle der Frau und zu ande-
ren Aspekten des Lebens, die ebenfalls Rückwirkungen auf
die Kinderzahl haben. Der Wandel dieser Einstellungen ist frei-
lich nicht gottgegeben und auch nicht nur auf die Zufällig-
keiten kulturgeschichtlicher Entwicklungen zurückzuführen,
sondern hat großenteils handfeste ökonomische Ursachen.
Der Marxsche Leitspruch, dass das Sein das Bewusstsein
bestimme, gilt sicherlich auch für den Wandel der Einstellun-
gen zu Kindern und Familie.

Abb. 10

Abb. 11
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Ökonomische Fertilitätsanreize: der Beitritt des 
Saarlandes und der neuen Bundesländer

Wie stark die Fertilitätsentscheidung von ökonomischen An-
reizen bestimmt wird, zeigt ein Blick auf die Geburtenentwick-
lung in der DDR nach der Einführung eines umfangreichen Pro-
gramms zur Erhöhung der Fertilitätsanreize im Jahr 1972, das
von einer Stärkung der Rechte der Mütter am Arbeitsplatz über
ein breites Angebot an Betreuungseinrichtungen für Kinder ab
dem Krippenalter und einer Erhöhung der finanziellen Beihil-
fen für junge Familien bis zur besseren Wohnraumversorgung
für Familien mit Kindern reichte (vgl. Lampert 1976, S. 200–206).
Wie Abbildung 11 darlegt, hatte dieses Programm eine durch-
schlagende Wirkung. Während die Fertilitätsentwicklung in
West- und Ostdeutschland bis etwa 1972 sehr ähnlich verlief,
zeigt sich für die DDR nach dem Beginn des Programms ein
sehr deutlicher Anstieg der Geburtenrate. 

Ein ähnliches Indiz liefert der Beitritt des Saarlandes zur Bundes-
republik Deutschland im Jahr 1957, das nach dem Krieg zu-
nächst unter französischer Verwaltung stand. Während die Ge-
burtenrate des Saarlandes bis zu diesem Zeitpunkt auf dem
vergleichsweise hohen französischen Niveau lag, fiel sie nach
dem Beitritt zur Bundesrepublik deutlich ab und näherte sich
dem bundesrepublikanischen Durchschnitt in den Folgejahren
mehr und mehr an. Abbildung 12 zeigt diesen Sachverhalt. 

Die Ursache für diese Entwicklung kann darin gesehen wer-
den, dass das umfangreiche französische Förderprogramm
für Familien mit Kindern mit dem Beitritt durch die ver-
gleichsweise mageren fiskalischen Anreize ersetzt worden
war, die der westdeutsche Staat anbot. Noch heute liegt
die Fertilitätsrate Frankreichs mit 1,9 immer noch weit über
der deutschen Fertilitätsrate von 1,3 (vgl. Eurostat 2002, S. 5
– vorläufige Schätzung). 

Es ist übrigens bemerkenswert, dass sowohl die Gebur-
tenrate des Saarlandes als auch die der neuen Bundeslän-
der nach dem Beitritt zur Bundesrepublik zunächst sehr

deutlich unter das bundesrepublikanische Ni-
veau fielen. Das mag daran gelegen haben,
dass der Regimewechsel bei den Betroffe-
nen ein stärkeres Problembewusstsein ge-
schaffen und insofern eine besonders star-
ke Änderung des Reproduktionsverhaltens
hervorgerufen hat. 

Das Beispiel Frankreich

Es ist nicht einfach, die Unterschiede zwischen
den Fördersystemen Frankreichs und Deutsch-
lands zu objektivieren. Hervorzuheben ist je-
doch neben der sehr viel besseren Versorgung
mit Kindergärten und Kinderkrippen sowie der
Ganztagsschule ganz allgemein der Umstand,
dass in Frankreich ein anderes Grundver-
ständnis bezüglich der Leistungsfähigkeit der

Familien mit Kindern vorzuliegen scheint. Dieses Grundver-
ständnis hat z.B. dazu geführt, dass die Kinder einer Familie
in das Splitting-System der Einkommensteuer (quotient fami-
lial) einbezogen werden, ähnlich wie es in Deutschland bei Ehe-
partnern der Fall ist. Die in der deutschen Politik vorherrschende
Vorstellung ist, dass die steuerliche Leistungsfähigkeit von
der Kinderzahl unabhängig sei und dass der Staat die Kinder-
erziehung mit festen, für alle gleichen Geldbeträgen bezu-
schussen solle. In Frankreich herrscht statt dessen die Mei-
nung vor, dass Kinder die steuerliche Leistungsfähigkeit einer
Familie reduzieren und deshalb durch einen Abzug von Frei-
beträgen und eine Absenkung der Progression des Einkom-
mensteuertarifs Berücksichtigung finden sollten. Dort argu-
mentiert man, das deutsche System sei ungerecht, weil es Fa-
milien mit gleicher Leistungsfähigkeit unterschiedlich stark
besteuere, und zwar umso mehr je höher die Zahl der Kinder
sei. Die Unterschiede hätten zur Folge, dass sich in Deutsch-
land die fiskalischen Anreize, Kinder in die Welt zu setzen, bei
den ärmeren Familien bis hin in den Bereich der Asozialität kon-
zentrierten, während sie in Frankreich auch bei mittleren und
höheren Einkommensschichten erheblich seien. Der französi-
sche Weg sei insofern vorzuziehen, als er dazu führe, dass Kin-
der insbesondere auch in den sozial intakten Familien der Mittel-
schicht auf die Welt kommen und groß gezogen werden. Das
führe zu einer besseren Ausbildung der Kinder und sorge beim
Erbgang sozusagen automatisch, ohne staatliche Eingriffe, für
eine gleichmäßigere Vermögensverteilung. 

Das französische Anreizsystem hilft ein wenig beim ersten
Kind, dafür aber umso stärker beim zweiten und vor allem
beim dritten Kind.4 Dies könnte einer der Gründe für den mess-
baren Erfolg der französischen Familienpolitik sein, denn nach
einer Untersuchung von Birg (2003) reagiert die Entscheidung
für das erste Kind viel weniger auf ökonomische Anreize als

Abb. 12

4 Das erste und zweite Kind werden jeweils mit dem halben Gewicht, das
dritte mit dem ganzen Gewicht bei der Splitting-Formel berücksichtigt. 
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die Entscheidung für das zweite oder dritte Kind. Auch ist
die Förderung des zweiten und dritten Kindes implizit ein
Anreiz für die Geburt des ersten Kindes, aber umgekehrt ist
natürlich eine Förderung des ersten Kindes kein Anreiz, das
zweite oder dritte Kind zu bekommen.

Berechnungen des ifo Instituts zeigen, dass das erste Kind in
Deutschland stärker als in Frankreich gefördert wird, dass aber
in Frankreich das zweite und dritte Kind stärker gefördert wer-
den. Die staatliche Entlastung durch das Kindergeld und durch
Steuerersparnisse beim zweiten und dritten Kind ist prozen-
tual gesehen deutlich größer als in Deutschland (vgl. Meister
und Ochel 2003). Ein französisches Ehepaar mit drei Kindern
und einem Einkommensbezieher, der den Durchschnittslohn
eines Industriearbeiters bekommt, hat ein um 9,1% höheres
Familieneinkommen als ein Ehepaar mit zwei Kindern und dem
gleichen Bruttoeinkommen. Für Deutschland beträgt der ent-
sprechende Einkommenszuwachs nur 6,5%. Erzielt auch der
zweite Ehepartner ein Arbeitseinkommen in
Höhe von einem Drittel des Durchschnitts, so
beträgt der Zuwachs an Nettoeinkommen für
das dritte Kind in Frankreich 7,5% und in
Deutschland 5,9%. Die Wirkung des Kinder-
splitting zeigt sich insbesondere auch daran,
dass, falls das Arbeitseinkommen des zwei-
ten Ehepartners zwei Drittel des Durchschnitts
beträgt, die zusätzliche Entlastung in Frank-
reich 7,7%, in Deutschland dagegen nur noch
4,8% ausmacht. Gerade auch dann, wenn die
Ehefrauen berufstätig sind, werden die Fami-
lien in Frankreich viel stärker entlastet, wenn
sie sich für das dritte Kind entscheiden, als das
in Deutschland der Fall ist. Noch deutlich grö-
ßer sind die Förderunterschiede bei Familien,
die über überdurchschnittliche Einkommen
verfügen.

Kindergärten und Ganztagsschulen

Im Vergleich zu Frankreich und anderen Län-
dern steht Deutschland auch bei den Sach-
leistungen zurück. Abbildung 13 vergleicht
die Unterbringung von Kindern in Kinder-
gärten. Das Land, das den Kindergarten er-
funden und als eine Institution mitsamt ihres
Namens in alle Welt exportiert hat, liegt bei
der Versorgung mit Kindergartenplätzen weit
hinter vergleichbaren Ländern. 

Ähnlich ist die Situation bei den Ganztags-
schulen. Es gibt kaum noch Länder mit Halb-
tagschulen, wie sie in Deutschland üblich
sind. Die Ganztagsschule ist in den meisten
OECD-Ländern die Regel. Wegen der feh-
lenden Ganztagsschulen werden in Deutsch-
land junge Frauen vor die schwierige Ent-
scheidung gestellt, entweder ihren Beruf aus-

zuüben oder Kinder groß zu ziehen. Der Übergang zu Ganz-
tagsschulen würde diesen Konflikt deutlich entschärfen, den
Einkommensverzicht, der mit der Kindererziehung verbun-
den ist, verringern und die Geburtenraten erhöhen. 

Die Wirkung von Kindergärten und Ganztagsschulen auf die
Kinderhäufigkeit resultiert aus dem Umstand, dass ohne die-
se Einrichtungen die Frauen gezwungen sind, ihre Berufstä-
tigkeit stark zurückzunehmen und vor die Alternative Karriere
oder Kinder gestellt werden, wobei die Entscheidung zuneh-
mend zugunsten der Karriere ausfällt. Das Fehlen von Kin-
dergärten und Ganztagsschulen bedeutet einen erheblichen
Einkommensverzicht der Frauen, wenn sie sich für Kinder ent-
scheiden. Dieser Einkommensverzicht stellt vermutlich den
größten Teil der Kosten der Kindererziehung dar und erklärt
die internationalen Unterschiede in den Fertilitätsraten ver-
mutlich in hohem Umfang. 

Abb. 13

Abb. 14
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Die Löhne der Frauen

Dies gilt umso mehr, als die Lohneinkommen der Frauen
relativ zu den Lohneinkommen der Männer in der Nach-
kriegszeit erheblich gestiegen sind. Abbildung 14 gibt ei-
nen Überblick über die Entwicklung in Deutschland. 

Man sieht z.B., dass die Gehälter vollzeitbeschäftigter weib-
licher Angestellter, die noch im Jahre 1960 bei 55% der
Gehälter ihrer männlichen Kollegen lagen, inzwischen auf
über 70% angestiegen sind.

Höhere Löhne für die Frauen bedeuten höhere Opportuni-
tätskosten für die Kindererziehung, und insofern kann in ih-
nen ein Grund für die im Zeitverlauf sinkenden Geburtenra-
ten gesehen werden. Wie wichtig dieser Effekt für sich ge-
nommen ist, ist aber umstritten. Immerhin ist es bemerkens-
wert, dass die Geburtenraten in Frankreich höher als in
Deutschland sind, obwohl dort die Relation von Frauen- und
Männerlöhnen höher als in Deutschland zu sein scheint. Eher
ist zu vermuten, dass die gestiegenen Einkommen der Frau-
en indirekt wirken, indem sie den Effekt fehlender Kindergär-
ten und Ganztagsschulen verstärken. Je höher die Lohnein-
kommen der Frauen sind, desto größer ist der Anreiz, beim
Fehlen solcher Einrichtungen auf Kinder zu verzichten. 

Auch die Rentenversicherung gehört zu den Ursachen

Unter den ökonomischen Ursachen der Kinderlosigkeit der
Deutschen ist die Rentenversicherung besonders hervor-
zuheben. Die Rentenversicherung leidet nicht nur unter den
Folgen der demographischen Krise, sondern hat diese Fol-
gen selbst mit hervorgebracht. 

Die Rentenversicherung nach dem Umlageverfahren ist ei-
ne Versicherung gegen Kinderlosigkeit und die daraus ent-
stehende Altersarmut. Auch wenn man selbst keine Kinder
haben kann, muss man im Alter nicht darben, weil man von
den Kindern anderer Leute ernährt wird. Der gegenseitige
Versicherungsschutz ist ein großer Vorteil für alle Beteiligten.
Problematisch ist aber, dass diese Versicherung gegen Kin-
derlosigkeit die ökonomischen Gründe für den Kinderwunsch
aus der Familienplanung ausblendet, indem sie die Leis-
tungen der Kinder an die vorangehende Generation fast voll-
ständig sozialisiert. 

Nicht nur in den Entwicklungsländern haben Menschen Kin-
der, um sich vor Altersarmut zu schützen. Vor der Einführung
der Rentenversicherung durch Bismarck war es auch in
Deutschland üblich, Kinder zu bekommen, um den eigenen
Alterskonsum sicherzustellen. Dieses Motiv entfällt heute in
Deutschland. Auf eigene Kinder kommt es bei der Versorgung
im Alter nicht mehr an. Es reicht, wenn andere Leute Kinder
in die Welt setzen, die später die Rente zahlen. Ob man selbst
Kinder hat oder nicht, die eigene materielle Versorgung im Al-

ter wird davon kaum berührt, und deshalb ist eines der wich-
tigsten Motive für den Kinderwunsch erloschen. Kaum ein jun-
ges Paar verbindet den Kinderwunsch heute mehr mit der Fra-
ge, wie der eigene Lebensabend zu sichern ist. Der fehlende
Zusammenhang zwischen Kinderwunsch und Rententhema
in den Köpfen der Menschen zeigt in aller Deutlichkeit, auf
welch dramatische Weise das staatliche Rentensystem auf die
gesellschaftlichen Normen Einfluss genommen hat. 

Es ist kein Zufall, dass Deutschland, welches als erstes Land
eine umfassende staatliche Rentenversicherung eingeführt
hat, heute zu den Ländern mit der niedrigsten Geburtenrate
gehört. Generationen von Deutschen haben seit 1889 die Er-
fahrung gemacht, dass man auch ohne eigene Kinder im Al-
ter zurechtkommt, und so haben sich auf dem Wege der Nach-
ahmung von Generation zu Generation neue Lebensmuster
verbreitet, die an die neuen institutionellen Verhältnisse ange-
passt sind. Das Single-Dasein ist zu einem attraktiven Le-
bensmuster geworden, und die Zahl der jungen Paare, die zu-
mindest vorläufig keine Kinder haben wollen und auch die Hei-
rat noch nicht einplanen, hat dramatisch zugenommen. 

Früher erwuchs aus der Kinderlosigkeit eine Bedrohung für das
eigene Leben, die es unter allen Umständen zu vermeiden galt.
Heute entsteht aus der Kinderlosigkeit ein massiver materiel-
ler Vorteil, den immer mehr Menschen für sich reklamieren. Der
neue Golf und der Urlaub auf den Malediven können mit dem
Geld finanziert werden, das bei der Kindererziehung eingespart
wurde oder das die Frau hinzuverdienen konnte, weil sie sich
statt für Kinder für eine Berufstätigkeit entschied. Gerade auch
die untere Mittelschicht der Gesellschaft, die früher hohe Ge-
burtenraten aufwies, hat in der Kinderlosigkeit einen Weg ent-
deckt, den materiellen Aufstieg zu schaffen. Die Bedrohung,
die aus der Kinderlosigkeit erwächst, ist zwar auch heute noch
vorhanden, aber sie verlagert sich diffus auf das gesamte Ge-
meinwesen. Deutschland vergreist, die Dynamik des Landes
lässt nach, der Sozialstaat gerät in die Krise, und dennoch hat
der Einzelne kaum etwas davon, wenn er seinen Beitrag zur
Verhinderung dieser Entwicklung leistet.

Der Zusammenhang zwischen Kinderlosigkeit und Renten-
versicherung ist unter dem Stichwort »Social Security Hy-
pothesis« in der Literatur ausgiebig diskutiert und doku-
mentiert worden. So haben Ehrlich und Chong (1998) so-
wie Ehrlich und Kim (2001) in Studien, die 57 Länder um-
fassten, nachweisen können, dass die Einführung und der
Ausbau umlagefinanzierter Rentensysteme im Zeitraum von
1960 bis 1992 einen signifikanten negativen Einfluss auf
Familienbildung und Geburtenziffer haben. Ähnliche Resul-
tate finden Cigno und Rosati (1996; 1997)5, wobei sie in ei-

5 Hinsichtlich der Effekte umlagefinanzierter Renten für die private Erspar-
nis kommen die Studien allerdings zu unterschiedlichen Resultaten:
Während Ehrlich und Chong sowie Ehrlich und Kim (1998; 2001) einen
negativen Zusammenhang finden, ergibt sich bei Cigno und Rosati (1996;
1997) – bei etwas anderer Spezifikation der relevanten Variablen – ein po-
sitiver Zusammenhang. 



Forschungsergebnisse

i fo  Schne l ld ienst  5/2003 –  56.  Jahrgang

30

ner neueren Studie aus dem Jahr 2000 speziell auch für
Deutschland zu eindeutigen, die Hypothese bestätigenden
Resultaten kommen (vgl. Cigno, Casolaro und Rosati 2000). 

Wie groß die fiskalischen Fehlanreize, die über das Renten-
versicherungssystem laufen, wirklich sind, lässt sich sehr
deutlich ermessen, wenn man einmal fragt, welchen fiska-
lischen Beitrag ein neu geborenes Kind, das eine durch-
schnittliche Erwerbsbiographie aufweist und selbst wieder
für eigene Nachkommen sorgt, für andere Mitglieder des
Rentensystems leistet. Das Kind wird erwachsen, zahlt dann
bis zum eigenen Rentenalter Beiträge und bezieht an-
schließend eine Rente, die freilich auf dem Wege der Bei-
tragszahlung von den eigenen Nachkommen aufgebracht
wird. Wie vom Autor in einer früheren Studie ausgeführt wur-
de, lag der Barwert des fiskalischen Beitrags eines neu ge-
borenen Kindes für das Rentensystem im Jahr 1997 bei
knapp 90 000 q, und selbst wenn man die staatliche Hil-
fen für die Kindererziehung einschließlich der freien Schul-
ausbildung abzieht, kam man in diesem Jahr immer noch
auf einen Betrag von etwa 35 000 q.6 Dabei handelt es
sich um eine äußerst vorsichtige Schätzung, die die wah-
ren Verhältnisse insofern untertreibt, als von einer Konstanz
des Beitragssatzes zur Rentenversicherung ausgegangen
wird. Der Barwert von 90 000 q ist eine positive fiskalische
Externalität, die Eltern, die sich für ein Kind entscheiden, für
andere Gruppen der Gesellschaft außerhalb ihrer eigenen
Nachkommenschaft ausüben. Er ist einer Kindersteuer
gleichzusetzen, die der Staat den Eltern bei der Geburt ih-
res Kindes auferlegt, jedoch verbunden mit dem Verlangen
einer marktüblichen Verzinsung stundet, bis das Kind er-
wachsen ist. Würde der Staat die Wirkung dieser Steuer
durch eine entsprechende Transferleistung von 90 000 q
zum Zeitpunkt der Geburt eines Kindes kompensieren, so
würden, das wird jedermann auch ohne die entsprechen-
den ökonometrischen Untersuchungen einleuchten, si-
cherlich sehr viel mehr Kinder geboren. 

Politikimplikationen

Was sind die Politikimplikationen aus diesen Erkenntnissen?
Man kann die staatlichen Politikmaßnahmen, die als Reak-
tion auf die demographische Krise diskutiert werden, in pas-
sive und aktive Politikmaßnahmen unterteilen. Passive Maß-
nahmen versuchen, die Konsequenzen der Krise für die
staatliche Rentenversicherung und den Arbeitsmarkt auf-

zufangen. Aktive Maßnahmen zielen auf die Erhöhung der
Geburtenraten ab. 

Die Erhöhung des Rentenalters

Zu den passiven Maßnahmen zählt die Erhöhung der Al-
tersgrenze für das Rentenalter. Statt der Frühverrentung und
der Altersteilzeit, die Politiker sich ausgedacht haben, um
temporär die Arbeitsmarktstatistiken zu schönen und die
nächsten Wahlen überstehen zu können, müssen die Deut-
schen länger arbeiten, um den fehlenden Nachwuchs an
jungen Menschen zu kompensieren. So war es schon im-
mer in der Geschichte der Menschheit. Wer keine Kinder
hatte, die ihn im Alter ernähren, musste weiterarbeiten, so
lange es ging, und trotz der Kollektivierung der Rentenver-
sicherung hat sich an diesem Zusammenhang nichts ge-
ändert. 

Freilich muss das Rentenalter ganz erheblich ausgedehnt wer-
den, um die demographischen Verwerfungen, die Deutsch-
land bevorstehen, zu kompensieren. Nach Berechnungen der
Vereinten Nationen müsste das formelle deutsche Rentenal-
ter von 65 auf 77 Jahre ansteigen, wollte man die Renten in
Relation zu den Bruttolöhnen im Jahr 2050 konstant auf dem
Niveau von 1995 halten, was wohl jenseits des auf abseh-
bare Zeit gültigen Akzeptanzbereichs für die Politik liegen dürf-
te (vgl. United Nations, Department of Economic and Social
Affairs, Population Division 2001, S. 42).

Einwanderung

Eine bequemere Alternative scheint deshalb in der Einwan-
derung von neuen Beitragszahlern zu liegen. In der Tat leis-
ten Einwanderer wie Kinder einen positiven fiskalischen Bei-
trag für den Rest der Gesellschaft. Eine permanente Zu-
wanderung, bei der auch die Kinder und Kindeskinder der
Einwanderer bleiben, hilft der Rentenversicherung am meis-
ten. Bei einer solchen Einwanderung kann man davon aus-
gehen, dass die gesamten Bruttobeiträge während des Ar-
beitslebens der Einwanderer als Nettobeitrag für das Fis-
kalsystem zu rechnen sind, weil ja die Rentenansprüche der
Einwanderer von deren eigenen Kindern bedient werden.
Nach einer überschlägigen Rechnung war Ende der neun-
ziger Jahre bei einem 20-jährigen Einwanderer ein barwert-
mäßiger Vorteil in der Größenordnung von bis zu 175 000q
zu verzeichnen.7 Freilich ist die Einwanderung meistens nicht
permanent. Schon nach zehn Jahren vom Zeitpunkt der Ein-
wanderung gerechnet sind mehr als die Hälfte der Einwan-
derer wieder in ihr Heimatland zurückgekehrt, und nach
25 Jahren sind es bis zu 75% (vgl. Sinn und Werding 2001).
Eine solche temporäre Einwanderung führt zu wesentlich

6 Unterstellt wurde: Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung im Alter von 20 Jahren; Entwicklung des jährlichen Arbeits-
einkommens über die Erwerbsphase hinweg nach einem durchschnittli-
chen Lohnprofil, das auf Mikrodatenbasis hergeleitet wurde; Berücksich-
tigung der durchschnittlichen Wahrscheinlichkeit vorzeitiger Invalidität ab
dem 54. Lebensjahr, definitives Ausscheiden aus dem Berufsleben mit
65 Jahren; das durchschnittliche Lohneinkommen aller Versicherten wächst
real um 1,5% pro Jahr, es wird ein Kapitalmarktzins von real 4% und ein
Beitragssatz zur Sozialversicherung von 20% unterstellt (vgl. Sinn 2001).

7 Die unterstellten Prämissen bei der Berechnung des Wertes entsprechen
denen bei der Berechnung des fiskalischen Beitrages eines Kindes (laut
Fußnote 6). Die Erwerbsphase beginnt allerdings direkt nach der Einwan-
derung (vgl. Sinn 2001).
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kleineren Vorteilen für das Rentensystem, weil die Renten-
ansprüche der Migranten trotz der Rückkehr in ihr Heimat-
land erhalten bleiben und nicht durch deren eigene Kinder,
sondern durch das Kollektiv der deutschen Beitragszahler
abgedeckt werden. Man kann bei einem Einwanderer, der
mit 20 Jahren kommt, dann bis zum 65. Lebensjahr arbei-
tet und keine Kinder im deutschen Rentensystem belässt,
mit schätzungsweise nur etwa 40% des genannten Betra-
ges, also mit bis zu 70 000 q rechnen. 

Ohne Zweifel ist die Einwanderung eine Stütze für das deut-
sche Rentensystem. Allerdings darf man nicht übersehen,
dass die Einwanderer nicht nur das Rentensystem entlas-
ten, sondern dem Staat an anderer Stelle zur Last fallen.
Einwanderer profitieren von der Umverteilung zugunsten är-
merer Beitragszahler in der Krankenversicherung und von
staatlichen Leistungen wie der Sozialhilfe, dem Arbeitslo-
sengeld und der Arbeitslosenhilfe, die sie überdurchschnitt-
lich in Anspruch nehmen. Außerdem steht ihnen, und das ist
ein ganz erheblicher Effekt, die breite Palette unentgeltlich an-
gebotener, aber kostenträchtiger staatlicher Leistungen zur
Verfügung, die von der Benutzung von Straßen, Brücken,
Parks und anderen Bestandteilen der öffentlichen Infrastruk-
tur bis hin zum Schutz des Rechtsstaates durch seine Rich-
ter und Polizisten reichen. Dafür zahlen sie zwar Steuern, doch
reichen diese Steuern nicht aus, die verursachten fiskalischen
Kosten zu tragen. Zuwanderer haben ein unterdurchschnitt-
liches Einkommen und gehören deshalb zu denjenigen Be-
völkerungsgruppen, die im Sozialstaat deutscher Prägung
mehr Ressourcen vom Staat erhalten, als sie an ihn in Form
von Steuern und Beiträgen abgeben müssen. Nach Berech-
nungen, die das ifo Institut im Jahr 2001 auf der Basis des
sozioökonomischen Panel für die bisher nach Deutschland
Zugewanderten angestellt hat, lag die fiskalische Nettolast,
die Zuwanderer für den Staat verursachen, pro Kopf und Jahr
im Durchschnitt der ersten zehn Jahre bei 2 300 q (vgl. Sinn
et al. 2001, S. 226 f.). Dabei sind auch die Vorteile für die Ren-
tenversicherung barwertmäßig bereits berücksichtigt worden.
So gesehen verändert sich das Bild, das ein alleiniger Blick
auf die Rentenversicherung liefert, erheblich.

Damit die Zuwandernden den alternden Sozialstaat tat-
sächlich entlasten oder zumindest nicht weiter belasten,
müsste ihnen wenigstens temporär ein Teil der sozialstaat-
lichen Leistungen verwehrt werden, was eine Lockerung des
in der europäischen Rechtsprechung verankerten Inklu-
sionsprinzips für Arbeitnehmer verlangt. Der wissenschaft-
liche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen und das
ifo Institut haben deshalb im Zusammenhang mit der be-
vorstehenden Osterweiterung und der EU-Regierungskon-
ferenz des Jahres 2004, bei der über die neuen rechtlichen
Grundlagen der EU einschließlich einer Verfassung beraten
werden soll, vorgeschlagen, das EU-Recht in Richtung ei-
nes Prinzips der »verzögerten Integration« der Einwanderer
in den Sozialstaat zu verändern. 

Vermutlich wird dort aber eine ganz andere Entwicklung ein-
setzen, denn wenn, wie es offenbar einige Länder erwä-
gen, eine EU-Staatsbürgerschaft eingeführt wird, dann wird
das Inklusionsprinzip eher noch erweitert. Derzeit genießen
nur einwandernde Arbeitnehmer den Schutz der Sozialge-
setze des gastgebenden Landes. Wer nicht als Arbeitneh-
mer, sondern aus anderen Gründen einwandert, hat keinerlei
Anspruch auf Sozialhilfe oder andere soziale Leistungen,
ausgenommen den Krankenversicherungsschutz. Wird die
europäische Staatsbürgerschaft eingeführt, so folgt zwin-
gend, dass alle Zuwanderer in den Genuss sozialstaatlicher
Leistungen kommen, nicht nur die zuwandernden Arbeit-
nehmer. Die Zuwanderung ist unter diesen Verhältnissen kein
Beitrag zur Lösung, sondern ein Beitrag zur Vergrößerung
der Probleme des Sozialstaats.

Dass die Zuwanderung keine Lösung des Rentenproblems
bietet, wird auch klar, wenn man sich vor Augen führt, wie
viele Menschen zuwandern müssten, wollte man das Ren-
tensystem durch eine Zuwanderung in dem Sinne stabili-
sieren, dass der Altersquotient der Bevölkerung, also das
Verhältnis von Alten (ab 60 Jahren) und Jungen (20 bis
59 Jahre) konstant bleibt. Unterstellt man einmal fiktiv, dass
alle Zuwandernden jung bleiben und dem Rentensystem
dauerhaft als Beitragszahler zur Verfügung stehen, so ergibt
sich rechnerisch bis zum Jahr 2035 eine notwendige Net-
toeinwanderung von 43 Mill. Menschen nach Deutschland.
Die Gesamtbevölkerung der in Deutschland ansässigen
Menschen müsste dann auf ca. 100 Mill. ansteigen. Be-
rücksichtigt man, dass heute bereits 7 Mill. Ausländer in
Deutschland leben, so bestünde die in Deutschland ansäs-
sige Population zur Hälfte aus Ausländern und zur Hälfte aus
Inländern, wenn man von der rechtlich möglichen Änderung
der Staatsbürgerschaft einmal absieht.

Aber natürlich ist die Annahme, dass die Ausländer nicht
altern, nicht realistisch. Die aus dem Ausland hereinströ-
menden Populationen sind nicht frei von den demographi-
schen Problemen, unter denen Deutschland leidet. Auch die
Zuwanderer werden älter und gehen irgendwann in die Ren-
te, ohne dass sie durch eigene Nachkommen für den vol-
len Ersatz sorgen könnten. Wenn die zuwandernden Po-
pulationen die gleiche Altersstruktur wie die bereits vorhan-
dene Population aufweisen, ist nichts gewonnen; sie müss-
ten schon deutlich jünger sein. Berechnungen der Verein-
ten Nationen zum Umfang der zur Stabilisierung des Ren-
tensystems notwendigen Ersatz-Einwanderung (replace-
ment migration), bei denen diese Effekte berücksichtigt wer-
den, zeigen ein extrem problematischeres Bild. Danach sind
bis zum Jahr 2050 nicht weniger als 190 Mill. Zuwanderer
oder 3,4 Mill. Personen pro Jahr erforderlich, um das Ver-
hältnis von Alten und Jungen in Deutschland, also den Al-
tersquotienten, auf dem Niveau des Jahres 1995 zu stabi-
lisieren (vgl. United Nations, Department of Economic and
Social Affairs, Population Division 2001, S. 42). Die in
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Deutschland lebende Bevölkerung müsste dementspre-
chend auf 299 Mill. Personen ansteigen. 80% dieser Be-
völkerung wären dann seit dem Jahr 1995 nach Deutsch-
land Eingewanderte und deren Nachfahren. Das sind as-
tronomisch hohe Zahlen, die so natürlich niemals realisiert
werden und auch keinesfalls als Empfehlungen interpretier-
bar sind. Gerade die Größe der Zahlen zeigt in aller Deut-
lichkeit, wie gering der Beitrag zur Lösung der demogra-
phischen Probleme Deutschlands ist, den man von der Zu-
wanderung erwarten kann. Das Thema wird in der öffent-
lichen Diskussion überschätzt, und es wird missbraucht, um
heute schon aus ganz anderen Gründen billige Arbeitskräf-
te ins Land zu holen. 

Dabei braucht auch der Arbeitsmarkt selbst vorläufig keine
Einwanderung. Einerseits leidet Deutschland unter einer Mas-
senarbeitslosigkeit, also einem Mangel an Stellen, und nicht
einem Mangel an Menschen. Andererseits ist der Zeitpunkt
noch nicht gekommen, an dem das Erwerbspersonenpo-
tential aus demographischen Gründen abzubröckeln be-
ginnt. In der Abbildung 15 sind entsprechende Projektio-
nen des IAB Nürnberg dargestellt. 

Man sieht, dass bei einer mäßigen Zuwanderung von 100 000
bis 200 000 Personen pro Jahr, wie sie derzeit stattfindet,
erst ab etwa 2015 eine Abnahme der Erwerbsbevölkerung
zu erwarten ist. Will man diese Abnahme kompensieren und
die Erwerbsbevölkerung stabilisieren, so ist etwa von diesem
Zeitpunkt an eine Zuwanderung erforderlich. Heute wird die
Zuwanderung indes noch nicht gebraucht. Ließe man jetzt
schon eine Zuwanderung von 500 000 Personen pro Jahr
zu, so stiege die Zahl der Erwerbspersonen in den nächs-
ten Jahren sogar rasch an und würde bis zum Jahr 2018

ein Maximum erreichen, das um etwa 4 Mill.
Personen oder 10% über dem heutigen Wert
liegt. Auch diese Zahlen zeigen, dass die Zu-
wanderungsdebatte in Deutschland von fal-
schen Voraussetzungen ausgeht.

Teilkapitaldeckung der Renten-
versicherung

Zu den sinnvollen passiven Reformen zur
Milderung der Konsequenzen der demo-
graphischen Krise gehört die Teilumstellung
der Rentenversicherung vom Umlagesystem
auf ein Kapitaldeckungssystem. Jede Ge-
neration wird einmal alt, und dann kann sie
nur leben, wenn sie in ihrer Jugend selbst
vorgesorgt hat. Entweder muss sie Hu-
mankapital gebildet haben, indem sie Kin-
der in die Welt gesetzt und groß gezogen
hat. Oder sie muss gespart und somit di-
rekt oder indirekt Realkapital gebildet haben,
um vom Verzehr dieses Kapitals zu leben.

Eine Generation, die weder Human- noch Realkapital ge-
bildet hat, muss hungern.

Die Deutschen bilden derzeit aus den genannten Grün-
den viel weniger Humankapital, als es ihre Vorfahren ta-
ten. Der relative Einkommensverzicht, den junge Menschen
heute für die Kindererziehung in Kauf nehmen, ist wesentlich
geringer, als er es früher war. Wenn sie gleichwohl im Al-
ter nicht darben wollen, so bleibt nur die Möglichkeit, heu-
te schon erhebliche Teile des Einkommens zu sparen, um
sich auf dem Wege der Kapitalbildung eine Rente zu si-
chern, deren Zahlung man den wenigen zukünftigen Bei-
tragszahlern nicht mehr zumuten kann. Realkapital muss
in dem Maße gebildet werden, wie es an Humankapital
fehlt. Dies ist der richtige Gedanke, der der Rentenreform
des Jahres 2000 zugrunde liegt, die mit dem Namen Ries-
ter verbunden ist und vom Wissenschaftlichen Beirat beim
Bundesministerium für Wirtschaft vorbereitet wurde (vgl.
Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirt-
schaft 1998). 

Nach Berechnungen des CES reicht bereits eine 4%-ige
Ersparnis aus, um bis zum Jahr 2036, dem Maximum der
demographischen Krise, so viel Kapital zu bilden, dass dar-
aus ein Viertel der Altersrenten finanziert werden kann (vgl.
Sinn 1999; Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministe-
rium für Wirtschaft 1998). Und bis zum Jahr 2075, wenn al-
le Rentner während ihres gesamten Lebens in die kapital-
gedeckte Zusatzversorgung eingezahlt haben, kann die Hälf-
te der Altersrente gedeckt werden. Die Teilkapitaldeckung,
die der Beirat vorgeschlagen hatte und die inzwischen Ge-
setz geworden ist, bietet tatsächlich einen gangbaren Weg
zur Überwindung der Probleme des deutschen Rentenver-
sicherungssystems. 

Abb. 15

Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials in Deutschland

Datenbasis nach dem Wohnortkonzept. Es wird unterstellt, dass der Frauenanteil am
Erwerbspersonenpotential von 1996 bis 2016 um 2 Prozentpunkte zunimmt.
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Allerdings darf die Entscheidung über das Riester-Sparen
nicht in das eigene Belieben der Beitragszahler gestellt wer-
den. Freiwillig kommt die notwendige Ersparnis nicht zu-
stande, wie die geringe Beteiligungsquote bei der Riester-
Rente von nicht einmal 10% im ersten Jahr nach ihrer Ein-
führung zeigt. Der Grund liegt nicht in der Unmündigkeit
der Bürger, sondern in Wechselwirkungen mit dem restlichen
Sozialsystem. Wenn ein Geringverdiener freiwillig spart, wird
ihm das nicht viel nützen, weil er dadurch nur den Anspruch
auf ergänzende Sozialhilfe verringert, den er ohnehin im Al-
ter hat. Außerdem muss der Sparer immer befürchten, dass
ihm bei weiteren Rentenreformen im Alter die Umlagerente
mit der Begründung versagt wird, dass er ja über eigene
Mittel verfüge. Deswegen muss das Riester-Sparen auch im
Falle einer kindergerechten Ausgestaltung zur Pflicht ge-
macht werden, und so war es von Seiten der Wissenschaft
ja auch empfohlen worden. 

Riester-Rente für Kinderlose

Statt nur passiv auf die abnehmenden Geburtenraten zu rea-
gieren und die Konsequenzen für die Sozialsysteme ander-
weitig abzufedern, kann man versuchen, den Ursachen des
Bevölkerungsschwunds entgegenzuwirken, also eine akti-
ve Bevölkerungspolitik zu betreiben. Dies ist seit dem Miss-
brauch der Bevölkerungspolitik in der Nazi-Zeit ein heikles
Thema. Aber man kann es nicht weiter tabuisieren und die
zu erwartenden Probleme sehenden Auges auf sich zu kom-
men lassen. Es ist Zeit, dass Deutschland sein Tabu über-
windet. 

Das heißt nicht, dass einer staatlichen Bevölkerungspoli-
tik das Wort geredet werden soll, deren Ziel es ist, in die
freien Entscheidungen der Menschen einzugreifen und sie
bei der Kinderwahl zu bevormunden. Es kann nicht Auf-
gabe des Staates sein, lenkend in die Familienplanung ein-
zugreifen, wie es ja noch nicht einmal zu seinen Aufgaben
gehört, die Bürger bei normalen ökonomischen Entschei-
dungen zu bevormunden. Aber das genau ist der Punkt.
Heute greift der Staat auf dem Wege über das Renten-
system ganz massiv in die Familienplanung ein, indem er
die Beiträge der Kinder zur Rentenversicherung sozialisiert
und so die natürlichen ökonomischen Motive für den Kin-
derwunsch aus den Köpfen der Menschen vertreibt. Die-
se massive Staatsintervention erfolgte aus anderen Grün-
den, sicherlich nicht mit der Absicht, die Kinderzahl zu re-
duzieren. Faktum ist aber, dass sie diese Wirkung hat und
die Fertilitätsentscheidung verzerrt. Insofern kommt die Po-
litik heute nicht mehr an der Frage vorbei, wie sie die un-
gewollten Verzerrungen vermindern kann. Nicht mehr, son-
dern weniger Staatseinfluss auf die Familienplanung ist zu
fordern.

Auf den ersten Blick spricht vieles dafür, den Kinderwunsch
dadurch zu stärken, dass den jungen Familien in Zukunft

mehr geholfen wird, als es in der Vergangenheit der Fall
war. So ist daran zu denken, die Zahl der Kindergärten
pro Kind im entsprechenden Alter wieder auf das interna-
tionale Niveau zu erhöhen, das Ehegattensplitting um ein
Kindersplitting nach französischem Muster zu erweitern
oder den so genannten Familienlastenausgleich durch pe-
kuniäre Ausgleichszahlungen wie z.B. das von der
CDU/CSU vorgeschlagene Familiengeld zu erweitern. Das
alles sind sinnvolle und erwägenswerte Maßnahmen, die
bei der Nachwuchsplanung die gewünschten Wirkungen
entfalten werden. 

Das Problem ist aber, dass sie alle auf eine doppelte Inter-
vention des Staates hinauslaufen. Durch die staatliche
Rentenversicherung wird der Kinderwunsch vertrieben,
und durch andere, kompensierende staatliche Ausgaben
wird er von neuem geweckt. Eine solche doppelte Inter-
vention ist für sich genommen nicht sinnvoll, denn bei bei-
den Interventionen gibt es noch andere Verzerrungen im
Verhalten, die sich nicht kompensieren, sondern addieren
und per saldo zu Nachteilen für die Staatsbürger führen.
So ruft z.B. die Rentenversicherung künstliche Anreize zur
Frühverrentung, zum Verzicht auf Arbeit oder zur Schwarz-
arbeit hervor, und beim Familiengeld muss man mit künst-
lichen Anreizen für die Immigration Kinderreicher sowie
mit einem Anstieg der Schwarzarbeit und einer Leis-
tungsverweigerung bei denjenigen rechnen, die dieses Fa-
miliengeld durch ihre Steuern finanzieren sollen. Ange-
sichts der ohnehin schon exorbitant hohen Steuerbelas-
tung der deutschen Arbeitnehmer kann dies kein gang-
barer Weg sein. 

Besser ist es, die primäre Intervention in die Familienplanung
zurückzufahren, die im Rentensystem angelegt ist, indem
das Ausmaß der fiskalischen Umverteilung von den Fami-
lien mit Kindern zu den Personen ohne Kinder reduziert wird.
Einen Ansatzpunkt für die möglichen Reformen liefert die
Riester-Rente, die mit der Rentenreform des Jahres 2000
eingeführt wurde. Wie erläutert, ist die richtige Erwägung
hinter dieser Reform, dass die Deutschen heute weniger Hu-
mankapital bilden, als es frühere Generationen taten, und
heute zum Ausgleich zusätzliches Realkapital ansparen müs-
sen. Die Riesterrente ist aber noch nicht zu Ende gedacht.
Sie kuriert die Symptome der deutschen Krankheit, doch
nicht ihre Ursachen. Sie verringert die Fehlanreize für die Fa-
milienplanung nicht und führt zu kaum erträglichen Lasten
bei denjenigen, die durch die Erziehung von Kindern be-
reits den vollen Beitrag zur Finanzierung der Umlagerenten
leisten. 

Statt eine ganze Generation kollektiv in die Verantwortung
zu nehmen, sollten die notwendigen Rentenkürzungen und
das kompensierende Riester-Sparen auf die Kinderlosen
konzentriert werden. Wer keine Kinder in die Welt setzt und
großzieht, dem kann eine erhebliche Rentenkürzung zu-
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gemutet werden. Die Rente sollte nicht auf null reduziert
werden, denn das würde ihre ökonomische Hauptfunk-
tion als Schutz gegen die ökonomischen Konsequenzen
der Kinderlosigkeit negieren und unberücksichtigt lassen,
dass die Kinderlosen auf dem Wege des Familienlasten-
ausgleichs einen gewissen, wenn auch geringen Beitrag
zur Mitfinanzierung der Kinder leisten. Doch erscheint beim
durchschnittlichen Rentenbezieher eine Kürzung der Ren-
te auf die Hälfte als angebracht. Nur wer mindestens drei
Kinder großzieht und durchschnittliche Beiträge gezahlt
hat, dem kann die umlagefinanzierte Rente im bisher er-
warteten Umfang erhalten bleiben. Wer ein Kind oder zwei
Kinder hat, dem kann eine anteilige Rentenkürzung zuge-
mutet werden. Die Rentenbeiträge sind demgegenüber
nicht zu verändern, weil sie zur Finanzierung der jetzt Al-
ten gebraucht werden. 

Die Betroffenen müssen angehalten werden, in dem Maße
eine Riester-Rente anzusparen, wie ihnen die umlagefinan-
zierte Rente gekürzt wird. Dabei wird die derzeit vorgese-
hene Ersparnis von nur 4% bei Kinderlosen nicht ausreichen,
um den Verlust der Hälfte der Umlagerente wettzumachen.
Es ist sicherlich von einem Betrag in der Größenordnung von
6 bis 8% auszugehen, wenn eine solch umfangreiche Ren-
tenkürzung kompensiert werden soll. 

Die Staffelung von Umlagerente und Riester-Rente nach
der Kinderzahl wird zu der wünschenswerten Änderung
der Familienplanung führen. Wenn Kinderlose 6 bis 8%
ihres Bruttoeinkommens für ein bloß kompensierendes
Riester-Sparen verwenden müssen, erhalten Kinder in der
Lebensplanung wieder ein stärkeres Gewicht. Manch ein
bislang noch unschlüssiges junges Paar wird sich unter
diesen Umständen vielleicht doch für Kinder entscheiden.
Und wie gesagt: Es geht nicht darum, den Staat bei der
Familienplanung mitreden zu lassen, sondern ganz im
Gegenteil, ihn wieder ein Stück weit aus der Familienpla-
nung herauszunehmen.

Bei der Rentenkürzung für Kinderlose dürfen allerdings die
bereits aufgebauten Anwartschaften nicht angetastet wer-
den. Es geht nur um die heute noch jüngeren Menschen.
Sie haben Zeit genug, sich auf dem Wege des Riester-Spa-
rens eine auskömmliche Rente zu sichern, falls sie keine Kin-
der haben können oder wollen. Je älter man ist, desto mehr
Anwartschaften hat man im alten System erworben, und
desto geringer sind die Möglichkeiten, die Riester-Rente an-
zusparen. Ältere Menschen werden deshalb von der not-
wendigen Reform kaum erfasst, und wer schon Rente be-
zieht, den betrifft sie gar nicht. 

Um die Reform politisch und rechtlich korrekt darzulegen,
sollte man sie im Übrigen so durchführen, dass zunächst
alle betroffenen Renten um einen einheitlichen Prozent-
satz gekürzt werden und hernach eine Sonderrente in Ab-

hängigkeit von der Kinderzahl eingeführt wird, die zu der
gekürzten Normalrente additiv hinzutritt. Der Rentenan-
spruch würde dann zum einen auf der Zahlung von Bei-
trägen an Rentner und zum anderen auf der Erziehungs-
leistung gründen.8

Die Einführung einer von der Kinderzahl abhängigen Ren-
te ist nicht nur geeignet, die Staatsintervention in die Fa-
milienplanung zurückzunehmen und die natürlichen Moti-
ve für den Kinderwunsch wieder stärker zur Geltung kom-
men zu lassen. Sie ist zudem auch gerecht, denn sie folgt
dem Verursacherprinzip und dem Leistungsfähigkeits-
prinzip. 

Wer keine Kinder hat und insofern zu wenig tut, um seine
eigene Rente im Umlagesystem zu sichern, muss die Kon-
sequenzen tragen und selbst auf dem Wege der Ersparnis
für Ersatz sorgen. 

Und wer keine Kinder hat, kann sparen, weil er keine Aus-
gaben für die Kindererziehung leisten muss. Er ist ver-
gleichsweise liquide und kann die bei der Kindererziehung
eingesparten Geldmittel am Kapitalmarkt anlegen, um auf
diese Weise seine gekürzte Umlagerente zu ergänzen. 

Man mag gegen den Vorschlag einwenden, mit der Zah-
lung des Rentenbeitrages erbrächten junge, kinderlose
Bürger bereits eine Leistung für die eigene Rente, und in-
sofern sei es ungerecht, sie auf dem Wege des Riester-
Sparens zu einer zweiten Leistung zu zwingen. Dieses
Argument verkennt, dass es im Generationenzusammen-
hang zu den normalen Pflichten einer jeden Generation ge-
hört, zwei Leistungen zu erbringen: In der leistungsfähigen
Lebensphase muss man seine Eltern und seine Kinder
ernähren. Die erste dieser beiden Leistungen wird in Form
der Rentenbeiträge erbracht, die ja in vollem Umfang an
die heutigen Rentner fließen. Doch die zweite Leistung wird
von vielen Menschen nicht erbracht, weil sie sich gegen
Kinder entscheiden. So gesehen ist es sehr wohl gerecht,
nun auch diesen Menschen eine zweite Leistung in Form
des Riester-Sparens abzuverlangen. Dadurch sichern sie
sich die Rente, deren Vollfinanzierung man den wenigen
zukünftigen Beitragszahlern nicht mehr zumuten kann, und
es wird möglich, den Eltern einen größeren Teil der von
ihren eigenen Kindern gezahlten Rentenbeiträge zu be-

8 Überlegungen, die Rentenansprüche an der »Qualität« der Humankapital-
investition, also beispielsweise am Einkommen und den Beiträgen der ei-
genen Kinder auszurichten, drängen sich auf, um auf diese Weise ent-
sprechende Anreize für eine gute Ausbildung der eigenen Kinder zu set-
zen. Indes würde eine solche Differenzierung des Vorschlages politisch
wahrscheinlich eine Überfrachtung bedeuten. Ihr könnte auch mit dem Ar-
gument entgegengetreten werden, dass die durch eigene Anstrengun-
gen der Eltern begründeten Unterschiede im Einkommensniveau der Kin-
der minimal sind. Zum größten Teil resultieren solche Unterschiede ver-
mutlich aus angeborenen Unterschieden in der Intelligenz oder Leis-
tungsfähigkeit. Eine weitgehende Versicherung der Eltern gegenüber sol-
chen Unterschieden erscheint als angebracht.
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lassen. Menschen, die mehrere Kinder großziehen, an der
Riester-Rente zu beteiligen, hieße indes, ihnen eine drei-
fache Last aufzuerlegen. Als Beitragszahler ernähren sie
die jetzt Alten, als Eltern finanzieren sie über die Kosten
der Kindererziehung die Renten aller zukünftiger Renten-
bezieher, und als Riester-Sparer müssten sie zusätzlich ih-
re eigenen Renten finanzieren. 

Schlussbemerkung

Dieser Artikel kommt zu spät, denn die am stärksten be-
setzten Alterskohorten der Deutschen sind gerade dabei,
in ihr fünftes Lebensjahrzehnt einzutreten. Diese Kohorten
werden die Kinder nicht mehr zur Welt bringen, die Deutsch-
land braucht, wenn es sich als dynamisches Volk und Wirt-
schaftsnation nicht von der Weltbühne verabschieden möch-
te. Politisch korrekt ist es nicht, dies in einem Land zu be-
klagen, das negative Erfahrungen mit einer staatlichen Be-
völkerungspolitik hat machen müssen. Aber es ist notwen-
dig, denn eine politische Korrektheit, die von den Wellen blo-
ßer Illusionen und gesellschaftlicher Ideologien getragen wird,
wird ohnehin eines Tages an den Klippen der ökonomischen
Wirklichkeit zerschellen. 

Ein pragmatischer Umgang mit dem Thema Familienpla-
nung und Fertilität ist dringend geboten, um den Schaden,
der aus einer Vergreisung des Landes zu entstehen droht,
zu begrenzen. Dazu muss auch der Staat umsteuern, denn
er ist es, der durch seine sozialen Sicherungssysteme, die
das Schicksal des Einzelnen von den Konsequenzen sei-
ner Fertilitätsentscheidungen abgetrennt haben, ganz maß-
geblich zur Änderung des gesellschaftlichen Wertes der
Familie und zur Kinderlosigkeit der Deutschen beigetragen
hat. Richtig ist es, wenn der Staat sich stärker an den Kos-
ten der Kindererziehung beteiligt und die Kinder auch steu-
erlich stärker berücksichtigt. Die verstärkte Bereitstellung
von Kindergärten, der Übergang zu Ganztagsschulen und
das Kindersplitting nach französischem Muster sind Maß-
nahmen, die sich aufdrängen und den gewünschten Erfolg
haben werden. 

Man darf aber nicht verkennen, dass es sich dabei teilweise
um Maßnahmen handelt, die durch die Idee der doppelten
Intervention des Staates begründet werden und deshalb auch
unerwünschte Nebeneffekte zur Folge haben könnten. Vie-
les spricht dafür, dass sich der Staat zurücknimmt, indem er
das Ausmaß der Sozialisierung der Rentenbeiträge, die Kin-
der an die Generation ihrer Eltern zahlen, reduziert. Auch
das Bundesverfassungsgericht hat dies in seinem Mütter-
rentenurteil von 1992 ausdrücklich gefordert, wenngleich bei
ihm die Rückwirkungen auf die Familienplanung nicht im
Vordergrund standen. Wer keine Kinder hat, kann das bei der
Kindererziehung eingesparte Geld am Kapitalmarkt anlegen,
um sich so die Rente zu sichern, deren Zahlung er den Kin-

dern anderer Leute in voller Höhe nicht mehr zumuten kann.
Das muss die Devise für eine neue Rentenreform sein, bei der
die Rente allgemein gekürzt und durch einen kinderbeding-
ten Rentenanspruch nach dem Umlagesystem oder eine
selbst anzusparende Riester-Rente ergänzt wird. 

Die Reformen verlangen mehr Mut von den Politikern und
den Vertretern der Rentenversicherungssysteme, als heute
erkennbar ist. Der Erkenntnisprozess der Wähler ist in die-
ser Hinsicht noch nicht weit genug gediehen. Viel Wasser
wird den Rhein herunterfließen, bis energische Politikmaß-
nahmen ergriffen werden können. Aber die Politiker und Ver-
bandsvertreter, die sich sperren, das Thema weiter tabui-
sieren oder es mit kleinmütigen juristischen Argumenten bei-
seite schieben, machen sich schuldig an der Zukunft des
deutschen Volkes. 
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Die Verabschiedung der Sozialhilfereform
1996 bedeutete eine radikale Wende in der
amerikanischen Anti-Armutspolitik. Bis da-
hin entsprach das Sozialhilfesystem (Aid
to Families with Dependent Children) weit-
gehend dem deutschen, insofern es Arbeit
und Einkommen trennte. Die Reform
schaffte diese Trennung ab und verwan-
delte den unbefristeten Leistungsanspruch
in eine auf fünf Jahre begrenzte Hilfe zur
Arbeit (Temporary Assistance for Needy
Families, TANF). Wer Unterstützung be-
zieht, ist seither verpflichtet, eine Arbeit
zu suchen und anzunehmen. Mütter mit
Kindern unter zwölf Monaten sind ausge-
nommen. Minderjährige ohne Schulab-
schluss müssen die Schule besuchen und
zu Hause oder in einer supervidierten Ge-
meinschaft leben. Gleichzeitig wurde die
Kompetenz für die Sozialhilfe weitgehend
an die Einzelstaaten delegiert und ihre Fle-
xibilität bei der Ausgestaltung erheblich er-
weitert. Sie erhalten jetzt block grants an-
stelle von matching grants. Das heißt, der
Bund stockt die Sozialhilfeausgaben der
Einzelstaaten nicht mehr anteilig auf, son-
dern zahlt ihnen bis 2002 einen pauscha-
len Zuschuss in Höhe von 16,5 Mrd. Dol-
lar pro Jahr. Um die Zuschüsse zu erhal-
ten, müssen sie einen bestimmten Pro-
zentsatz der Sozialhilfefamilien bezogen
auf ihre Fallzahl von 1995 in Arbeit brin-
gen – 2002 50% – und sich an der Finan-
zierung mit mindestens 80% ihrer Ausga-
ben vor Inkrafttreten der Reform beteiligen. 

Der Umbau der Sozialhilfe von einem Für-
sorgesystem in ein Beschäftigungspro-
gramm mit Arbeitspflicht war begleitet von
einem umfangreichen Ausbau der Ein-
kommensunterstützungen für arbeitende
Familien mit niedrigem Einkommen – der
Lohnsteuergutschrift (EITC), subventio-
nierten Kinderbetreuung und Krankenver-
sorgung – und einer Anhebung des Min-

destlohns von 4,25 Dollar auf 5,15 Dollar
(Peter 2001). Die maximale Steuergut-
schrift für eine Familie mit zwei Kindern
stieg von 910 Dollar zu Beginn der neun-
ziger Jahre auf zuletzt 4 008 Dollar pro
Jahr. 1999 bezogen bundesweit noch
2,2 Mill. Familien Sozialhilfe, während der
EITC das Erwerbseinkommen von knapp
20 Mill. Haushalten aufstockte. Die Aus-
gaben für die Kinderbetreuung stiegen von
2,1 Mrd. Dollar 1997 auf 7,4 Mrd. Dollar
im Jahr 2000 (Adams 2002). Die Sozial-
hilfereform war also eingebettet in ein Re-
formpaket mit der Aufschrift make work
pay und welfare-to-work.

Radikale Reformen sind auch in der ame-
rikanischen Politik äußerst selten. Dass
dies in diesem Fall mit breiter Zustimmung
möglich war, hat in der Hauptsache drei
Gründe. Der erste ist die zunehmende
Frustration des mainstream mit dem Sys-
tem. Die Hilfe war im Rahmen von Roo-
sevelts Sozialversicherungsgesetzgebung
eingeführt worden, um Familien zu helfen,
in denen der Vater aufgrund von Tod oder
Behinderung als Ernährer ausfiel. Präsi-
dent Johnsons War on Poverty – bis da-
hin waren in etlichen Bundesstaaten Afro-
Amerikanerinnen, Hispanierinnen und un-
verheiratete Mütter aus der Sozialhilfe aus-
geschlossen –, die Frauenbewegung und
steigende Einkommensgleichheit hatten
die Sozialhilfe zunehmend in ein Pro-
gramm für nicht-erwerbstätige geschie-
dene oder nie verheiratete Alleinerzie-
hende und ihre Kinder verwandelt. 1994
lebten mehr als 5 Mill. Familien von Sozi-
alhilfe (5,5% der Bevölkerung gegenüber
1,7% 1960). Davon waren 82% Alleiner-
ziehendenhaushalte. Jedes achte ameri-
kanische Kind wuchs mit Sozialhilfe auf.
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Die Mehrheit dieser Kinder war unehelich geboren und fast
die Hälfte der Mütter bezog seit mehr als fünf Jahren Sozi-
alhilfe. Unübersehbar hatten diese Kinder die denkbar un-
günstigsten Startchancen. Hinzu kamen gesellschaftliche
Entwicklungen – wachsende Kriminalität, Drogenkonsum
und steigende Raten unehelicher Geburten, Abtreibungen
und Teenage-Schwangerschaften –, um die sich die Mitte
mehr Sorgen machte als um die wachsende Einkommen-
sungleichheit. Die Frustration mit dem Sozialhilfesystem galt
darum sowohl dem abhängigen Verhalten der Eltern und
den schädlichen Wirkungen auf die Kinder als auch den sys-
temimmanenten Fehlanreizen, die ein Verlassen der Sozial-
hilfe mit dem Entzug der kostenlosen Krankenversorgung
und Kinderbetreuung und geringen Erwerbsfreibeträgen be-
straften und den Bundesländern umso höhere Bundeszu-
schüsse (matching funds) einbrachten je größer ihre Sozi-
alhilfeausgaben. 

Der zweite Grund war das gewandelte Erwerbs- und Hei-
ratsverhalten von Frauen seit den siebziger Jahren. Frauen
heirateten seltener und immer mehr ledige, alleinerziehen-
de Mütter drängten in den Arbeitsmarkt. Zwischen 1978 und
1999 stieg die Erwerbsquote von nie verheirateten Müttern
um fast 23 Prozentpunkte auf 73,4% (U.S. Census Bureau
2002). Die Entwicklung beschleunigte sich Mitte der neun-
ziger Jahre, als das Erwerbspotential erst der verheirateten
Mütter, dann der verwitweten/geschiedenen/getrennt le-
benden Mütter weitgehend ausgeschöpft war (Blank 2000;
Besharov 2002). Im Gefolge dieser Verhaltensänderungen
änderten sich auch die Erwartungen der Mittelklasse. Je
mehr Doppelverdienerhaushalte zum normalen Lebensstil
wurden und je selbstverständlicher es war, dass Frauen ih-
ren Lebensunterhalt selbst verdienen, desto untragbarer er-
schien ein System, das Mütter vom Arbeitsmarkt fernhält
und für uneheliche Kinder belohnt. 

Der dritte Grund waren die bisherigen Erfahrungen mit
welfare-to-work Reformen. Sie verpflichteten zwar einen zu-
nehmenden Teil der Hilfeempfängerinnen zur Arbeitssuche
und verbesserten partiell die Arbeitsanreize, ließen aber die
bestehenden Strukturen eines passivierenden Fürsorge-
systems, das Abhängigkeit nährt und verwaltet, unberührt.
Entsprechend senkte keiner der Reformversuche die Fall-
zahlen um mehr als 10% (Besharov 2002). Für die verant-
wortlichen Politiker und Administratoren war so immer kla-
rer geworden, dass eine nachhaltige Reduzierung der So-
zialhilfeabhängigkeit durch Integration in den Arbeitsmarkt
nicht ohne einen grundlegenden, aufwendigen Umbau des
Systems zu machen sei (Moffitt 2000). Immer mehr Bun-
desstaaten holten sich daraufhin bei der Bundesregierung
Ausnahmegenehmigungen (waivers), um vom bestehenden
Gesetz abweichen und mit neuen Modellen experimentie-
ren zu können. In Wisconsin beschlossen Republikaner und
Demokraten 1994, ab 1999 auf die matching grants aus
Washington zu verzichten und eigene Wege zu gehen (Pe-

ter 2002). 1995 galt das bestehende Gesetz ohne Ausnah-
me nur noch in zehn Bundesstaaten, und die Lobby der
Gouverneure hatte sich zur Speerspitze einer parteiüber-
greifenden Koalition für eine fundamentale Reform aufgestellt.

Das auf sechs Jahre befristete »Gesetz zur Förderung von
Eigenverantwortung und Arbeit« (Personal Responsibility
and Work Opportunity Reconciliation Act, PRWORA) steht
seit dem 1. Oktober 2002 zur »Reautorisierung« auf der
Agenda des Kongresses. Weil der zurzeit über Bushs Sti-
muluspaket und den Krieg gegen den Terrorismus streitet
und die Demokraten bis November eine hauchdünne Mehr-
heit im Senat hatten, gibt es bislang nur einen House Bill
der Republikaner und eine im Finanzausschuss des Senats
verabschiedete Resolution der Demokraten (CRS 2002). 

Klar ist schon jetzt, dass die Reform nicht rückgängig ge-
macht wird. Beide Parteien sind überzeugt und eine Fülle
von wissenschaftlichen Auswertungen bestätigt, dass die
Abschaffung des alten Systems richtig und erfolgreich war,
wenn auch die Ziele (vgl. Kasten) in unterschiedlichem Maß
erreicht wurden.

Zweifellos hat die Reform das Ziel erfüllt, Sozialhilfeabhän-
gigkeit zu verringern und Erwerbstätigkeit zu fördern. Die
Zahl der Hilfefamilien ist von 5 auf 2 Millionen geschrumpft,
die Sozialhilfequote von 5,5 (1994) auf 2,1% gesunken (vgl.
Abb. 1) und die Erwerbsquote von unverheirateten Müttern
– die am ehesten in die Sozialhilfe geraten – ist auf 73% ge-
stiegen. Die Armutsrate von Kindern ist um 6,5 Prozent-
punkte gefallen. Gleichzeitig sind in der Gesamtwirtschaft
20 Mill. neue Arbeitsplätze entstanden und die Reallöhne
gestiegen, so dass die Reformen und die damit verbunde-
ne Umverteilung offensichtlich auch für den mainstream –
der außerdem von der Einführung eines Steuerfreibetrags
für Kinderbetreuungskosten und der Ausweitung des EITC
bis in die mittleren Haushaltseinkommen hinein profitierte –
ein Gewinn waren.

Der Wirtschaftsabschwung ab März 2001 hat diesen Erfolg
bisher nicht umgekehrt. Bundesweit ist die Zahl der Sozial-
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Die Ziele des »Gesetzes zur Förderung von Eigenverant-
wortung und Arbeit«

1. Bedürftige Familien zu unterstützen, damit die Kinder zu
Hause oder bei Verwandten aufwachsen können;

2. Sozialhilfeabhängigkeit durch die Förderung der Arbeits-
bereitschaft, Erwerbstätigkeit und Heirat zu beenden;

3. uneheliche Schwangerschaften zu verhindern und ihr
Vorkommen zu verringern und

4. die Gründung und Erhaltung von Zwei-Eltern-Familien zu
fördern.

Quelle: Committee on Ways and Means (2000).
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hilfeempfänger weiter gesunken (letzte verfügbare Daten
September 2002, ACF 2003). Der Reallohnanstieg ist ver-
langsamt, setzt sich aber fort (CEA 2003, Tab. B-47). Die
Arbeitslosenquote ist niedriger (5,7%) als im letzten Wirt-
schaftsabschwung 1991/92 (6,6%) und trifft Collegeabsol-
venten stärker als Geringqualifizierte (BLS 2003). Die anek-
dotische Evidenz besagt, dass ehemalige Sozialhilfeemp-
fängerinnen, die vor dem Abschwung in den Arbeitsmarkt
gewechselt sind, weiterhin in Arbeit sind; die, die jetzt Ar-
beit suchen, es allerdings schwerer haben, eine Stelle zu fin-
den (Burtless und Blank 2002). Bisher bestätigt sich damit
in der Tendenz die Einschätzung des Council of Economic
Advisers, dass der Rückgang der Sozialhilfezahlen 1996 –
1999 zu etwa einem Drittel durch die Reformpolitik bedingt
war – »unabhängig von den Effekten des starken Arbeits-
marktes« (CEA 1999).

In Bezug auf das Ziel, Familien mit niedrigen
Einkommen zu befähigen, ohne Sozialhilfe
auszukommen, sind die Ergebnisse gemischt
und spekulativ. Vieles bleibt der Vermutung
überlassen, wenn die Betroffenen aus den
Akten verschwinden. Anhand von Daten der
Arbeitslosenversicherung und Befragungen
schätzen Wissenschaftler, dass 40 bis 50%
der ehemaligen Hilfeempfängerinnen regel-
mäßig Vollzeit arbeiten und ihr Einkommen
deutlich verbessert haben (Besharov 2002).
Bei einem durchschnittlichen Stundenlohn
von 6 bis 8 Dollar liegt das Haushaltsein-
kommen von Alleinerziehenden mit zwei Kin-
dern einschließlich EITC mehr als 4 000 Dol-
lar über der gesetzlichen Armutsgrenze – Le-
bensmittelmarken, Wohngeld und Zuschüs-
se zur Kinderbetreuung und Krankenversor-
gung nicht eingerechnet. Hinzu kommt, dass

die Lohnhöhe bei regelmäßiger Vollzeittätig-
keit im Allgemeinen steigt. Die andere Hälf-
te der ehemaligen Hilfeempfänger arbeitet
Teilzeit, unregelmäßig, »unterm Tisch« oder
gar nicht, mit oder ohne Unterstützung durch
Familien, Freunde, Partner oder Schwarz-
markt. Sofern sie nicht wieder beim Sozial-
amt auftauchen, kann vermutet werden, dass
sie zurecht kommen oder sich durchschla-
gen. 15 bis 30% pendeln rein und raus aus
der Sozialhilfe und haben offensichtlich
Schwierigkeiten, dauerhaft auf die eigenen
Füße zu kommen und den Kindern ein sta-
biles Zuhause zu sichern. Sie bleiben hilfe-
bedürftig, aber solange sie ins Sozialamt zu-
rückkehren, kommt ihnen jetzt das verän-
derte Angebot der Sozialhilfe (vgl. Abb. 2)
und die Härtefallregelung im Gesetz zugute.

Die Armutsrate von Alleinerziehenden ist zwar
seit 1991 um 12 Prozentpunkte auf 27% im Jahr 2000 zu-
rückgegangen, liegt aber trotz der gestiegenen Erwerbs-
quote und der enormen Einkommensaufstockungen im-
mer noch gut fünf Mal höher als die von Ehepaaren mit Kin-
dern. Um das Armutsrisiko von Alleinerziehenden zu verrin-
gern, hatte sich PRWORA ausdrücklich auch die Förde-
rung von Ehen und die Eindämmung unehelicher Schwan-
gerschaften zum Ziel gesetzt. Jährlich sollten die fünf Bun-
desstaaten, die die Rate der unehelichen Geburten am meis-
ten gesenkt hatten, ohne dass die Zahl der Abtreibungen
gestiegen war, mit 100 Mill. Dollar prämiert werden. Darüber
hinaus konnten die Länder TANF-Mittel zur Familienbera-
tung und -förderung einsetzen. Bewegt hat das allerdings
fast nichts. Die Rate unehelicher Geburten ist zwischen 1994
und 1997 zwar gesunken, danach aber wieder leicht ange-
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stiegen. Die Geburtenrate bei Teenagern ist ebenfalls zu-
rückgegangen, aber im Vergleich zu anderen Industrielän-
dern weiterhin auf Höchstniveau. Die Heiratsrate stagniert.
Dafür hat das Zusammenleben von Paare mit Kindern oh-
ne Ehevertrag um ein Drittel zugenommen (Besharov 2002).
Dass die Politik hier nicht gegriffen hat, liegt allerdings we-
niger an Versagen als an Verweigerung. Die Einzelstaaten
haben überwiegend darauf verzichtet, um die Prämie zu kon-
kurrieren, und Familienberater waren unwillig, mit Jugend-
lichen über sexuelle Enthaltsamkeit zu reden, ohne über Kon-
dome sprechen zu dürfen. Erfolgreich war dagegen die ver-
schärfte Eintreibung von nicht-gezahltem Kindesunterhalt.
Zwischen 1992 und 1999 stieg die Summe von 8 Mrd. auf
16 Mrd. Dollar (CEA 2001).

Die Entwürfe für eine Reautorisierung des 
Gesetzes

Die Unterschiede zwischen den vorliegenden Entwürfen er-
geben sich aus den Schlussfolgerungen, die die Parteien
aus den bisherigen Erfahrungen ziehen (CRS 2002). Wäh-
rend die Republikaner die Verantwortung der Eltern beto-
nen und die väterliche Verantwortung (responsible father-
hood) ausdrücklich ins Gesetz einfügen wollen, betonen
die Demokraten die Verantwortung des Staates und der Ge-
sellschaft für die Armutsverhinderung. Beide argumentie-
ren mit dem Wohl der Kinder. 

Stärkung der elterlichen Verantwortung heißt für die Repu-
blikaner »volles Engagement« in Arbeit und arbeitsfördernde
Aktivitäten und mehr Beratung bei der Familiengründung, Ver-
meidung unehelicher Schwangerschaften und Lösung fami-
liärer Probleme. Die von Hilfeempfängern geforderte Wo-
chenarbeitszeit soll von 30 auf 40 Stunden erhöht werden,
unter Beibehaltung der 20 Stunden für Mütter mit Kindern un-
ter sechs Jahren. Von den 40 Stunden sollen mindestens 24
»in Arbeit« verbracht werden, wobei subventionierte private
und öffentliche Arbeiten und on-the-job Training mitgezählt
werden. Die Struktur der übrigen 16 Stunden sollen die Ein-
zelstaaten selbst bestimmen können. »Um Ehen zu fördern
und Teenager zu ermutigen, bis zur Heirat auf Sex zu ver-
zichten,« soll der oben erwähnte Bonus durch einen Zuschuss
an die Einzelstaaten in Höhe von jährlich 300 Mill. Dollar er-
setzt werden. Der Fonds für Kinderbetreuung soll um 1 Mrd.
Dollar pro Jahr aufgestockt werden. Als Teil von Bushs com-
passionate conservatism soll es auch kirchlichen Organisa-
tionen erlaubt werden, sich als Anbieter von sozialen Diens-
ten um TANF-Mittel zu bewerben (White House 2002). 

Die noch nicht ausformulierte Resolution der Demokraten be-
hält die 30 Stundenwoche bei und erweitert den Katalog der
als Arbeit zulässigen Maßnahmen. Die Mittel für marriage
promotion und teen pregnancy prevention sollen auf fünf Jah-
re verteilt um 250 Mill. Dollar, die für Kinderbetreuung um

5,5 Mrd. Dollar erhöht werden. Insgesamt sieht die Resolu-
tion 9 bis 10 Mrd. Dollar höhere Ausgaben vor als der repu-
blikanische Entwurf.

Beide Vorlagen schreiben die block grants in der bisherigen
Höhe bis 2007 fort. Dadurch sollen den Ländern die Anrei-
ze und Spielräume erhalten bleiben, um die für sie beste Lö-
sung zu finden und die eingesparte Sozialhilfe für Investitio-
nen in Familien mit niedrigen Einkommen zu nutzen. Abbil-
dung 2 veranschaulicht, wie diese Flexibilität in den ersten
vier Jahren der Reform die Ausgabenstruktur in sechs Bun-
desstaaten verändert hat. 

Beide Entwürfe wollen die Quote der Hilfeempfänger, die die
Länder in Arbeit bringen oder in Arbeitsaktivitäten engagie-
ren müssen, bis 2007 auf 70% erhöhen, die Befristung des
Hilfeanspruchs auf fünf Jahre beibehalten und den Ländern
weiterhin erlauben, bis zu 20% der Hilfeempfänger als Här-
tefälle von der Arbeitspflicht frei zu stellen und bei der Be-
rechnung der 70%-Quote auszuklammern. Nicht gezahlter
Kindesunterhalt soll weiterhin unnachgiebig eingetrieben
werden, und unterhaltspflichtige, abwesende Väter sollen
stärker in die Hilfe zur Arbeit und Familienberatung einbe-
zogen werden. Die Länder sollen einen größeren Teil der ein-
getriebenen Unterhaltszahlungen an die Unterhaltsberech-
tigten weiterleiten, statt diesen nur 50 Dollar pro Monat zu
überlassen und den Rest als Rückerstattung vorgestreck-
ter Sozialhilfe einzubehalten. 

Schlussbemerkung

Was gibt es aus den amerikanischen Erfahrungen zu lernen?
Die wichtigste allgemeine Lehre ist, dass radikale Refor-
men machbar sind. Grundbedingung ist, dass ihre Philoso-
phie und Ziele den Wertvorstellungen und Erwartungen der
Mehrheit entsprechen. Die Losungen make work pay und
welfare-to-work – Arbeit soll sich lohnen und sozial ver-
bindlich sein – fanden breite Zustimmung, weil sie das wahr-
genommene Problem und die für richtig befundene Lösung
verbanden. 

Die zweite Lehre ist, dass Flexibilität und Wettbewerb die Er-
folgschancen potenzieren, weil jede grundlegende Neue-
rung ein Experiment mit Versuch und Irrtum und offenem
Ausgang ist. Indem die Reform die Ausgestaltung der Ar-
beitsanreize und -pflichten weitgehend den Einzelstaaten
überließ, hat sie nicht Wanderungsbewegungen von Hil-
feempfängern, sondern einen kreativen Wettbewerb um
die bestmöglichen Resultate gefördert. Gleichzeitig hat die
wissenschaftliche Begleitung für die laufende kritische Über-
prüfung der Variablen gesorgt. 

Die dritte Lehre steht auf einem Schild in einem Job Center
in Wisconsin: The main thing is employment, the right thing
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is successful families. Die Einsicht, dass Arbeit und Fami-
lien die wichtigsten Bindemittel jeder Gesellschaft sind, mag
banal erscheinen. Die amerikanischen Erfahrungen zeigen
jedoch, wie schwierig es ist, daraus eine wirksame Politik
zu entwickeln.  
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Die wichtigsten Ergebnisse in
Stichworten

• Die aktuelle Weltwirtschaftslage bleibt
unverändert.

• Die Erwartungen über die wirtschaftli-
che Entwicklung in den nächsten
sechs Monaten haben sich etwas ver-
bessert.

• Keine Beschleunigung des Inflations-
trends für 2003 erwartet.

• Nachlassen des Abwärtstrends der kurz-
fristigen und der langfristigen Zinsen.

• Die Weltwährungen – US-Dollar, Euro
und Yen – sind in einem stabilen Gleich-
gewicht. Das Pfund Sterling gilt jedoch
immer noch als überbewertet.

• WES-Experten sind sich über die Ge-
fahr einer globaler Deflation uneinig.
Isolierte deflatorische Tendenzen kön-
nen dennoch in einigen Staaten be-
obachtet werden.

Weltwirtschaftsklima: leichte 
Verbesserung des Klimaindikators

Der WES-Index für das Weltwirtschafts-
klima ist im Januar 2003 leicht angestie-
gen, nachdem er sich in den beiden vor-
angegangenen Erhebungen vom Juli und
Oktober 2002 erheblich verschlechtert
hatte. Der zuletzt festgestellte Wert des
Wirtschaftsklimas liegt aber weiterhin
deutlich unter dem langjährigen Durch-
schnitt. Der leichte Anstieg des Gesamt-
indikators resultiert ausschließlich aus
den zuversichtlicheren Erwartungen für
die nächsten sechs Monate, die Urteile
der WES-Experten zu der aktuellen wirt-
schaftlichen Lage bleiben demgegen-
über unverändert. Angesichts der geo-

Ergebnisse des 79. World Economic Survey (WES) vom Januar 2003

Gernot Nerb und Anna Stangl*

Weltwirtschaftsklima: Abwärtstrend gestoppt?

Im Januar 2003 hat das ifo Institut zum 79. Mal seine weltweite Umfrage »Ifo World Econo-

mic Survey«, kurz WES1, bei 1125 Wirtschaftsexperten multinationaler Unternehmen und kom-

petenter Institutionen in 90 Ländern durchgeführt. Die Umfrage wird in Zusammenarbeit mit

der Internationalen Handelskammer (ICC) in Paris und mit finanzieller Unterstützung der Eu-

ropäischen Kommission durchgeführt. Der WES-Indikator für das Weltwirtschaftsklima hat

sich im Januar 2003 gegenüber den Ergebnissen der vorangegangenen Erhebung im Oktober

2002 leicht verbessert, nachdem er im Herbst letzten Jahres deutlich zurückgegangen war.

Mit einem Stand von 85,9 Punkten (1995 = 100) ist das Weltwirtschaftsklima dennoch auf ei-

nem deutlich niedrigeren Niveau als sein langjähriger Durchschnitt (93,6 für den Zeitraum

1982 bis 2002). Die Verbesserung des Gesamtindikators resultiert ausschließlich aus den

zuversichtlicheren Erwartungen für die nächsten sechs Monate, die Einschätzung der aktu-

ellen Wirtschaftslage bleibt dagegen unverändert. Trotz der geopolitischen Unsicherheiten

erwarten die WES-Teilnehmer insgesamt eine leichte Erholung der Weltwirtschaft.

1 Die Aufgabe des WES ist, vierteljährlich ein mög-
lichst aktuelles Bild über die Wirtschaftslage so-
wie Prognosen für wichtige Industrie-, Schwellen-
und Entwicklungsländer zu liefern. Im Gegensatz
zur amtlichen Statistik, die in erster Linie auf quan-
titativen (in Werteinheiten messbaren) Informatio-
nen aufbaut, werden beim WES qualitative Infor-
mationen – Urteile und Erwartungen von Wirt-
schaftsexperten – abgefragt. Während amtliche
Statistiken auf internationaler Ebene oft nur mit
großen Zeitverzögerungen erhältlich sind, zeich-
nen sich die WES-Umfrageergebnisse durch ihre
hohe Aktualität und internationale Vergleichbarkeit
aus. Gerade in Ländern, in denen die amtliche Sta-
tistik auf einer unsicheren Datenbasis steht, sind
die von Wirtschaftsexperten vor Ort abgegebe-
nen Urteile und Erwartungen von besonderer Be-
deutung.

* Unter Mitarbeit von Sabine Nill und Christian Hott,
mit Beiträgen von Wolfgang Nierhaus.

Abb. 1
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politischen Unsicherheit rund um den Irak ist es noch nicht
möglich, die leichte Aufhellung des Weltwirtschaftsklimas
bereits als ein Anzeichen für die beginnende Wiederbele-
bung der Weltkonjunktur zu interpretieren. Da die Irak-Kri-
se momentan den Richtungstrend der Wirtschaft diktiert
(eine Erdölverteuerung würde z.B. Wachstumsperspekti-
ven der einfuhrabhängigen Länder massiv beeinflussen),
werden die Ergebnisse der nächsten WES-Umfrage im April
2003 von zentraler Bedeutung sein, falls die Umfrage be-
reits in einem Umfeld geringerer geopolitischen Unsicher-
heit stattfindet.

Westeuropa: Wirtschaftsklima 
unverändert

Im Gegensatz zum Weltwirtschaftsklima, hat sich der WES-
Klimaindex für Westeuropa im Januar 2003 gegenüber Ok-

tober 2002 nicht verbessert. Die Stagnation
des Klimaindikators resultiert aus dem Zu-
sammenspiel der gegenüber Oktober 2002
schlechteren Einschätzung der aktuellen Wirt-
schaftslage und besseren Erwartungen für die
nächsten sechs Monate. 

Besser als im europäischen Durchschnitt fal-
len die Urteile zur aktuellen wirtschaftlichen La-
ge in Großbritannien, Dänemark und Norwegen
aus. In Großbritannien wird sich das Export-
wachstum nach Ansicht der befragten Exper-
ten in den nächsten sechs Monaten jedoch
weiter verlangsamen. Mit einer Verbesserung
der Handelsbilanz kann daher nicht gerechnet
werden. Nur in Schweden beurteilen die WES-
Experten die aktuelle Wirtschaftslage – zwar
etwas schlechter als im Oktober 2002 – aber
dennoch als zufriedenstellend. Die Erwartun-
gen für die nächsten sechs Monate sind im Eu-
roraum dagegen deutlich positiver als in den
sonstigen EU-Mitgliedsländern. 

Innerhalb des Euroraums fallen nur in Irland,
Spanien und Finnland die Urteile zur aktuel-
len Wirtschaftslage positiv bzw. befriedigend
aus. In Finnland bleiben die Erwartungen für
die nächsten sechs Monate weiterhin opti-
mistisch, was möglicherweise auf ein zufrie-
denstellendes Niveau der heimischen und
der ausländischen Nachfrage zurückzufüh-
ren ist. In Irland und Spanien soll sich den
Meinungen der WES-Experten zufolge die
wirtschaftliche Aktivität auf dem derzeitigen

Niveau stabilisieren.

Der negative Trend in der Bewertung der gegenwärtigen wirt-
schaftlichen Lage setzt sich im Januar in Österreich, Italien,
den Niederlanden und Portugal fort. Wie in der letzten Um-
frage kommen im Januar die schlechtesten Urteile zur ak-
tuellen Wirtschaftslage von den Experten aus Deutschland.
Dennoch besteht Hoffnung auf eine konjunkturelle Aufhel-
lung für die zweite Jahreshälfte: vor allem Teilnehmer aus
Deutschland und Italien geben sich optimistisch. Antrieb wird
besonders aus dem Exportsektor erwartet. In den anderen
drei Staaten – Österreich, den Niederlanden und Portugal –
sind die Erwartungen moderat positiv. Auch in Frankreich,
Belgien und der Schweiz zeigen sich die Experten mit der
wirtschaftlichen Situation eher unzufrieden, während die
Erwartungen sich gegenüber der Oktober 2002 Erhebung
verbessert haben. 

Kasten: ifo World Economic Survey (WES) und Wachstum der
Weltwirtschaft

Der ifo Indikator für das Weltwirtschaftsklima korreliert eng mit dem Wachstum
der Weltwirtschaft (vgl. Abbildung). Der WES Indikator für das Weltwirtschafts-
klima hat sich im Januar 2003 gegenüber den Ergebnissen der vorangegan-
genen Erhebung im Oktober 2002 leicht verbessert, nachdem er deutlich zu-
rückgegangen war. Der WES-Index blieb damit zwar unter seinem lang-
fristigen Durchschnitt, er lag aber deutlich über den Rezessionswerten der
neunziger Jahre. Die Verbesserung des Gesamtindikators resultiert aus-
schließlich aus den zuversichtlicheren Erwartungen für die nächsten sechs
Monate, die Einschätzung der aktuellen Wirtschaftslage blieb dagegen un-
verändert. Trotz der geopolitischen Unsicherheiten im Zusammenhang mit
dem Irak-Konflikt erwarten die WES-Teilnehmer insgesamt eine leichte Er-
holung der Weltwirtschaft.

Die Aufschlüsselung nach Länderblöcken zeigt, dass sich das Wirtschafts-
klima in Westeuropa auf einem niedrigen Niveau stabilisiert hat, in Nord-
amerika und in Asien verbesserte es sich dagegen etwas. Die neuen WES-
Ergebnisse sprechen dafür, dass in den nächsten sechs Monaten das
Wachstum in Westeuropa weiter hinter dem Weltdurchschnitt zurückbleiben
wird.
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Asien: Wirtschaftsklima etwas besser

Auch im Januar 2003 bleiben die Einschätzungen der WES-

Experten zu der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage un-

verändert auf einem wenig befriedigenden Niveau. Die Er-

wartungen hellen sich zwar etwas auf, deuten jedoch noch

auf keine Trendwende hinsichtlich der wirtschaftlichen Ent-

wicklung in den nächsten sechs Monaten hin. Auch in Asien

bleibt der Klimaindex im Januar unter seinem langfristigen

Durchschnitt. 

China behält die führende Position in Asien hinsichtlich der

Einschätzung der aktuellen Wirtschaftslage. Auch die Aus-

sichten für die nächsten sechs Monate bleiben positiv. Es folgt

Vietnam, wo sich die im Vorquartal geäußerten positiven Er-

wartungen somit bewahrheitet haben; und auch für die nächs-

ten sechs Monate zeigen die Indikatoren nach oben. In Süd-

korea stabilisiert sich die aktuelle Wirtschaftslage im Januar

auf einem sehr befriedigenden Niveau; diese
Entwicklung soll auch in den nächsten sechs
Monaten anhalten. 

Auch in Indien, Thailand und Pakistan wird
die aktuelle Wirtschaftslage als befriedigend
eingeschätzt, möglicherweise aufgrund der
starken Binnennachfrage, die auch in den
nächsten sechs Monaten anhalten soll. In
Japan und Indonesien bleibt das Wirt-
schaftsklima weiterhin ungünstig. Auch für
die nächsten sechs Monate zeichnet sich
keine Aufhellung ab. Während die Entwick-
lung der inländischen Nachfrage laut WES-
Experten zurzeit keine Hoffnungen für die Ab-
schwächung des Deflationstrends bietet,
könnte in Japan der Exportsektor für kon-
junkturellen Rückenwind in den nächsten
sechs Monaten sorgen. In Taiwan hat sich
die Beurteilung der aktuellen Wirtschaftsla-
ge zwar weiterhin verschlechtert, die Erwar-
tungen der Experten zeigen jedoch ein po-
sitives Bild der zukünftigen Entwicklung. Auf
den Philippinen dagegen verbesserten sich
die Einschätzungen der aktuellen Wirt-
schaftslage und die Erwartungen leicht; das
Wirtschaftsklima insgesamt ist laut WES-Ex-
perten zufriedenstellend. Die Wirtschaftsla-
ge in Singapur verschlechterte sich zwar et-
was, die Einschätzungen bleiben jedoch auf
einem zufriedenstellenden Niveau. Für die
kommenden sechs Monate wird eine deut-
liche Verbesserung der Wirtschaftslage er-

wartet. In Hongkong dagegen zeigt sich die Volkswirtschaft
erneut in einer schlechten konjunkturellen Verfassung; es
zeichnet sich auch in den nächsten Monaten keine Erholung
ab. Die Wirtschaft in der Mongolei wird seitens der WES-
Experten als unzufriedenstellend eingeschätzt. Der private
Verbrauch soll zwar weiterhin anziehen, eine erhebliche Än-
derung der allgemeinen Wirtschaftlage wird jedoch in den
nächsten sechs Monaten nicht erwartet. 

Das Wirtschaftsklima in Osteuropa bleibt 
weiterhin stabil

Den Urteilen der osteuropäischen WES-Experten zufolge
hat sich die aktuelle Wirtschaftslage gegenüber den Er-
gebnissen der letzten Umfrage vom Oktober 2002 leicht
verbessert und kann nun allgemein als zufriedenstellend
bezeichnet werden. Der Optimismus hinsichtlich der wirt-
schaftlichen Entwicklung in den nächsten sechs Mona-

Kasten: ifo World Economic Survey (WES) und Wirtschaftswachstum im
Euroraum

Das ifo Wirtschaftsklima für die zwölf Mitgliedsländer des Euroraums ist das
arithmetische Mittel aus der Beurteilung zur allgemeinen Wirtschaftslage und
den Erwartungen zur Wirtschaftslage in den nächsten sechs Monaten. Die
Januar-Ergebnisse basieren auf den Meldungen von 293 Experten. Der
Verlauf des ifo Wirtschaftsklimas korreliert normalerweise eng mit dem Kon-
junkturverlauf im Euroraum – gemessen an den vierteljährlichen Verände-
rungsraten des realen Bruttoinlandsprodukts (vgl. Abbildung).

Der ifo Indikator für das Wirtschaftsklima im Euroraum hat sich im Januar
2003 gegenüber den Umfrageergebnissen vom Oktober 2002 wieder ver-
bessert, wenn auch nur geringfügig. Der leichte Anstieg des ifo Euroraum-
Indikators resultiert ausschließlich aus den etwas günstigeren Erwartungen für
die nächsten sechs Monate, während sich die Einschätzung der gegenwär-
tigen Wirtschaftslage weiter verschlechterte. Die Expertenurteile zur aktuellen
Lage erreichten den tiefsten Stand seit dem 2. Quartal 1994. Insgesamt
deuten die neuen Ergebnisse der WES-Umfrage für die nächsten Monate auf
eine sehr verhaltene konjunkturelle Entwicklung im Euroraum hin.
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Abb. 2
Wirtschaftliche Lage

a) Australien, Neuseeland, VR China, Hongkong, Indonesien, Korea, Malaysia, Philippinen, Singapur, Taiwan, Thailand, Vietnam.

Quelle: Ifo World Economic Survey Q1/2003.



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  5/2003 –  56.  Jahrgang

46

ten bleibt im osteuropäischen Durchschnitt unverändert.
Die gegenwärtige wirtschaftliche Situation, sowie die Aus-
sichten sind weiterhin besonderes positiv in den Balti-
schen Staaten (Lettland, Estland und Litauen) und in Slo-
wenien. In der Slowakei soll auch in den nächsten Mo-
naten die wirtschaftliche Aktivität auf einem zufrieden-
stellenden Niveau bleiben. Die Volkswirtschaft in Kroatien
folgt auch im Januar einem aufsteigenden Trend, und auch
für die nächsten sechs Monate sehen WES-Experten
Wachstumsperspektiven. Ebenfalls in Bulgarien und in
der Tschechischen Republik wird die volkswirtschaftli-
che Leistung als zufriedenstellend beurteilt. Der gegen-
wärtige Zustand der Wirtschaft soll in diesen Ländern auch
in nächster Zeit auf diesem Niveau stabil bleiben. In Po-
len, Rumänien und Jugoslawien bezeichnen die Experten
die gegenwärtige Wirtschaftslage überwiegend als un-
befriedigend; in den nächsten sechs Monaten zeichnet
sich dagegen eine Erholung ab. Vor allem der private Ver-
brauch soll in den nächsten sechs Monaten in diesen Län-
dern etwas anziehen.

GUS: Wirtschaftliche Lage bleibt auf 
zufriedenstellendem Niveau

Auch im Januar wird die allgemeine Wirtschaftslage in Russ-
land von den Experten als sehr zufriedenstellend beurteilt.
Obwohl die Erwartungen sich gegenüber der Oktober 2002
Umfrage etwas eintrübten, spricht das Gesamtbild eher
dafür, dass die wirtschaftliche Aktivität auch in den nächsten
sechs Monaten stabil bleibt. Wachstumsimpulse erwarten
die Experten in Russland von wachsenden Exporten und
der erstarkten privaten Nachfrage. Positive Signale kommen
auch aus Kasachstan, wo die augenblickliche wirtschaftli-
che Situation auf einem höchst zufriedenstellenden Niveau
geblieben ist und auch die Aussichten für die nächsten sechs
Monate insgesamt positiv bewertet werden. Im Gegensatz
dazu blieben die Urteile zur augenblicklichen wirtschaftlichen
Situation sowie die Aussichten für die nächsten sechs Mo-
nate in der Ukraine, in Georgien und Usbekistan weit unter
einem zufriedenstellenden Niveau.

Nordamerika: leichte Verbesserung des 
Wirtschaftsklimas

Nachdem der Wirtschaftsklimaindikator im Oktober 2002
in den USA stark zurückgegangen war, geben die Ergeb-
nisse der Januar Umfrage ein wesentlich besseres Bild der
konjunkturellen Entwicklung ab. Sowohl die Einschätzung
der gegenwärtigen Wirtschaftslage als auch die Erwartun-

gen für die nächsten sechs Monate fallen etwas positiver
aus, als in der vorausgegangenen Umfrage. Die aktuelle Wirt-
schaftslage wurde zwar von der Mehrheit der Experten im-
mer noch vorwiegend als unbefriedigend bezeichnet, eini-
ge Indikatoren verheißen jedoch laut Einschätzungen der
WES-Teilnehmer den Anfang einer Konjunkturbelebung, so
der private Verbrauch, Investitionen und Exporte. 

Ein wesentlich besseres Bild der konjunkturellen Entwick-
lung zeichnet sich in Kanada ab; der Wirtschaftsklimaindi-
kator ist im Januar wieder gestiegen. Die Erwartungen der
WES-Teilnehmer deuten darauf hin, dass sich die bereits gu-
te wirtschaftliche Situation in Kanada in den nächsten Mo-
naten noch weiterhin verbessern wird.

Südamerika: leichte Aufhellung des 
Klimaindikators

Nachdem sich der Wirtschaftsklimaindikator zwischen Juli
und Oktober 2002 kaum veränderte, konnte im Januar 2003
eine leichte Aufhellung sowohl der aktuellen Wirtschaftsla-
ge als auch der Erwartungen beobachtet werden. Die Ur-
teile der WES-Experten fallen jedoch in den einzelnen Län-
dern unterschiedlich aus. So wird die gegenwärtige wirt-
schaftliche Situation in Brasilien von den WES-Teilnehmern
als »zufriedenstellend« bezeichnet. Die Erwartungen sind
sehr optimistisch und deuten auf solides Wachstum der
Exporte, der Investitionen und der heimischen Nachfrage
in den nächsten sechs Monaten hin. Auch in Chile, Peru, El
Salvador und Costa Rica weisen die Erwartungen auf eine
weitere Stabilisierung der Ökonomien hin. 

Obwohl die aktuelle Wirtschaftslage in Argentinien immer
noch von den Experten als schlecht beurteilt wird, gibt es
im Januar erste Anzeichen für eine Erholung nach der schwe-
ren Finanzkrise. Bevor allerdings Argentinien von einer wirt-
schaftlichen Trendwende erfasst werden kann, muss sich
herausstellen, wer im Mai die politische Führung im Land
übernehmen wird. Bis dahin rechnen die Experten in erster
Linie mit einem erheblichen Anstieg der Exporte. Steigende
Exporte werden auch in Uruguay, Panama und Paraguay er-
wartet. In Mexiko und Ecuador dagegen rechnen die WES-
Experten für die nächsten sechs Monate mit keiner Besse-
rung der derzeit unzufriedenstellenden wirtschaftlichen Si-
tuation. 

Während die Experten in Südamerika insgesamt sehr op-
timistisch bezüglich der wirtschaftlichen Entwicklung in den
nächsten sechs Monaten sind, weicht Venezuela stark von
diesem Trend ab. Die gegenwärtige Wirtschaftslage wird
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als »schlecht« beurteilt, und auch der Ausblick für die
nächsten sechs Monate zeigt sich in grau. Der lang an-
haltende Streik sowie die politischen Unruhen im Zu-
sammenhang mit der Forderung nach dem Rücktritt des
Präsidenten wirken sich negativ auf einige wichtige Wirt-
schaftssektoren aus, vor allem auf den exportstarken erd-
ölfördernden Sektor.

Australien und Neuseeland: stetiges Wachstum
trotz gemäßigter Erwartungen

Der Aufwärtstrend der Konjunktur in Australien und Neu-
seeland, der seit Ende 2001 andauert, setzt sich, trotz ne-
gativer Erwartungen der WES-Experten im Oktober 2002,
auch im Januar fort. Die gegenwärtige Wirtschaftslage wird
sowohl in Australien als auch in Neuseeland als »gut« beur-
teilt. Die Erwartungen für die nächsten sechs Monate sind
jedoch wie bereits in der vorangegangenen Umfrage über-
wiegend negativ. Vor allem erwarten die Experten einen star-
ken Rückgang der Exporte in den nächsten Monaten, was
möglicherweise auf das ungünstige internationale Umfeld
und auf die ökologischen Schäden aus der Dürreperiode zu-
rückzuführen ist. 

Unterschiedliche wirtschaftliche Entwicklungen
in Afrika

Die durchschnittliche Einschätzung der aktuellen Wirt-
schaftslage in den afrikanischen Ländern, die in der WES-
Umfrage erfasst werden, hat sich gegenüber der Umfra-
ge vom Oktober 2002 verbessert und nähert sich im Ja-
nuar der »befriedigend«-Schwelle. Positive Meldungen zur
aktuellen Wirtschaftslage und der Entwicklung für die
nächsten sechs Monate kommen vor allem aus Marok-
ko und Tunesien. Auch in Südafrika stellt sich die Kon-
junktur laut WES-Experten weiter günstig dar – die wirt-
schaftliche Lage gilt nun als insgesamt sehr befriedigend,
und auch für die nächsten sechs Monate wird eine wei-
tere konjunkturelle Besserung erwartet. Vor allem der In-
vestitionsbereich soll in Südafrika weiterhin anziehen. Auch
auf Mauritius geben sich die Experten mit der gegen-
wärtigen Wirtschaftslage zufrieden, rechnen jedoch mit
einer konjunkturellen Eintrübung in den nächsten sechs
Monaten.

In den anderen afrikanischen Staaten, die in der WES-Um-
frage erfasst sind, wird überwiegend ein düsteres Bild zur
aktuellen Wirtschaftslage gezeichnet, so z.B. in Ägypten und
Algerien. WES-Experten erwarten keine wesentlichen Än-

derungen dieser Tendenz in den nächsten Monaten. In Ke-
nia und Nigeria dagegen soll sich nach Meinung der be-
fragten Teilnehmer die gegenwärtig ungünstige Lage in
nächster Zeit bessern. Aus Simbabwe kommen auch die-
ses Mal überwiegend ungünstige Meldungen.

Naher Osten: Positive Entwicklung soll anhalten

Die durchschnittliche Einschätzung der Wirtschaft im Na-
hen Osten bleibt auch im Januar auf dem »befriedigend«-
Niveau. Die Erwartungen der WES-Teilnehmer für die Ent-
wicklung der Wirtschaften in den nächsten sechs Mona-
ten sind trotz erhöhter Kriegsgefahr optimistisch. Bei wei-
tem die besten Einschätzungen der gegenwärtigen Wirt-
schaftslage kommen im Januar aus den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten, gefolgt von Saudi Arabien. In beiden
Ländern, wie im Nahen Osten generell, soll die günstige
konjunkturelle Entwicklung in den nächsten sechs Mona-
ten anhalten bzw. noch stärker anziehen. Auch in Bahrein
wird die aktuelle wirtschaftliche Situation als zufrieden-
stellend eingeschätzt, wobei die kurzfristigen Erwartungen
hier weniger günstig als in den anderen Ländern des Na-
hen Ostens ausfallen. In Jordanien und Iran wird erwartet,
dass sich die derzeit insgesamt befriedigende wirtschaft-
liche Situation in den nächsten Monaten weiterhin ver-
bessert. In der Beurteilung der türkischen Wirtschaft hat
sich seit Oktober 2002 wenig geändert. Die Mehrzahl der
Einschätzungen der WES-Teilnehmer zur aktuellen Wirt-
schaftslage in der Türkei liegen unter dem »befriedigend«-
Niveau. Die Erwartungen bleiben jedoch überwiegend po-
sitiv. Vor allem erwarten die Experten in den kommenden
Monaten Wachstum im Exportsektor und beim privaten
Verbrauch.

Zinssätze: Rückgang der kurzfristigen Zinsen
wird sich abschwächen

Es wird allgemein erwartet, dass, nach einer längeren Pha-
se sinkender kurzfristiger Zinsen, sich diese im Laufe der
nächsten sechs Monate auf dem derzeitigen Niveau ein-
pendeln werden (vgl. Abb. 3). In Nordamerika – sowohl in
den USA, als auch in Kanada – werden keine weiteren Kür-
zungen erwartet. Es wird vielmehr in beiden Ländern eine
leichte Anhebung der kurzfristigen Zinssätze im Laufe der
nächsten sechs Monate erwartet. Eine Stabilisierung der Zin-
sen oder sogar ein geringer Anstieg scheint in den kom-
menden Monaten auch für Australien wahrscheinlich. Be-
sonders in West- und Osteuropa hält der Abwärtstrend der
kurzfristigen Zinsen weiter an, und auch in den kommen-
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Abb. 3
Kurzfristige Zinsen
– Aktuelle Zinssätzea) und Erwartungen für die nächsten sechs Monate – 

a) Quartalswerte. b) Seit Q1/2001 EURIBOR. Vorher FIBOR in Deutschland und PIBOR in Frankreich.

Quelle: Ifo World Economic Survey Q1/2003.
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den Monaten wird keine Änderung erwartet. Im Gegensatz
zu den Ergebnissen im letzten Oktober besteht in Afrika, ins-
besondere in Südafrika, inzwischen eine hohe Wahrschein-
lichkeit für Zinskürzungen. In Lateinamerika überwiegen im-
mer noch die Erwartungen, dass die kurzfristigen Zinssät-
ze steigen werden. Dieser Trend ist jedoch nicht einheitlich:
In Länden wie Brasilien, Peru, Bolivien, Ecuador und El Sal-
vador werden die kurzfristigen Zinsen nach Ansicht der WES-
Experten in den kommenden Monaten wahrscheinlich sin-
ken. Dagegen scheint für die meisten anderen lateinameri-
kanischen Länder, Argentinien, Mexiko und Venezuela mit
inbegriffen, ein weiterer Anstieg der kurzfristigen Zinsen wahr-
scheinlicher.

Was die marktbestimmten langfristigen Zinsen betrifft
wird mit einer Stabilisierung auf dem derzeitigen Niveau
oder allenfalls mit einem leichten Anstieg im Laufe der
nächsten sechs Monate gerechnet. Diese Einschätzung
gilt insbesondere für Westeuropa. Dagegen wird insbe-
sondere in Nordamerika und Australien, aber auch in ei-
nigen lateinamerikanischen Ländern, wie Argentinien, Me-
xiko und Venezuela, und in einigen asiatischen Ländern,
wie den Philippinen und Vietnam, ein Aufwärtstrend der
langfristigen Zinsen erwartet. Auf der anderen Seite set-
zen die WES-Experten auf einen anhaltenden Abwärts-
trend der langfristigen Zinsen sowohl in den meisten ost-
europäischen als auch GUS-Ländern und einigen asiati-
schen Ländern wie China, Indien, Pakistan, Taiwan und
Thailand. Stärker als in den zurückliegenden Befra-
gungsrunden, wird ein Trend rückläufiger langfristiger Zin-
sen in den meisten afrikanischen Ländern erwartet, in-
klusive Südafrika. Eine Tendenz zu rückläufigen Kapital-
marktsätzen besteht ebenfalls im Nahen Osten, am deut-
lichsten in der Türkei und im Libanon.

Die Weltwährungen sind nahezu
gleichgewichtig bewertet

Im Durchschnitt aller 90 teilnehmenden
Länder wird lediglich das britische Pfund
Sterling nach wie vor als deutlich überbe-
wertet angesehen. Der US-Dollar scheint
nur geringfügig höher als fundamental ge-
rechtfertigt bewertet zu sein. Zum ersten
Mal seit seinem Bestehen wird der Euro als
leicht überbewertet gesehen. Von der über-
wiegenden Mehrheit der WES-Experten
wird das derzeitige Niveau des japanischen
Yen als gerechtfertigt eingeschätzt (vgl.
Abb. 4).

In Westeuropa, Kanada und Australien wird der US-Dollar
gegenüber den eigenen Währungen zwar weiterhin als
überbewertet angesehen, im Vergleich zu den vergange-
nen Erhebungen jedoch zu einem geringeren Grad. Ex-
perten in Russland und Osteuropa betrachten die vier unter-
suchten Weltwährungen (US-Dollar, Euro, Pfund Sterling,
Yen) gegenüber ihren nationalen Währungen in etwa als
fair bewertet. Die Ausnahmen bilden jedoch Polen, Slo-
wenien und die Slowakei. In diesen Ländern gilt der US-
Dollar und der Euro als klar überbewertet gegenüber den
Nationalwährungen. In Lateinamerika sehen die Experten
den US-Dollar, den Euro und das britische Pfund als leicht
überbewertet, wohingegen der Yen in etwa als fair bewer-
tet gilt. Dies wird insbesondere in Argentinien und Brasi-
lien betont. Im Gegensatz zum gesamten Durchschnitt wer-
den die Währungen von Mexiko, Guatemala, Costa Rica
und Peru gegenüber den wichtigsten Weltwährungen als
überbewertet gesehen. Wie schon in der vergangenen Er-
hebung scheinen die meisten afrikanischen Währungen
richtig bewertet zu sein. Ausnahmen hiervon bilden ledig-
lich Simbabwe und Ägypten, deren Währungen als über-
bewertet erachtet werden. 

Zusätzlich wurden die WES-Experten wieder über ihre Ein-
schätzung bezüglich der Entwicklung des US-Dollars in den
nächsten sechs Monaten befragt. Im Durchschnitt aller
90 Länder wurde der US-Dollar als unverändert eingeschätzt.
Dabei gab es jedoch stark divergierende Trends in den ein-
zelnen Regionen und Ländern. In der Mehrheit der GUS-
Länder, inklusive Russland, wird erwartet, dass der Dollar
an Stärke gewinnt. Das Gleiche gilt für die meisten Länder
Lateinamerikas, des Nahen Ostens und Afrikas. Dagegen
wird sowohl in Westeuropa als auch in Kanada und Aus-
tralien eine weitere Abwertung des Dollars erwartet. 

Abb. 4
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Unveränderte Inflationserwartungen 

Die WES-Experten gehen davon aus, dass die Inflations-
rate (Konsumentenpreise) 2003 im weltweiten Durchschnitt
3,2% betragen wird, exakt derselbe Preisanstieg wie im
Vorjahr. In Westeuropa insgesamt und auch im Euroraum,
wird die Inflation 2003 wie im letzten Jahr bei 2,2% gese-
hen. Dabei gibt es jedoch weiterhin große Unterschiede
zwischen den einzelnen europäischen Ländern: In etwa
der Hälfte der Euroländer (Österreich, Belgien, Finnland,
Frankreich, Luxemburg und Deutschland) wird die 2%-
Grenze wohl nicht überschritten, wogegen in den übrigen
Ländern (Griechenland, Irland, Italien, den Niederlanden,
Portugal und Spanien) die Inflation deutlich höher ausfal-
len dürfte. Zu einem gewissen Grade ist die höhere Infla-
tion in der zweiten Gruppe auf ein stärkeres Produktivi-
tätswachstum zurückzuführen, welches sich im Prozess
der Angleichung an die Produktivitätsniveaus der eta-
blierten Industrieländer der ersten Gruppe ergibt. Da die-
ser Prozess sich noch einige Zeit hinziehen wird, scheint
das derzeitige Inflationsziel der Europäischen Zentralbank
(EZB) von unter 2% zu stringent zu sein. Wie im neuesten
Bericht der European Economic Advisory Group des CE-
Sifo hervorgehoben wurde, wäre eine Anhebung des mittel-
fristigen durchschnittlichen Inflationsziels auf 2,5% durch-
aus vorzuziehen.2

Nach den neuesten WES-Ergebnissen liegen die Inflations-
erwartungen für die Vereinigten Staaten 2003 bei 2,2% und
damit abermals in dem Bereich, der von der US-FED als nor-
mal erachtet wird (um die 2,5%). Deren Prioritäten liegen
gleichermaßen auf der Preisstabilität wie dem wirtschaft-
lichen Wachstum.

Obwohl die erwarteten Inflationsraten dieses Jahr leicht nach
oben gehen (1,5% im Vergleich zu 1,1% im Oktober 2002),
weist Asien weiterhin das bei weitem höchste Niveau an
Preisstabilität auf. Deflationäre Trends bestehen nach wie
vor in Japan (– 0,6% 2003 im Vergleich zu – 0,8% 2002) und
Hongkong (– 0,7% 2003 im Vergleich zu – 2,1% 2002), ob-
wohl das Ausmaß etwas abgenommen hat. In China und
Taiwan wird ein leichter Anstieg der Inflation erwartet (von
0,7% 2002 auf 1,1% 2003), dabei ist die Gefahr eines de-
flationären Kreislaufs jedoch immer noch nicht vollkommen
überwunden.

Der Inflationsausblick für Zentral- und Osteuropa ist von
5,3% in 2002 auf 4,7% in 2003 zurückgegangen. Die ein-

zigen Länder dieser Region, welche immer noch sehr ho-
he Inflationsraten ausweisen, sind Jugoslawien (9,3% wer-
den dieses Jahr erwartet, im Vergleich zu 17,3% im letz-
ten) und Rumänien (14,3% im Vergleich zu 21,2% im letz-
ten Jahr).

Insgesamt werden für Mittel- und Lateinamerika eben-
falls zurückgehende Inflationsraten erwartet (von 12,5%
2002 auf 9,6% 2003), dabei entwickeln sich einige Län-
der jedoch gegen den Trend und dürften die Tendenz zu
steigenden Inflationsraten aufweisen. Die größten sich
abzeichnenden Veränderungen werden für Venezuela ge-
sehen (von 34,5% 2002 auf 45% 2003), wogegen in an-
deren Länden eine moderatere Beschleunigung des Preis-
anstiegs erwartet wird: in Brasilien (von 8,6 auf 10,1%),
in Paraguay (von 15 auf 17%) und in Uruguay (von 26,6
auf 29,7%). Etwas Erfolg bei der Bekämpfung der Infla-
tion konnte in Argentinien verzeichnet werden. Hier wird
erwartet, dass die Inflation von 62,3% in 2002 auf etwa
26% zurückgehen wird. Weiter wird erwartet, dass sich
die Inflationsaussichten für Afrika verschlechtern wer-
den (von 11,9 auf 17,3%). Dies ist allerdings hauptsäch-
lich auf die katastrophale Situation in Simbabwe zurück-
zuführen. Dort wird nach einem Anstieg von 135% im letz-
ten Jahr, eine Hyperinflation von etwa 350% für 2003
erwartet. In Nigeria wird die Inflation wahrscheinlich von
15,5 auf 18,8% ansteigen. In den meisten anderen afri-
kanischen Ländern entspricht der Inflationsausblick für
2003 in etwa dem unbefriedigenden Ergebnis von 2002.
Eine positive Ausnahme bildet Südafrika. Dort wird ein
Rückgang der Inflation von 9,5 auf 8,2% erwartet (vgl.
Tab. 1).

Wie groß ist die Gefahr einer weltweiten 
Deflation?

Die besondere Frage, die in dieser Erhebung gestellt wur-
de, betraf die Gefahr einer Deflation, d.h. einem ausge-
prägten Rückgang der Preise über die gesamte Wirtschaft.
Der erste Teil der Frage bezog sich auf die Gefahr einer
globalen bzw. weltweiten Deflation. Der zweite bezog sich
auf das jeweilige Land oder die jeweilige Region der WES-
Experten.

Ein offensichtliches Beispiel einer länderspezifischen Defla-
tion ist das Japan der neunziger Jahre. Die japanische Wirt-
schaft geriet in eine Phase anhaltender Deflation, die durch
den Kollaps auf den Aktienmärkten und das Platzen der
Immobilienblase Ende der achtziger Jahre ausgelöst und
durch den Mangel an angemessenen monetären und fis-

2 European Economic Advisory Group des CESifo – EEAG (2003), Report
on the European Economy 2003, S. 4.
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kalischen Maßnahmen sowie der Implementierung not-
wendiger struktureller Reformen noch verstärkt wurde.3 Ist
der Fall Japan nur ein »isolierter Unfall«, oder erfahren wir

   Tab. 1

WES
Q1/2003

WES
Q4/2002

WES
Q1/2003

WES
Q4/2002

Durchschnitt der 90 Länder 3,2 3,2 MITTEL- u.  LATEINAMERIKA 9,6 12,5
EU-Mitglieder 2,2 2,2 Argentinien 25,8 62,3
Euroraum * 2,2 2,2 Bolivien 4,3 4,8

Brasilien 10,1 8,6
WESTEUROPA 2,2 2,2 Chile 2,9 2,9
Belgien 1,7 1,7 Costa Rica 9,5 10,3
Dänemark 2,5 2,1 Ecuador 9,0 11,4
Deutschland 1,3 1,5 El Salvador 2,7 2,8
Finnland 1,9 1,7 Guatemala 12,0 -
Frankreich 1,9 1,9 Kolumbien 6,4 6,4
Griechenland 3,4 3,5 Mexiko 4,9 5,2
Irland 4,9 4,6 Panama 1,6 1,3
Island 2,3 - Paraguay 17,0 15,0
Italien 2,6 2,4 Peru 2,2 2,5
Luxemburg 2,0 2,0 Uruguay 29,7 26,6
Niederlande 2,7 3,4 Venezuela 45,0 34,5
Norwegen 2,5 1,7
Österreich 1,8 1,9 ASIEN 1,5 1,1
Portugal 3,0 3,4 Bangladesch 3,5 3,0
Schweden 2,4 2,2 China V.R. 1,1 0,7
Schweiz 1,0 0,8 Hongkong -0,7 -2,1
Spanien 3,4 3,4 Indien 4,6 4,7
Vereinigtes Königreich 2,6 2,1 Indonesien 11,0 10,8
Zypern 4,0 3,3 Japan -0,6 -0,8

Korea 3,0 3,3
NORDAMERIKA 2,3 2,2 Malaysia 2,3 2,1
Kanada 2,7 2,3 Mongolei 6,5 -
USA 2,2 2,2 Pakistan 5,0 5,9

Philippinen 4,6 4,5
MITTEL- UND OSTEUROPA 4,7 5,3 Singapur 1,8 1,0
Bosnien-Herzegowina 3,5 2,0 Sri Lanka 10,9 10,8
Bulgarien 4,4 5,6 Taiwan 1,1 0,7
Estland 3,9 3,8 Thailand 2,1 1,5
Jugoslawien 9,3 17,3 Vietnam 4,3 3,6
Kroatien 3,2 3,9
Lettland 2,2 3,0 NAHER OSTEN 7,7 10,7
Litauen 1,7 0,6 Bahrain 5,0 1,5
Polen 2,0 2,3 Iran 14,5 22,5
Rumänien 14,3 21,2 Israel 4,5 6,1
Slowakei 7,8 4,8 Jordan 2,4 3,0
Slowenien 5,8 7,0 Libanon 3,5 3,8
Tschechische Republik 2,6 2,6 Saudi Arabien 1,1 1,5
Ungarn 5,1 5,6 Türkei 25,7 37,9

Vereinigte Arabische Emirate 2,3 2,5
GUS 13,3 14,4
Georgien 5,0 - AFRIKA 17,3 11,9
Kasachstan 5,8 7,0 Ägypten 4,0 3,5
Russland 13,8 16,7 Algerien 6,0 5,0
Ukraine 5,0 5,4 Ghana 10,0 10,0
Usbekistan 50,0 - Kenia 4,9 5,0

Marokko 2,7 2,0
OZEANIEN 2,9 3,1 Mauritius 7,0 6,0
Australien 3,0 3,2 Nigeria 18,8 15,5
Neuseeland 2,3 2,6 Simbabwe 351,0 135,8

Südafrika 8,2 9,5
Tunesien 3,0 3,0

 * EU-Mitglieder ohne Dänemark, Schweden und Vereinigtes Königreich

Quelle: ifo Institut / World Economic Survey Q1/2003.

   Inflationserwartungen der WES-Teilnehmer für 2002 und 2003

3 Vgl. z.B. Alan Ahearne et al. (2002), Preventing Deflation: Lessons from Ja-
pan’s Experience in the 1990s, International Finance Discussion Papers
No. 729, June, Board of Governors of the Federal Reserve System, USA.
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derartige Probleme auch in anderen Regio-
nen oder sogar weltweit? 

Etwa ein Viertel der ungefähr 1100 WES-
Experten in den 90 Ländern bezeichnete
die Gefahr einer lokalen Deflation in ihrer
jeweiligen Region als sehr realistisch. Un-
ter ihnen berichten 14%, dass Deflation
jetzt schon ein Problem in ihrem Land dar-
stellt, und weitere 11% weisen dem Aus-
brechen einer Deflation eine hohe Wahr-
scheinlichkeit zu. Der weltweite Durch-
schnitt ist dabei stark durch die Antworten
aus Asien beeinflusst. Dort bezeichnet rund
die Hälfte aller Antwortenden Deflation als
eine realistische Gefahr. In anderen Teilen
der Welt liegt der Anteil derjenigen, welche
eine Deflation für ihre Region befürchten,
zwischen 3 und 22%, wobei die GUS-
Staaten und Afrika das untere Ende und
der Nahe Osten das obere Ende markie-
ren (vgl. Abb. 5 und 6). In Westeuropa ist
der Anteil lediglich 13% und damit niedri-
ger als in Nordamerika (20%) und der Welt-
durchschnitt (25%). Innerhalb Westeuro-
pas ist der Anteil in Deutschland besonders
hoch (etwa 30%). Der erhöhte Anteil im Na-
hen Osten ist hauptsächlich durch die Ant-
worten aus Israel und der Türkei beein-
flusst. Dagegen wird in den Ökonomien La-
teinamerikas und Afrikas, welche immer
wieder mit hohen Inflationsraten zu kämp-
fen haben, die Gefahr einer Deflation als
nicht besonders hoch angesehen (8 bzw.
9%). Ein Länderüberblick ist Tabelle 2 zu
entnehmen, in der die absolute Anzahl der
Teilnehmer eines jeden Landes im Januar
aufgelistet ist.

Die ökonomische Erfahrung zeigt, dass das
Verhalten der Unternehmer und der Kon-
sumenten nicht nur durch Risiken in ihrem
eigenen Land oder ihrer eigenen Region be-
einflusst wird, sondern in zunehmenden
Maße auch von eher globalen Risiken. Hier-
bei scheint Deflation die Hauptgefahr für die
globale Wirtschaft darzustellen. 45% aller
WES-Experten glauben, dass eine globale
Deflation möglich ist, dabei sprechen je-
doch nur 5% von einer hohen Wahr-
scheinlichkeit (vgl. Abb. 7). Eine Aufteilung

Abb. 5

Abb. 6

Abb. 7
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nach Regionen zeigt, dass die WES-Experten in Asien
(68%) und im Nahen Osten (67%) eine weltweite Ausbrei-
tung der Deflation viel stärker befürchten als die Experten
aus anderen Regionen. Insbesondere in Asien kann dies
durch die Deflationserfahrungen der Region erklärt wer-
den. Ebenfalls im Nahen Osten haben die ökonomischen
Probleme in Israel und der Türkei die eher pessimistische

Sicht der Entwicklung der Weltwirtschaft
offensichtlich beeinflusst (vgl. Abb. 8).

Die weitverbreitete Angst vor Deflation auf
globalem Level, aber auch die eher iso-
lierten Probleme in einem spezifischen
Land oder einer Region sollten von der
Wirtschaftspolitik ernst genommen wer-
den. Sich selbsterfüllende Prophezeiungen
können ein Problem sein. Die bereits an-
gesprochene FED-Untersuchung über Ja-
pan liefert wichtige Hinweise, wie ein Aus-
breiten der »japanischen Krankheit« ver-
hindert werden kann: Der Fall Japan lehrt,
dass Deflation nur sehr schwer vorher-
sagbar ist. Deshalb sollten durch eine vor-
beugende Lockerung der Geldpolitik de-
flationäre Tendenzen bekämpft werden. Die
Kosten einer solchen Politik scheinen im

Vergleich zu den Kosten, welche durch eine Deflation ent-
stehen würden, relativ gering. Sollte sich im Nachhinein
herausstellen, dass die monetäre Politik zu expansiv war,
dürfte nach der FED-Studie eine Korrektur weniger Pro-
bleme mit sich bringen, als das späte Umschwenken von
einer zu restriktiven auf eine expansivere Geldpolitik. In

Abb. 8

Keine Gering Hoch

Keine

Australien, Dänemark, El Salvador,
Estland, Finnland, Großbritannien,
Österreich,   Portugal, Singapur,
Schweden, Schweiz, Spanien,
Ungarn,  USA

Belgien,  Chile, Deutschland,
Frankreich,  Griechenland, Irland,
Island, Japan, Kanda, Norwegen,
Rumänien, Vereinigte Arabische
Emirate

Vietnam

Gering Hongkong, Italien, Marokko,
Niederlande, Uruguay

Bahrain, Brasilien, Bulgarien, Costa
Rica, Kroatien,  Tschechische
Republik, Indien,  Kenia, Südkorea,
Lettland, Libanon, Litauen, Malaysia,
Mexiko, Mongolei, Neuseeland,
Nigeria, Panama, Russland,
Slowenien, Slowakei, Südafrika,
Taiwan, Thailand, Türkei

Algerien, China, Ägypten,
Polen, Saudi Arabien,
Ukraine

Hoch

Argentinien, Bolivien, Kolumbien,
Ecuador,  Indonesien, Israel, Pakistan,
Paraguay, Peru, Philippinen, Sri
Lanka, Venezuela

Jugoslawien, Simbabwe

* Auswahlkriterien für die Länder Keine: WES-Skala zwischen 6,5 und 9
Gering: WES-Skala zwischen 3,5 und 6,4

Hoch: WES-Skala zwischen 3,4 und 1

Nur Länder mit drei oder mehr Teilnehmern in der WES-Umfrage Januar 2003 wurden in die Analyse einbezogen.

Quelle: ifo Institut / World Economic Survey Q1/2003.

Rechtlich-administrative Einschränkungen für ausländische Firmen

  Tab. 3

  Beurteilung der Rahmenbedingungen für ausländische Investoren in den betreffenden Ländern
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einem fortgeschrittenen Stadium
der Deflation werden die Konsu-
menten und die Unternehmen näm-
lich Ausgaben verschieben, um von
dem erwarteten zukünftigen Preis-
rückgang zu profitieren. Ein weit-
verbreiteter Aufschub von Ausga-
ben führt zu einer Beschleunigung
der wirtschaftlichen Abschwächung
und zu einer Erhöhung der Ar-
beitslosigkeit. Das Ergebnis wäre
eine deflationäre Spirale.

Wie die neuesten WES-Ergebnisse
zeigen, schätzen relativ wenig Ex-
perten die Wahrscheinlichkeit einer
Deflation auf einer konkreten Län-
derebene hoch ein, ausgenommen
in Asien und hier insbesondere in
Japan. Dagegen teilt ein sehr viel größerer Anteil der Ex-
perten die Befürchtung, dass die Gefahr einer weltweiten
Deflation besteht. Um »sich selbsterfüllende Erwartungen«
zu verhindern, ist die Geldpolitik gut beraten, die mone-
täre Lockerungstendenz beizubehalten. Erst nachdem die
Irak-Krise überwunden ist, sich das Investoren- und Ver-
brauchervertrauen erholt hat und sich das Weltwirt-
schaftswachstum bei einem soliden Aufwärtstrend stabi-
lisiert hat, sollten die Zentralbanken behutsam Über-
schussliquidität absorbieren.

Die Einflussfaktoren des wirtschaftlichen und po-
litischen Klimas für ausländische Direkt-
investitionen

Tabelle 3 liefert Informationen über die aktuelle Einschät-
zung der gesetzlichen bzw. administrativen Restriktionen
und der politischen Instabilitäten aus Sicht eines ausländi-
schen Investors. Dabei sind alle Länder über die im Janu-
ar berichtet werden, enthalten, mit Ausnahme jener Län-
der, in denen es weniger als drei Teilnehmer gibt. In Tabel-
le 4 sind lediglich die Länder dargestellt, bei denen hin-
sichtlich der beiden Faktoren signifikante Änderungen er-
wartet werden.

         Tab. 4

Verschlechterung Verbesserung

Rechtlich-administrative
Einschränkungen für
ausländische Investoren

Venezuela, Simbabwe

Chile, China V.R., Iran,
Portugal,  Saudi Arabien,
Sri Lanka, Südkorea,
Taiwan, Türkei,
Vietnam,  Jugoslawien

Politische Instabilität Iran, Ukraine,
Simbabwe

Estland, Türkei

Verschlechterung: WES-Skala zwischen 1 und 3,5
Verbesserung: WES-Skala zwischen 6,5 und 9

        Nur Länder mit drei oder mehr Teilnehmer in der WES-Umfrage Januar 2003

      Quelle: ifo Institut / World Economic Survey Q1/2003.

wurden in die Analyse einbezogen.

 

         Erwartete Veränderungen der Rahmenbedingungen für ausländische
         Investoren

Veränderung in den nächsten 6 MonatenEinflussfaktoren auf das
Investitionsklima

* Auswahlkriterien für
die Länder
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Das politische und soziale Umfeld war
2002 geprägt von den Bemühungen der
Regierung um eine Restrukturierung der
Volkswirtschaft im Allgemeinen und eine
Konsolidierung der beträchtlich aus dem
Ruder gelaufenen öffentlichen Finanzen
im Besonderen. Sie legte bisher einen
staunenswerten Reformeifer an den Tag.
Die hieraus resultierenden sozialen Span-
nungen führten u.a. zu größeren Streiks.

Aus den Parlamentswahlen vom März
2002, die dem zuvor regierenden Parti-
do Scialista (PS) eine leichte, der Kom-
munistischen Partei jedoch eine massive
Niederlage brachte, ging eine Koalitions-
regierung aus dem der rechten Mitte zu-
zurechnenden Partido Social Demokrata
(PSD) und dem rechtspopulistischen, EU-
feindlichen Partido Popular (CDS/PP) un-
ter dem sozialdemokratischen Premier-
minister Durao Barroso hervor. Das zu-
nächst fragil wirkende Regierungsbünd-
nis nahm beherzt die Lösung der anste-
henden Strukturprobleme, vor allem die
Konsolidierung des Staatshaushalts und
eine Reform des Arbeitsrechts, in Angriff
und festigte sich zusehens angesichts der
parlamentarischen und außerparlamen-

tarischen Widerstände. Nun sitzt das Ka-
binett Barroso fest im Sattel. Die parla-
mentarische Opposition bedeutet somit
trotz der knappen Parlamentsmehrheit
von 119 der insgesamt 230 Mandate kei-
ne Gefahr. 

Die noch immer stark in den Gewerk-
schaften verwurzelte kommunistische
Partei (Stimmenanteil bei den letzten Par-
lamentswahlen 7%) ist in Auseinander-
setzungen zwischen der orthodoxen Füh-
rungsriege und auf Erneuerung der Par-
tei dringende Kräfte verstrickt. Der Parti-
do Socialista hat hingegen die Wahl-
schlappe relativ diszipliniert weggesteckt,
arbeitet an seiner Konsolidierung und hat
sich nicht auf eine parlamentarische Blo-
ckadepolitik festgelegt. Für den größe-
ren Koalitionspartner PSD kam die Re-
gierungsverantwortung um etwa ein Jahr
zu früh, da die erst 2000 begonnene inner-
parteiliche Konsolidierung nach Jahren
ausgeprägter interner Querelen Anfang
2002 noch nicht abgeschlossen war. Wie
der Parteitag vom Juli 2002 zeigte, war
der PSD dieser Herausforderung jedoch
ebenso gewachsen wie dem Populari-
tätsverlust infolge der unverzüglich auf-
genommenen energischen Regierungs-
tätigkeit. Der Kongress verlief ohne Rich-
tungsstreit. Durao Barroso wurde ohne
Gegenstimme als Vorsitzender bestätigt.

Seine »Coabitacao« mit dem aus dem PS
kommenden Staatspräsidenten Sampaio,
der zum gelegentlichen Ärger der Oppo-
sition seine überparteiliche Haltung wäh-
rend seiner zweiten Legislaturperiode bei-
behalten hat, ist die eines respektvollen
Miteinanders. Dies ungeachtet eines Ve-
tos gegen ein Gesetzesdekret sowie
unterschiedlicher Meinungen in der Irak-
Frage. In dieser stellte sich der Regie-
rungschef im Gegensatz zur ganz über-
wiegenden Bevölkerungsmehrheit voll
hinter die Position der USA .

eine längere Phase kräftigen Wirtschaftswachstums?

Oscar-Erich Kuntze

Portugal: Per aspera ad astra – folgt der Durststrecke

Rezession im zweiten Halbjahr 2002. Flaue Konjunktur auch 2003. Allmähliche Erholung 2004.

Soziale Spannungen. Auf Sparsamkeit ausgerichtete Finanzpolitik nach stark gestiegenem

Budgetdefizit 2001. Konjunkturstimulierende Geldpolitik. Fortsetzung der Wirtschaftsrefor-

men. Verlangsamter Lohnauftrieb. Lebhafter Preisanstieg. Weiter verschlechterte Lage auf

dem Arbeitsmarkt. Deutlicher Abbau des sehr hohen Leistungsbilanzdefizits.
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Der Regierung wurde 2002 von den Gewerkschaften ein
»heißer Herbst« bereitet; deren Organisationsgrad beträgt
knapp 30% mit Schwerpunkt im öffentlichen Dienst. Ver-
schiedentlich kam es zu umfänglichen Arbeitsniederlegun-
gen, einmal auch zu einem allerdings nicht durchgängig be-
folgtem Generalstreik. Dieser – wie gleichartige Demonstra-
tionen in Frankreich, Italien und Spanien – richtete sich ge-
gen Flexibilisierungen des Arbeitsrechts, wurde jedoch vom
gemäßigten Gewerkschaftsverband Uniao Geral de Trabal-
hadores (UGT) nicht unterstützt. Es war der Regierung ge-
lungen, die beiden einflussreichsten Gewerkschaftsverbän-
de zu spalten. Während die größere, deutlich links gerichte-
te Confederacao Geral dos Trabalhadores Portugueses Inter-
sindical Nacional (CGTP-IN) bei ihrer ablehnenden Haltung
blieb, handelte die UGT zusammen mit Regierung und Unter-
nehmerverband zahlreiche Detailänderungen aus, bevor das
neue Arbeitsrecht im Januar 2003 Gesetz wurde. Damit ist
ein wesentlicher Konfliktpunkt zunächst entschärft.

Das Verhältnis zu Spanien befindet sich trotz weitgehend
gutnachbarschaftlicher und seit dem gemeinsamen EU-Bei-
tritt 1986 wesentlich intensivierter Wirtschaftsbeziehungen
in letzter Zeit in einem Stimmungstief. Obwohl die Regie-
rungen politisch ähnlich ausgerichtet sind, konnte auf dem
iberischen Gipfeltreffen vom Oktober 2002 bei keinem der
strittigen Punkte (Führung einer Hochgeschwindigkeitsstre-
cke zwischen Madrid und Lissabon, Schaffung eines ge-
meinsamen Elektrizitätsmarktes, Auslieferungsbegehren für
ein Mitglied der baskischen Terrororganisation ETA) Einver-
nehmen erzielt werden. Den Hintergrund der eingetrübten
Stimmung bilden in Wirtschaftskreisen und bei führenden
portugiesischen Politikern zu beobachtende Ängste vor dem
seit Jahrhunderten als bedrohlich empfundenen Nachbarn.
Befürchtet wird eine Verstärkung des ohnehin großen Ein-
flusses spanischen Kapitals auf die Wirtschaft und der da-
mit verbundene Bedeutungsverlust nationaler Entschei-
dungszentren.

Von der Wirtschaftspolitik wird die Konjunktur in diesem
und im kommenden Jahr eher gebremst. Zwar stimuliert die
Zinspolitik der Europäischen Zentralbank, und Liquidität ist
reichlich vorhanden. Aber die Finanzpolitik wirkt restriktiv,
die Lohnpolitik schwenkt erst ansatzweise auf einen weni-
ger expansiven Kurs ein, was zusammen mit dem gegen-
über dem US-Dollar stark gestiegenen Wechselkurs des Eu-
ro die preisliche internationale Wettbewerbsfähigkeit ver-
schlechtert. Erschwerend wirkt die Fortdauer der sozialen
Spannungen. 

Wirtschaftsentwicklung 2002 

Die weltwirtschaftlichen Rahmendaten stellten sich etwa
folgendermaßen dar: In den Vereinigten Staaten stieg das

reale Bruttoinlandsprodukt um 21/2%. In Japan übertrafen
Nachfrage und Produktion das Volumen von 2001 um 1/2%.
In Mitteleuropa expandierte die gesamtwirtschaftliche Er-
zeugung um fast 21/2%. In Westeuropa, wie auch in der
EU, nahm das reale Bruttoinlandsprodukt um knapp 1%
zu; im Euro-Raum stieg es um gut 3/4% und in Deutschland
um 1/4%. Der Einfuhrpreis für Rohöl betrug in den westlichen
Industrieländern im Jahresdurchschnitt 25 US-Dollar pro
Barrel; gegenüber dem Vorjahr ist das eine Verteuerung um
rund 4%. Industrierohstoffe (ohne Öl) verbilligten sich gegen-
über dem Jahr 2001 auf Dollar-Basis um etwa 3%. Der
Wechselkurs des Euro betrug im Schnitt des Jahres
0,95 US-Dollar; im Jahre 2001 waren es 0,90 US-Dollar
gewesen. Das Volumen des Welthandels hat gegenüber
2001 um 23/4% expandiert.

In Portugal hat sich die Wirtschaft bis zur Jahresmitte im
Zuge der günstigeren Weltkonjunktur lebhaft erholt. An-
schließend kam es zu einer Rezession, obwohl die Geldpo-
litik gelockert wurde. Entscheidend für das Erlahmen der kon-
junkturellen Dynamik war das schon wieder schwächer ge-
wordene weltwirtschaftliche Wachstum. Hinzu kam die von
der neuen Regierung seit der Jahresmitte mittels eines Nach-
tragshaushalts bewirkte finanzpolitische Wende mit restrik-
tiver Ausrichtung; vorher war die Finanzpolitik deutlich aus
dem Ruder gelaufen, und das Land hatte entschieden über
seine Verhältnisse gelebt. Hiervon wurde die Inlandsnach-
frage (etwa – 1%) spürbar gedämpft, zumal sich die Lage auf
dem Arbeitsmarkt deutlich verschlechterte (die Arbeitslo-
senquote stieg im Jahresdurchschnitt auf 4,6%). Der priva-
te Verbrauch tendierte im zweiten Halbjahr abwärts. We-
sentlich kräftiger gingen gleichzeitig die Bruttoanlageinves-
titionen zurück. Das reale Bruttoinlandsprodukt dürfte et-
wa dem Volumen von 2001 entsprochen haben. Die Ver-
braucherpreise lagen um 3,7% über dem Niveau von 2001.
Das zunächst lebhafte Wachstum der Ausfuhr brach bald ab.
Da gleichzeitig der Import sank, ging das Defizit der Leis-
tungsbilanz auf eine Größenordnung von 6% des BIP zurück.

Der private Konsum hat sich um 1/4% verringert. Im Verlauf
folgte auf eine sehr verhaltene Expansion im ersten Halb-
jahr ein spürbarer Rückgang im zweiten Semester. Das Kon-
sumklima sackte im Herbst auf einen, seit dem Beginn der
neunziger Jahre nur einmal verzeichneten Tiefpunkt, der sei-
ne Entsprechung in einer steigenden Sparquote fand. Ur-
sache waren die – zuletzt rapide – Verschlechterung der
Lage auf dem Arbeitsmarkt und langsamer steigende Re-
allöhne, auch als mittelbare Folge der neu justierten Fi-
nanzpolitik, die viele Steuerzahler bewog, Steuerschulden
rasch zu begleichen. Als zunehmend drückend erwies sich
unter diesen Umständen die Schuldenlast der privaten Haus-
halte, welche sich während der neunziger Jahre von 20 auf
annähernd 90% der verfügbaren Jahreseinkommen erhöht
hatte. Bisher hatten die mit der Qualifizierung Portugals für
die Europäische Währungsunion stark gesunkenen Zinsen
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die Überschuldung vieler Haushalte kaschiert. Schulden wa-
ren hauptsächlich in Form von Hypotheken zum Erwerb von
Haus- und Wohnungseigentum, aber auch zur Finanzierung
zusätzlichen Konsums aufgenommen worden. Der Absatz
dauerhafter Konsumgüter ist spürbar gesunken. Der Staats-
verbrauch wurde nur noch um 11/2% ausgeweitet.

Die Bruttoanlageinvestitionen stagnierten während des
ersten Halbjahrs und gingen dann stark zurück; gegen-
über 2001 verringerten sie sich um rund 5%. Dabei war
die Entwicklung recht unterschiedlich. Aufwärts gerichtet,
wenn auch nicht im bisherigen Tempo, blieben die öffent-
lichen, mit EU-Geldern (diese entsprechen gut 2% des BIP)
alimentierten Investitionen, die ganz überwiegend in die In-
frastruktur gingen und die Baukonjunktur stützten. Ande-
rerseits wurde die vor den Parlamentswahlen im März 2002
gepushte, nicht von der EU mitfinanzierte öffentliche Bau-
tätigkeit spürbar eingeschränkt. Vor allem aber setzte sich
die ausgeprägte Rezession im Wohnungsneubau verstärkt
fort, und die Aufwendungen für Renovierung und Erhal-
tung nahmen langsamer zu. Auf den Wohnungsbau ent-
fällt etwa die Hälfte des Bauvolumens. Dämpfend wirkt die
infolge des Baubooms in der zweiten Hälfte der neunziger
Jahre zu einem guten Teil gesättigte Nachfrage, die hohe
Verschuldung der privaten Haushalte sowie schwache Kon-
junktur und unsichere Wirtschaftsperspektiven. Hierdurch
wurde die Realisierung des vielfach immer noch bestehen-
den Wunsches nach einer Zweitwohnung vor allem an den
Küsten stark beeinträchtigt. In Fabrik- und Bürobauten wur-
de trotz der seit Mitte 2002 gewährten steuerlichen Er-
leichterungen mit Blick auf die schwache Konjunktur weni-
ger investiert. Gleiches gilt für die Ausrüstungsinvestitio-
nen infolge tendenziell weiter gesunkener Auslastung der
Kapazitäten in der verarbeitenden Industrie, verschlech-
terter Absatz- und Gewinnperspektiven sowie zunehmen-
der Arbeitskämpfe. Zudem befand sich der zuvor stark aus-
gebaute Mobilfunk in einer Konsolidierungsphase. Zusätz-
liche ausländische Industrieansiedlungen wurden kaum
noch registriert, da Portugal als Wirtschaftsstandort stark
an Anziehungskraft verloren hat; es wurden vielfach aus-
ländische Tochtergesellschaften geschlossen. Ausländer
haben jedoch weiterhin lebhaft in Immobilien investiert. Der
einstige Lohnkostenvorteil ging trotz der im westeuropäi-
schen Vergleich sehr niedrigen Löhne teilweise an mittel-
europäische und asiatische Länder verloren.

Der Export von Gütern und Dienstleistungen, auf den ein
Drittel des BIP entfielen, dürfte lediglich um etwa 1% ge-
stiegen sein. Der beschleunigten Zunahme im ersten Halb-
jahr folgte ein leichter Rückgang. Es wurden wiederum An-
teile am Welthandel verloren, was für eine auf wirtschaftli-
ches Aufholen programmierte Volkswirtschaft bedenklich ist.
Zwar gingen vom konjunkturellen Aufschwung in Nord-
amerika Impulse aus, und auch aus dem übrigen Westeu-
ropa kamen – wenn auch schwächere – Anregungen. Aber

der nach wie vor spürbar über dem westeuropäischen
Durchschnitt liegende Lohnauftrieb bei stagnierender Pro-
duktivität hat die preisliche Wettbewerbsfähigkeit weiter ge-
schwächt. Hinzu kam die kräftige Aufwertung des Euro
gegenüber dem US-Dollar. Ferner ist der bis Herbst 2001
besonders im hochpreislichen Segment boomende Touris-
mussektor kaum noch gewachsen. Der Import (auf ihn ent-
fielen knapp 45% des BIP) dürfte infolge der flauen In-
landsnachfrage spürbar geschrumpft sein. Das Defizit der
Leistungsbilanz ist deutlich auf eine Größenordnung von
6% gesunken, auch weil sich die Terms of Trade erheblich
verbesserten.

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wurde ungünstiger; gegen
Jahresende nahm die Arbeitslosigkeit sprunghaft zu, auch
weil mittelgroße ausländische Tochtergesellschaften ihre
Produktion in Niedriglohnländer verlagerten. Zwar ist die
Beschäftigung zunächst noch ausgeweitet worden, obwohl
die Immigration von Arbeitskräften auch konjunkturbedingt
nachgelassen hat und im öffentlichen Dienst ab Jahresmit-
te ein Einstellungsstopp galt. Aber die Arbeitslosigkeit stieg
noch schneller, so dass gemäß EUROSTAT-Definition im
Jahresdurchschnitt eine Erwerbslosenquote von etwa 5%
resultierte; das EU-Mittel belief sich auf 7,6%.

Der Preisauftrieb beruhigte sich in der ersten Jahreshälfte
nur wenig, obwohl die Sonderfaktoren entfallen sind, wel-
che der Inflation 2001 so kräftig Auftrieb gegeben haben.
Anschließend verhinderte die Anhebung des Normalsat-
zes der Mehrwertsteuer (die übrigen Sätze blieben gleich)
von 17 auf 19% am 1. Juli eine Preisberuhigung. Gegen
Jahresende verteuerten die kräftig steigenden Preise für
Mineralölprodukte die Lebenshaltung deutlich. Auch wirk-
ten die kräftigen Lohnerhöhungen bei annähernd stagnie-
render Produktivität preistreibend. Die Konsumentenpreise
lagen um 3,7% über dem Niveau von 2001. Mit 6,6% stie-
gen die Preise im Hotel- und Restaurantsektor weitaus
am stärksten. In diesem wurde wie in den meisten ande-
ren Ländern des Euro-Raums auch, die Einführung des
Euro-Bargelds Anfang 2002 zu kräftigen Preisanhebungen
genutzt. 

Wirtschaftspolitik

Die an den weltwirtschaftlichen Gegebenheiten vorbei la-
vierende Wirtschaftspolitik der Jahre bis Anfang 2002 wur-
de Mitte 2002 von einem neuen, auf die Sanierung der Volks-
wirtschaft abzielenden Kurs abgelöst. Energisch werden seit-
her die Schwachstellen der bisherigen Konzeption – unge-
nügende Budgetdisziplin, rigides Arbeitsrecht – angegan-
gen. Trotz beträchtlicher Widerstände hatte man bisher Er-
folg. Doch kam die Wende fast zum letztmöglichen Zeit-
punkt, bevor Portugal den Anschluss an die übrigen EU-
Länder verpasst. Dass der Kurswechsel bei den ausländi-
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schen in Portugal engagierten Investoren bereits einen Ver-
trauensvorschuss erhalten hat, zeigt deren überwiegendes
Festhalten an diesem Wirtschaftsstandort. Da auf nen-
nenswerte neue Engagements ausländischer Investoren in
der verarbeitenden Industrie nicht mehr zu hoffen ist und die
Aufwendungen für Forschung und Entwicklung gering sind,
wird man versuchen, die bisherige Position als verlängerte
Werkbank ausländischen Kapitals sowie die Basis für viele
einheimische kleine und mittlere Produzenten traditioneller
Güter und Dienstleistungen gegen die Konkurrenz aus Mittel-
europa und Ostasien zu halten. Bis die erfolgten und noch
zu erwartenden finanzpolitischen und arbeitsrechtlichen Än-
derungen zur Steigerung von Produktivität und Wettbe-
werbsfähigkeit nachhaltige Ergebnisse zeigen, wird indes ei-
nige Zeit vergehen. Während dieser Phase kann die Wirt-
schaftspolitik der Konjunktur zumindest keine Anregun-
gen geben. Das gilt besonders für die Jahre 2003 und 2004,
in denen zwar die Geldpolitik stimuliert, doch die Finanzpo-
litik sowie die Aufwertung des Euro bremsen. Das Ziel der
Regierung, schon auf mittlere Sicht ein um 11/2 bis 2% über
dem westeuropäischen Durchschnitt liegendes Wirt-
schaftswachstum bei gleichzeitiger Verringerung des Leis-
tungsbilanzdefizits zu erreichen, erscheint vor diesem Hinter-
grund wenig realistisch.

Von der Geldpolitik bekommt die Konjunktur im laufenden
Jahr und bis weit nach 2004 hinein deutliche Anregungen.
Dabei hält die Europäische Zentralbank (EZB) an ihrem Ziel,
einem Anstieg der Konsumentenpreise im Euro-Raum auf
mittlere Sicht von unter 2% im Jahresdurchschnitt, fest. Die-
ses war in den letzten Jahren – mit Ausnahme von 1999 –
regelmäßig überschritten worden, weshalb die monetäre
Lockerung im Gefolge der Ereignisse vom 11. September
2001 weniger ausgeprägt war als in den USA, wo die No-
tenbank neben dem Ziel der Geldwertstabilisierung auch
zur Förderung des Wirtschaftswachstum verpflichtet ist.
Allerdings hatte die EZB bereits im Mai 2001 ihren zuvor

deutlich restriktiven Kurs gelockert, obwohl der durch mas-
sive Rohölverteuerung, Dollaraufwertung sowie durch die
Tierseuchen MKS und BSE verursachte Preisschub noch
nicht ausgestanden war und die Expansion der neben dem
Inflationsziel als Referenzgröße für die Geldpolitik dienen-
den Geldmenge M3 das Ziel von 4,5% p.a. deutlich über-
traf. Hieran hat sich bis heute nichts geändert. Auch 2002
lag die Ausweitung deutlich über 7% – Liquidität zur Fi-
nanzierung eines Aufschwungs ist also reichlich vorhanden.
Der Leitzins war im Mai 2001 um 1/4 Prozentpunkt auf 3,5%
und danach in mehreren Schritten im Schulterschluss mit
Zentralbanken in Europa und in den USA auf 2,25% ge-
senkt worden. Im Dezember 2002 wurde er auf 1,75% her-
abgesetzt. Hiervon wird die Konjunktur heuer spürbar ge-
stützt. Im Laufe dieses Jahres kann mit zwei weiteren Lo-
ckerungen gerechnet werden, so dass der monetäre Im-
puls infolge der üblichen zeitlichen Verzögerung bis weit
nach 2004 hinein reicht. Für Portugal wären dann die Zin-
sen unter konjunkturellen Aspekten zwar angemessen, mit
Blick auf die immer noch lebhafte Preisentwicklung jedoch
zu niedrig. Trotz des ölpreisbedingten Preisschubs im lau-
fenden Winterhalbjahr ist nämlich ab dem zweiten Quartal
eine deutliche Beruhigung des Preisauftriebs wahrschein-
lich, auch weil sich die konjunkturelle Erholung verzögert.
Zudem hat der Euro 2002 im Vergleich zum Vorjahr gegen-
über dem US-Dollar um 5,6%, gegenüber dem Yen um
8,6% und gegenüber dem Pfund Sterling um 1,1% an Wert
gewonnen. Im Januar 2002 betrug die Aufwertung gegen-
über dem US-Dollar 22%, wobei der Euro-Kurs aber immer
noch deutlich unter den Niveau der Jahre 1997 und 1998
liegt. Zu dieser Aufwertung haben neben der Zinsdifferenz
gegenüber den USA, wachsende Zweifel an der amerika-
nischen Wirtschaft sowie die im Zuge der Irak-Krise Euro-
pa zugefallene Funktion eines »save haven« für internatio-
nales Kapital beigetragen. Sollte die EZB, was wahr-
scheinlich ist, die geldpolitischen Zügel ab Mitte kommen-
den Jahres allmählich wieder straffen, dann hat das erst

2005 konjunkturdämpfende Auswirkungen.

Die Finanzpolitik wird nicht nur 2003, son-
dern vermutlich auch 2004 restriktiv ausge-
richtet sein und die Konjunktur bremsen. Da-
mit werden die Fehlentwicklungen der Vor-
jahre korrigiert. Diese zeigten sich u.a. dar-
in, dass sowohl die jeweils überplanmäßig
hohen Haushaltsfehlbeträge als auch die
Leistungsbilanzdefizite deutlich über dem
EU-Durchschnitt lagen, Portugal also über
seine Verhältnisse gelebt hat. Der finanzpo-
litische Kurswechsel war mit dem Mitte 2002
verabschiedeten Nachtragshaushalt einge-
leitet worden, als das 2001 auf 4,1% des BIP
gestiegene Finanzierungsdefizit der öffent-
lichen Hand die Einleitung eines EU-Verfah-
rens und nachfolgende Strafzahlungen
wegen Budgetüberschreitung in greifbare
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Nähe rückte. Er basiert auf einem im Mai gestarteten 40-
Punkte-Schockprogramm zur Sanierung der öffentlichen Fi-
nanzen. Dieser, wie auch der Staatshaushalt 2003, setzt
auf der Ausgaben- und Einnahmenseite an. So wurden be-
reits im vorigen Jahr überdimensionierte Großprojekte wie
der neue Flughafen für Lissabon, eine weitere Brücke über
den Tejo und Eisenbahnhochgeschwindigkeitsstrecken zu-
nächst auf Eis gelegt und andere öffentliche Investitionen
gestreckt. Der Normalsatz der Mehrwertsteuer stieg zum
1. Juli 2002 von 17 auf 19%. Rund 30 staatliche Institutio-
nen werden geschlossen, und weitere 40 fusioniert. Die Kre-
ditaufnahme der meist hoch verschuldeten Gemeinden wird
begrenzt. Zur Effizienzsteigerung werden ca. ein Drittel Kran-
kenhäuser in Gesellschaften privaten Rechts überführt, ver-
bleiben aber in Staatsbesitz. Dem öffentlichen Dienst wur-
de eine restriktive Personalpolitik verordnet; dieser war 1998
bis 2001 um ca. 100 000 Personen ausgeweitet worden
und gilt mit etwa 700 000 Bediensteten als überbesetzt
und weitgehend uneffizient. Privatisierungen werden forciert.
Die Bedingungen für den Bezug staatlich garantierter Min-
desteinkommen hat man verschärft. Unternehmenssteu-
ern werden energischer eingetrieben – auf diese Weise konn-
te in Italien das Aufkommen seit Ende der neunziger Jahre
erheblich gesteigert werden –, von den rund 230 000 Unter-
nehmen zahlt nur gut ein Drittel Körperschaftsteuer. Unter-
nehmen müssen seither höhere Steuervorauszahlungen leis-
ten. Einzelpersonen und Firmen, die beim Fiskus in der Krei-
de stehen, verlieren den Anspruch auf steuerliche Vergün-
stigungen. Gegen die verderbliche »Logik der Subventio-
nen« wird angegangen, indem u.a. Unternehmen Subven-
tionen zunächst nur als Darlehen erhalten, die nach Errei-
chen vorgegebener Ziele in Unternehmenskapital umge-
wandelt werden. Zusätzlich können vor allem exportorien-
tierte Firmen 20% der zu zahlenden Unternehmenssteuern
für – innerhalb von zwei Jahren zu tätigende – zusätzliche
Bruttoanlageinvestitionen oder in Forschung und Entwick-
lung investieren; dies ist als Übergangsmaßnahme gedacht,
bis die ursprünglich für 2003 geplante Herabsetzung des
Körperschaftsteuersatzes (IRC) von 30 auf 20% realisiert
wird. Gesichert bleibt andererseits die Durchführung von
Investitionen, die von der EU im Rahmen der Struktur- und
Kohäsionsfonds kofinanziert werden. Ein großer Erfolg wur-
de die säumigen Steuerschuldnern bis 31. Dezember 2002
– zum dritten Mal seit 1994 – eingeräumte »letzte Chance«
zur Begleichung ihrer Außenstände. Dies brachte der Staats-
kasse reichlich 150 Mill. Euro. Weitere 288 Mill. Euro flos-
sen aus der Konzessionsvergabe für die Erhebung von Be-
nutzungsgebühren für die Lissabon nördlich umfahrende
Autobahn. Und schließlich wurden aus dem Verkauf des
Telekom-Festnetzes an die Portugal Telecom 365 Mill. Eu-
ro erlöst. Auf diese Weise konnte das Finanzierungsdefizit
der öffentlichen Hand zuletzt noch auf knapp 3% des BIP
gedrückt werden, nachdem 2001 4,1% verzeichnet worden
waren. 2003 erwartet man Privatisierungserlöse von etwa
1,5 Mrd. Euro, die überwiegend der Schuldentilgung, aber

auch zu Kapitalerhöhungen bei staatlichen Unternehmen
dienen. U.a. sollen bei der Mineralöl- und Erdgasholding
Galp, dem Zellstoff- und Papierproduzent Portucel sowie
die Fluglinie TAP die staatlichen Beteiligungen abgebaut wer-
den. Ansonsten setzt man auf weitere Abstriche auf der Aus-
gabenseite. Den meisten Ministerien wurde eine Verringe-
rung der Verwaltungskosten um 10% vorgeschrieben. Struk-
turreformen bremsen den Kostenanstieg im Bildungs- und
Gesundheitswesen. Die nicht von der EU bezuschussten
Anlageinvestitionen des Zentralstaates sinken um 2%. Öf-
fentlich Bedienstete müssen sich mit Gehaltsanhebungen
begnügen, die der durchschnittlichen Inflation in der EU ent-
sprechen. Die übliche Inflationsadjustierung des Einkom-
mensteuertarifs wird auf 2% begrenzt, was auf eine höhe-
re Steuerbelastung hinausläuft. Die Erhöhung des Zu-
schusses an die Sozialversicherung kommt vor allem den
Beziehern niedriger Renten zugute, um den Anstieg der Ar-
beitslosigkeit etwas abzufedern. Andererseits müssen Per-
sonen, die vor dem 60. Lebensjahr in Rente gehen, deutli-
che Rentenabschläge in Kauf nehmen. Mit diesen Spar-
übungen wird es indes nicht sein Bewenden haben, wenn
das öffentliche Finanzierungsdefizit auf die budgetierten 2,4%
des BIP gesenkt werden soll. Denn die Regierung hat den
Staatshaushalt auf der Annahme eines Wirtschaftswachs-
tums von 11/4 bis 21/4% erstellt. Tatsächlich dürfte dieses
nicht nennenswert über 1/2% liegen, so dass man froh sein
kann, wenn der Fehlbetrag mittels eines Nachtragshaus-
halts unter 3% und die Staatsverschuldung bei 60% des BIP
gehalten werden kann. Der Körperschaftsteuersatz soll 2004
nur auf 25% und erst 2006 auf 20% sinken.

Das im westeuropäischen Vergleich ausgesprochen rigide
und von allen strukturellen Hemmnissen am dringlichsten zu
reformierende Arbeitsrecht ist aufgeweicht worden. Seit An-
fang 2003 ist in wesentlich größerem Umfang als zuvor der
Abschluss zeitlich befristeter Arbeitsverträge erlaubt; auf die-
se Weise war in Italien die Beschäftigung trotz flauer Kon-
junktur spürbar erhöht worden. Kündigungen sind einfacher
geworden. Die 40-Stunden-Woche kann unter bestimmten
Umständen auf 60 Stunden erweitert werden. Gesamttarif-
verträge werden nach drei Jahren vollständig ungültig, wenn
sich die Tarifpartner nicht auf eine Verlängerung einigen kön-
nen. Diese Maßnahmen sind ein wesentlicher Schritt in die
richtige Richtung, dem allerdings noch weitere folgen dürf-
ten, sobald dies ohne allzu große Reibungen im sozialen und
politischen Umfeld möglich ist.

Wirtschaftsentwicklung 2003     

Als weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen werden an-
genommen: Es kommt nicht zu einem bewaffneten Kon-
flikt im Irak. In den USA erhöht sich das reale Bruttoin-
landsprodukt um 21/2%. Die gesamtwirtschaftliche Erzeu-
gung expandiert in Japan um fast 1/2%. In Mitteleuropa neh-
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men Nachfrage und Produktion um 23/4% zu. In Westeu-
ropa wird das reale Bruttoinlandsprodukt um 1% ausge-
weitet; für die EU sowie für den Euro-Raum sind niedrigere
Raten zu erwarten, und in Deutschland steigt es um 3/4%.
Der Einfuhrpreis für Rohöl liegt in den westlichen Industrie-
ländern im Schnitt des Jahres bei 261/2 US-Dollar pro Bar-
rel. Die Preise für Industrierohstoffe (ohne Öl) steigen im
Jahresmittel um 2%. Der Wechselkurs des Euro bewegt
sich im Schnitt des Jahres innerhalb einer Bandbreite von
1 bis 1,10 US-Dollar. Das Volumen des Welthandels ex-
pandiert in einer Größenordnung von 43/4%.

Portugal steckt weiter in der Mitte 2002 eingeleiteten ge-
samtwirtschaftlichen Konsolidierungsphase, nachdem man
vorher deutlich über die Verhältnisse gelebt hatte. Kern-
punkte sind die Sanierung der öffentlichen Haushalte, Effi-
zienzsteigerungen der personell weit überbesetzten öffent-
lichen Verwaltung (namentlich des Justizapparats) sowie des
Gesundheits- und Erziehungswesens, die Deregulierung des
Arbeitsrechts, verbesserte Einrichtungen zur Ausbildung von
Fachkräften und verbesserte Rahmenbedingungen für En-
gagements ausländischer Investoren. Verbesserungsbe-
dürftig ist ferner die Ausbildung von Facharbeitern sowie die
Erhaltung der Infrastruktur Zudem muss man sich infolge
der EU-Osterweiterung ab 2007 auf – zumindest in Rela-
tion zum BIP – niedrigere Zahlungen der EU einrichten. Die
Konsolidierungsphase ist ein mittelfristiges Projekt, in des-
sen Rahmen es noch viel zu verändern gibt. Denn das Land
ist immer noch nicht ganz im sich integrierenden Europa so-
wie in der von Globalisierung geprägten Weltwirtschaft an-
gekommen. Hierfür ist die seit dem Ende von Kolonialkrie-
gen und Diktatur sowie dem hieran anschließenden Links-
Regime folgende Phase zu kurz gewesen, auch weil in der
Bevölkerung das Bewusstsein einstiger historischer Größe
und die Erinnerung an das »ultra mar«, die ehemaligen Über-
seegebieten noch sehr ausgeprägt ist. Zudem sind die re-
gionalen Entwicklungsunterschiede nach wie vor sehr groß.
Und die Gewerkschaften, die am rigidesten Arbeitsrecht
Westeuropas nur gegen großen Widerstand Änderungen
zulassen, schöpfen ihre Legitimation aus ihrer jahrzehnte-
langen Unterdrückung und der gleichzeitigen Armut der brei-
ten Masse. Die ihr ab 1974 so plötzlich zugewachsene star-
ke Machtposition generiert Beharrungskräfte, die nur all-
mählich schwächer werden. Vor diesem Hintergrund sind
die bisherigen Fortschritte bei der Integration in die EU be-
eindruckend. Das gilt auch für die Herausbildung einer brei-
ten Schicht leistungsfähiger Klein- und Mittelunternehmen
vor allem entlang der Achse Lissabon-Porto. Das Finanz-
wesen wurde modernisiert und ein erfolgreicher Touris-
mussektor aufgebaut. Als Investitionsstandort ist das Land
noch nicht verloren, zumal die Wirtschaftspolitik jetzt auf dem
richtigen Wege ist und weiß, dass Zeit jetzt kostbar ist und
der Umgang mit der steigenden Arbeitslosigkeit eine große
politische und soziale Herausforderung bedeutet. Hierüber
darf jedoch nicht vergessen werden, dass Portugal seit dem

Beitritt zur EU 1986 stark aufgeholt hat: Das Durch-
schnittseinkommen ist seither von rund der Hälfte des EU-
Durchschnitts auf etwa drei Viertel gestiegen. Nun geht es
darum, nicht nur den verlorenen Anschluss an die EU-Ent-
wicklung wieder zu gewinnen, sondern in punkto Wirt-
schaftswachstum erneut auf die Überholspur zu kommen
– ein Ziel, das nur mittelfristig zu schaffen und dessen Er-
reichen noch nicht gesichert ist.

Das reale Bruttoinlandsprodukt dürfte um 1/2% zurückge-
hen. Dabei lassen die Klimaindikatoren auf eine Fortdauer
der Rezession im ersten Halbjahr schließen, der eine spür-
bare Erholung folgt. Die Konjunktur erhält zwar von der Geld-
politik Impulse. Finanz- und Lohnpolitik sowie der gegen-
über dem US-Dollar stark aufgewertete Euro bremsen je-
doch. Letzteres umso mehr, als die Lohnkosten im interna-
tionalen Vergleich immer noch überdurchschnittlich steigen.
Die Bruttoanlageinvestitionen sinken trotz günstiger Zinsen
nochmals deutlich, auch weil die öffentliche Hand weniger
investiert. Der Staatsverbrauch wird ebenfalls eingeschränkt,
während der private Konsum erneut etwas eingeschränkt
wird. Der mäßig expandierenden Ausfuhr steht eine kaum
erhöhte Einfuhr gegenüber. Das Defizit der Leistungsbilanz
geht in Relation zum BIP weiter zurück. Auf dem Arbeits-
markt verschlechtert sich die Lage weiter; die Arbeitslosen-
quote dürfte im Jahresdurchschnitt auf 61/2% steigen. Nach
dem Inflationsschub im ersten Quartal beruhigt sich der Preis-
auftrieb merklich; die Lebenshaltungskosten liegen um 31/2%
über dem Niveau von 2002.

Bei den Bruttoanlageinvestitionen setzt sich die Rezession
fort. Diese dürften um 31/2% sinken, obwohl die Finanzie-
rungskosten günstig sind und die 2002 verfügten Steuerer-
leichterungen zur Investitionsförderung weiter gelten. Aber
die Banken legen, trotz der weitgehend erfolgreich abge-
schlossenen Konzentration der Branche auf nur noch fünf
Konzerne, bei Finanzierungen schärfere Maßstäbe an, um
die Gewinnmargen zu verbessern oder zumindest zu hal-
ten. Der Rückgang erfasst sowohl Bau- als auch Ausrüs-
tungsinvestitionen. Letztere werden durch die niedrige und
erst im weiteren Verlauf des Jahres allmählich wieder zu-
nehmende Auslastung der Kapazitäten sowie durch die wäh-
rend der ersten Monate düsteren Absatz- und Ertragser-
wartungen gebremst. Neuansiedlungen oder Kapazitätser-
weiterungen von Tochtergesellschaften ausländischer Unter-
nehmen sind nicht zu erwarten. Das einstige Billiglohnland
kann bei den Arbeitskosten – sie betragen etwa ein Drittel
des EU-Durchschnitts – mit der mitteleuropäischen und asi-
atischen Konkurrenz kaum noch mithalten, zumal die Qua-
lifikation der Arbeitskräfte vielfach ungenügend ist. Ange-
sichts der sinkenden preislichen Wettbewerbsfähigkeit wird
ganz überwiegend in die Rationalisierung und in den Ersatz
veralteter Anlagen – und hiervon gibt es nicht wenige – in-
vestiert. Bei den Bauinvestitionen geht die Rezession sogar
beschleunigt weiter und damit bereits ins dritte Jahr. Das auf
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der Basis von Unternehmensbefragungen ermittelte Ge-
schäftsklima in der Baubranche ist zur Jahreseende
2002/2003 fast auf das Tief von 1994 gefallen. Der Woh-
nungsneubau dürfte mit zweistelliger Rate sinken. Ursachen
sind die hohe Verschuldung der privaten Haushalte, die noch
unsicherer werdenden Beschäftigungs- und Einkommens-
perspektiven sowie die Einschränkung des sozialen Woh-
nungsbaus. Beim gewerblichen Bau bremsen die steigen-
den Leerstände bei sinkenden Mieten für Geschäftsimmo-
bilien. Auch ist der Bauboom im Tourismussektor vorbei. Die
öffentliche Hand schränkt ihre Investitionen infolge der Bud-
getrestriktionen spürbar ein, mit Ausnahme der von der EU
mitfinanzierten Projekte (meist zur Verbesserung der Infra-
struktur). An den überdimensionierten, für die Ausrichtung
der Fußball-Europameisterschaft 2004 für nötig erachteten
Stadien wird sogar forciert gearbeitet.

Der private Konsum wird vermutlich um 1/4% zurückge-
hen. Retardierend wirken die kaum noch steigenden Real-
löhne, sinkende Beschäftigung, Angst vor Entlassungen, die
leicht erhöhte Steuerbelastung, die hohe Verschuldung der
privaten Haushalte sowie die aufwärts tendierende Spar-
quote. Das mittels Verbraucherbefragungen ermittelte Kon-
sumklima bewegt sich seit Herbst vorigen Jahres auf ei-
nem noch nie zuvor verzeichneten Tiefstand. Der Absatz
langlebiger Güter sinkt. Der Staatsverbrauch dürfte infolge
der restriktiven Finanzpolitik um 1/2% eingeschränkt werden.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen kommt erst
im weiteren Verlauf des Jahres wieder in Schwung, wenn
die Irak-Krise ausgestanden ist und die internationale Nach-
frage wieder anzieht. Allerdings verschlechtert sich auch
heuer wieder die preisliche Wettbewerbsfähigkeit als Folge
überdurchschnittlicher Lohnerhöhungen bei unterdurch-
schnittlichem Produktivitätsentwicklung. Hinzu kommt die
beträchtliche Aufwertung des Euro gegenüber dem US-Dol-

lar, welche erst im laufenden Jahr voll spürbar wird. Ange-
sichts der sehr geringen Aufwendungen für Forschung und
Entwicklung kann hiergegen – etwa mittels Produktinno-
vationen – wenig aus eigener Kraft getan werden. Der Ex-
port wichtiger als verlängerte Werkbänke ausländischer
Unternehmen konzipierter Devisenbringer bleibt in hohem
Grade abhängig von den Entscheidungen der Konzern-
zentralen. Diese entschließen sich zuweilen – wie in der Tex-
tilbranche und der Schuhfabrikation – zu einer Verlagerung
der Produktion nach Mitteleuropa. Im Einzelnen drückt be-
sonders die flaue Pkw-Konjunktur in Europa, wo die Pro-
duktion der Tochtergesellschaften ausländischer Automo-
bilkonzerne – sie bilden einen der wichtigsten Industrie-
zweige des Landes – fast ausschließlich hingeht. Während
der Export um 21/4% zunimmt, stagniert der Import annä-
hernd. Dabei schlägt vor allem der hohe Einfuhranteil von
dauerhaften Konsum- und von Investitionsgütern zu Buche,
deren Nachfrage sinkt. Bei verbesserten Terms of Trade
dürfte das Defizit der Leistungsbilanz auf eine Größenord-
nung von 61/2% zurückgehen.

Auf dem Arbeitsmarkt, einem Nachzügler der Konjunktur,
verschlechtert sich die Situation im Laufe des Jahres all-
mählich. Im öffentlichen Dienst wird per saldo Personal ab-
gebaut, die Industrie sucht Mehrproduktion über verstärk-
te Rationalisierung ohne Neueinstellungen zu bewältigen
und verringert verschiedentlich die Belegschaft, und das
Fremdenverkehrsgewerbe wird den Personalbestand eher
leicht verringern als ausweiten. Noch mehr als bisher wer-
den besonders im Dienstleistungsbereich tätige Teilzeitkräfte
eine Vollzeitstelle suchen. Allerdings lässt der Zustrom aus-
ländischer Arbeitskräfte nach, teils bedingt durch die
schlechte Konjunktur vor allem im Baugewerbe, teils durch
verschärfte Einwanderungsgesetze. Bei etwas sinkender
Beschäftigung dürfte sich die Arbeitslosenquote auf 61/2%
erhöhen.

Veränderungsraten des realen BIP und seiner Komponenten
– in % –

2001 2002a) 2003a) 2004a)

EUc) BdPb) EUc) OECDd) BdPb) EUc) OECDd)

Bruttoinlandsprodukt 1,7 0,7 0,7 1,2 1,5 1,7 2,5 2,3
Inlandsnachfrage 0,9 – 0,1 n.a. 0,4 0,6 n.a. 1,8 1,8
Privater Verbrauch 0,9 1,0 0,7 0,9 1,0 1,7 1,5 1,8
Staatsverbrauch 2,4 1,4 – 1,0 0,2 – 0,2 – 0,5 0,3 0,0
Bruttoanlageinvestitionen 0,1 – 3,5 – 2,2 – 1,0 0,6 0,7 3,6 1,8
Exportee) 1,4 0,6 5,7 4,4 5,7 7,3 6,9 8,0
Importee) 0,9 0,2 1,8 1,7 2,6 4,3 4,3 5,7

Industrieproduktion (ohne Bau) 3,0 – 0,4 n.a. n.a. n.a. n.a. n.a. n.a.
Konsumentenpreise (HVPI) 4,4 3,7 2,9 2,9 2,8 2,1 2,5 2,4
Arbeitslosenquote 4,1 4,6 n.a. 5,5 5,1 n.a. 5,5 5,0
Leistungsbilanz (Saldo)f) – 9,3 – 7,8 n.a. – 6,8 – 6,9 n.a. – 6,5 – 6,4
Finanzierungssaldo des Staatesf) – 4,1 – 3,4 n.a. – 2,9 – 3,0 n.a. – 2,6 – 2,4

a) Schätzungen. – b) Banco de Portugal, Lissabon, vom Dezember 2002. – c) Kommission der EU, Brüssel, vom November 2002. – d) Organi-
sation for Economic Co-operation and Development, Paris, vom November 2002. – e) Güter- und Dienstleistungen. – f) In Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP).
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Der Preisanstieg dürfte nach dem ölpreisbedingten Schub
während der ersten Monate mit der Normalisierung des Öl-
preises spürbar nachlassen. Stabilisierend wirkt zudem die
Aufwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar. Auch sind
keine nennenswerten Anhebungen indirekter Steuern oder
Abgaben zu erwarten. Und der konjunkturbedingt verschärfte
Wettbewerb wirkt ebenfalls preisstabilisierend. Allerdings be-
steht zu Jahresbeginn mit 1,9% ein hoher Überhang, so dass
die Konsumentenpreise gleichwohl um 31/2% über dem Ni-
veau von 2002 liegen dürften, obwohl sich positive Basis-
effekte ergeben (Anhebung der Mehrwertsteuer Mitte 2002,
Preiserhöhungen im Zusammenhang mit der Euro-Einfüh-
rung Anfang 2002).

Wirtschaftsentwicklung 2004

Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden angenom-
men: In den Vereinigten Staaten expandiert das reale Brut-
toinlandsprodukt um 23/4%. Nachfrage und Produktion
nehmen in Japan um 11/4% zu. In Mitteleuropa steigt die
gesamtwirtschaftliche Erzeugung um ungefähr 3%. In
Westeuropa, der EU und im Euro-Raum erhöht sich das
reale Bruttoinlandsprodukt um knapp 21/2%; in Deutsch-
land expandiert es um fast 21/4%. Der Importpreis für Roh-
öl liegt in den westlichen Industrieländern im Jahres-
durchschnitt bei 24 US-Dollar pro Barrel. Industrierohstoffe
(ohne Öl) kosten etwa 6% mehr als 2003. Der Wechsel-
kurs des Euro liegt im Schnitt des Jahres innerhalb einer
Bandbreite von 1,05 bis 1,15 US-Dollar. Das Volumen des
Welthandels dürfte in einer Größenordnung von 7% aus-
geweitet werden. 

Auch in Portugal verbessert sich die konjunkturelle Lage
im Zuge des weltwirtschaftlichen Aufschwungs deutlich. Da-
bei bleibt die Ausfuhr trotz der Belastungen durch den ge-
stiegenen Wechselkurs des Euro gegenüber dem US-Dol-
lar die einzige nennenswerte Stütze der Konjunktur, obwohl
die Geldpolitik zunächst noch Impulse gibt. Die Inlands-
nachfrage bleibt indes bis weit in das Jahr hinein nur schwach
aufwärts gerichtet, mitbedingt durch die weiterhin restrikti-
ve Finanzpolitik, die zu einem erneuten Rückgang des
Staatsverbrauchs führt. Die Bruttoanlageinvestitionen dürf-
ten nur knapp das Volumen des Vorjahres erreichen. Der pri-
vate Konsum nimmt schwach zu. Vor allem weil die Zunah-
me der Einfuhr spürbar hinter dem Wachstum der Ausfuhr
zurückbleibt, dürfte das reale Bruttoinlandsprodukt um
11/2% expandieren. Auf dem Arbeitsmarkt zeichnet sich erst
ab Herbst der Beginn einer Besserung ab; die Arbeitslo-
senquote steigt vermutlich auf 63/4% im Jahresdurchschnitt.
Der Preisanstieg verlangsamt sich im Laufe des Jahres kaum
noch; die Verbraucherpreise dürften um 23/4% über dem
Niveau von 2003 liegen. Das Passivum der Leistungsbilanz
nimmt weiter ab auf eine Größenordnung von 6% des BIP.

Der Export von Gütern und Dienstleistungen erhöht sich um
etwa 53/4%. Entscheidend sind die vom weltwirtschaftlichen
Aufschwung kommenden Impulse im Allgemeinen und die
Anstöße aus Westeuropa – hierhin gehen reichlich vier Fünf-
tel der Warenexporte – im Besonderen. Auch der Auslän-
dertourismus wird zu dieser Verbesserung beitragen. Soll-
ten sich bei der Europameisterschaft im Fußball ähnliche or-
ganisatorische Mängel zeigen wie bei der 2003 ausgerich-
teten Weltmeisterschaft im Handball, dann würden die hoch-
gesteckten Einnahmen- und Besucherziele allerdings deut-
lich verfehlt werden. Auch 2004 gehen Anteile am Weltmarkt
verloren. Zurückzuführen ist dies in erster Linie auf die noch-
mals sinkende preisliche Wettbewerbsfähigkeit infolge der
nach wie vor rascher als im westeuropäischen Durchschnitt
steigenden Löhne bei bestenfalls durchschnittlich zuneh-
mender Produktivität. Aber die Tochtergesellschaften aus-
ländischer Unternehmen steigern ihre Produktivität spürbar,
so dass die Gefahr einer nennenswerten Verlagerung von
Kapazitäten nach Mitteleuropa oder Ostasien gebannt sein
dürfte. Da die Einfuhr wegen der nur moderat wachsenden
Inlandsnachfrage spürbar langsamer als der Export ausge-
weitet wird, dürfte die Leistungsbilanz bei nochmals ver-
besserten Terms of Trade in Relation zum BIP weiter auf
6% sinken.

Der private Konsum nimmt um 13/4% zu. Ausschlaggebend
sind leicht steigende Reallöhne sowie eine wieder sinkende
Sparquote, mit der infolge der verbesserten Wirtschaftsla-
ge gerechnet werden kann. Allerdings dürfte die Beschäfti-
gung erst im weiteren Verlauf des Jahres etwas expandie-
ren. Bremsklötze für die Konsumentwicklung bleiben die ho-
he Verschuldung der Konsumenten sowie die für portugie-
sische Verhältnisse hohe Arbeitslosigkeit und zunehmende
Schwierigkeiten, eine Stelle zu finden. Der Absatz langlebi-
ger Güter wird noch nicht in Schwung kommen, obwohl
allmählich Nachholbedarf entstanden ist. Der Staatsver-
brauch wird im Zuge der weiteren Konsolidierung der Staats-
finanzen um 1/2% eingeschränkt.

Die Bruttoanlageinvestitionen dürften das Volumen des Vor-
jahres nicht ganz erreichen, da sich die Rezession bei den
Bauinvestitionen fortsetzt. Zwar werden die von der EU mit-
finanzierten Projekte (ganz überwiegend im Infrastruktur-
bereich) ohne Abstriche durchgezogen. Darüber hinaus
schränkt die öffentliche Hand ihre Investitionen jedoch er-
neut ein. Auch wird der Wohnungsbau nochmals zurück-
gehen, obwohl die Zinsen noch günstig sind. Bremsend wir-
ken die hohe Verschuldung der privaten Haushalte, die lang-
samer steigenden realen verfügbaren Einkommen und die
unsichere Beschäftigungslage. Im gewerblichen Bau setzt
sich die Flaute fort, da es im Handel, bei Bürobauten und
im Fremdenverkehrssektor genügend freie Kapazitäten gibt.
Die Investitionen in den Stadionbau für die Fußball-Europa-
meisterschaft werden im ersten Halbjahr nochmals ausge-
weitet, anschließend aber rasch auslaufen. Die Ausrüs-
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tungsinvestitionen erhöhen sich nur mäßig, weitgehend in
Abhängigkeit vom Investitionsverhalten der Tochtergesell-
schaften ausländischer Unternehmen. Da die Kapazitäten
vielfach noch nicht ausgelastet sind und die Produktivität
spürbar erhöht werden soll, wird weiterhin hauptsächlich in
die Rationalisierung sowie in den Ersatz veralteter Anlagen
investiert.

Die konjunkturelle Erholung ist noch zu schwach, um auf
dem Arbeitsmarkt bereits eine nennenswerte Besserung
auszulösen. Dies umso weniger, als im immer noch perso-
nell erheblich überbesetzten öffentlichen Dienst weiter Stel-
len gestrichen werden. Die Beschäftigung dürfte vielmehr
erst im weiteren Verlauf des Jahres ganz allmählich steigen
und die Arbeitslosigkeit vor allem infolge der anhaltenden
Rezession im Bausektor und den auf die Rationalisierung
der Produktion gerichteten Anstrengungen der Unterneh-
men noch bis zur Jahresmitte zunehmen. Die Arbeitslosen-
quote dürfte im Jahresdurchschnitt bei 63/4% liegen.

Der Preisauftrieb wird noch durch den hohen Wechselkurs
des Euro gegenüber dem US-Dollar, den etwas verlang-
samten Lohnanstieg sowie den erst verhaltenen konjunk-
turellen Aufschwung bei spürbaren Produktivitätsfortschrit-
ten gedämpft. Auch sind keine Erhöhungen von indirekten
Steuern und Abgaben abzusehen. Im Jahresdurchschnitt
dürften die Konsumentenpreise um 23/4% über dem Niveau
von 2003 liegen.

Abgeschlossen am 24. Februar 2003
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Die mit der Alterung der Bevölkerung ver-
bundenen Probleme haben den Ruf nach fa-
milienpolitischen Maßnahmen zur Erhöhung
der Fertilität lauter werden lassen. Will die Fa-
milienpolitik dazu beitragen, die Geburtenra-
te zu steigern, muss sie das Faktum berück-
sichtigen, dass viele Frauen eine Berufstätig-
keit anstreben. Eine 1998 durchgeführte Be-
fragung führte zu dem Ergebnis, dass in
Deutschland von den Ehepaaren mit Kindern
unter sechs Jahren 52% der Frauen nicht ar-
beiten, dies aber nur 6% wünschen. Das
heißt, zusätzlich zu den 48% arbeitenden Müt-
tern würden weitere 46% gerne eine Arbeit
aufnehmen (Atkinson 1999).

Es kann angenommen werden, dass ein Groß-
teil der Frauen Kinder bekommen möchte.
Gleichwohl ist der Stellenwert einer beruflichen
Tätigkeit für Frauen häufig doch so hoch, dass
sie den Kinderwunsch hintanstellen. Um die
Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familie zu gewähr-
leisten, muss eine Reihe von Bedingungen erfüllt sein. Frau-
en müssen bei der Geburt eines Kindes von der Erwerbs-
arbeit freigestellt werden. Des Weiteren muss ein ausrei-
chendes Angebot an Kinderbetreuungsplätzen bereitgestellt
werden. Die Arbeitswelt muss familienfreund-
lich gestaltet sein. Und schließlich muss das
Nettoeinkommen der Familien mit Kindern
ausreichend hoch sein, um eine externe Kin-
derbetreuung in Anspruch nehmen zu kön-
nen, es sei denn, Kinderbetreuungseinrich-
tungen werden staatlicherseits finanziert (Fen-
ge und Ochel 2001).

Zur Erhöhung des Nettoeinkommens werden
in Deutschland Kindergeld bzw. Kinderfrei-
beträge bei der Einkommensteuer gewährt
(Optionsmodell). Indirekt kommt Ehepaaren
mit Kindern auch das Ehegattensplitting zu
Gute. Auch andere Länder fördern Familien
mit Kindern, indem sie Kindergeld gewähren
und die Familien steuerlich begünstigen. Im
Folgenden soll das Ausmaß der steuerlichen
Förderung von Familien international ver-
glichen werden. Dabei wird auf die Berech-
nungen der OECD (2002) zurückgegriffen.

Den Berechnungen der OECD liegt ein reprä-
sentativer Steuerzahler zugrunde. Dabei han-
delt es sich um einen durchschnittlich verdie-
nenden Arbeitnehmer, der Vollzeit im Verarbei-
tenden Gewerbe tätig ist (average production
worker). Gegenstand der Berechnungen ist das
Nettoeinkommen (= Bruttolöhne – Einkom-
mensteuer – Arbeitnehmerbeiträge zur Sozial-
versicherung + Transferleistungen). Verglichen
wird das Nettoeinkommen von allein Erzie-
henden bzw. Familien mit zwei Kindern mit dem
von Singles bzw. Familien ohne Kinder.

In allen OECD-Ländern werden allein Erziehende und Fami-
lien mit Kindern steuerlich gefördert (eine Ausnahme macht
lediglich Neuseeland gegenüber Familien mit Kindern). Ihr
Nettoeinkommen ist höher als das von Singles bzw. Fami-
lien ohne Kinder. Es fällt auf, dass allein Erziehende in höhe-
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internationalen Vergleich

Wolfgang Meister und Wolfgang Ochel

Die steuerliche Förderung von Familien im 

Abb. 1

Tab. 1:
Steuerliche Förderung von allein Erziehenden mit zwei Kinderna), 2000

Zusätzliches Nettoeinkommen
mit zwei Kindernb)

Nettoeinkommen
ohne Kinderb)

US-$ US-$ in %
Belgien 11 742 3 850 32,8
Dänemark 13 801 6 062 43,9
Deutschland 12 650 3 981 31,4
Finnland 14 305 3 680 25,7
Frankreich 9 943 1 311 13,2
Griechenland 5 458    545 10,0
Großbritannien 14 968 6 323 42,2
Irland 12 079 2 802 23,2
Italien 9 609 2 740 28,5
Niederlande 11 951 3 524 29,5
Österreich 11 173 4 593 41,1
Portugal 4 044    488 12,1
Schweden 11 604 2 226 19,2
Spanien 8 080    546    6,8
Norwegen 15 217 4 799 31,5
Schweiz 19 606 4 022 20,5
Polen 2 425    200    8,2
Tschechien 2 407 1 080 44,9
Ungarn 1 586    646 40,7
Australien 12 152 4 387 36,1
Kanada 12 576 3 923 31,2
Japan 22 551    825    3,7
Neuseeland 8 752 2 128 24,3
Vereinigte Staaten 15 759 4 516 28,7
a) Arbeitnehmer mit einem Bruttolohn in Höhe von 66 2/3 % des Lohnes

eines Durchschnittsverdieners im Verarbeitenden Gewerbe
b) Nettoeinkommen = Bruttolohn – Einkommensteuer – Arbeitnehmerbei-

träge zur Sozialversicherung + Transferleistungen
Einkommensangaben mit dem Durchschnitt der täglichen Wechselkurse
umgerechnet in US-$.

Quelle: OECD (2002); Berechnungen des ifo Instituts.
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rem Maße gefördert werden als Familien mit Kindern. Die
Unterschiede sind in vielen Ländern erheblich (vgl. Abb. 1).
Die Bevorzugung von allein Erziehenden dürfte darauf zu-
rückzuführen sein, dass ihnen nur ein Einkommen zur Verfü-
gung steht und sie dieses Einkommen auch nur erzielen kön-
nen, wenn sie eine externe Kinderbetreuung beanspruchen.

Die Förderung von allein Erziehenden mit zwei Kindern ist
in vielen Länder beträchtlich. In Tschechien, Dänemark,
Großbritannien, Österreich und Ungarn übertrifft deren Net-
toeinkommen das von Singles ohne Kinder um mehr als
40%. Geringer als 10% ist der Abstand im Nettoeinkommen
nur in Japan, Spanien und Polen. In Deutschland übertrifft
das Nettoeinkommen von allein Erziehenden mit zwei Kin-
dern das von Singles um 31,4% (vgl. Tab. 1).

Bei Familien ist der Abstand im Nettoeinkommen in Abhän-
gigkeit von der Kinderzahl – wie gesagt – weitaus geringer.
In keinem Land übertrifft das Nettoeinkommen von Familien
mit zwei Kindern das von Familien ohne Kinder um mehr als
20%. Mit einem Abstand von 12,7% gehört Deutschland zu
denjenigen Ländern, die Familien mit Kindern steuerlich bzw.
durch Kindergeld am stärksten fördern (vgl. Tab. 2).

Bisher wurde das Nettoeinkommen von Familien mit zwei Kin-
dern mit dem von Familien ohne Kinder verglichen. Nun gibt
es Länder, bei denen die Förderung je nach Kin-
derzahl unterschiedlich ist. Ein solches Beispiel
bildet Frankreich, welches das erste Kind kaum,
das dritte Kind aber beträchtlich fördert. In
Frankreich gilt für einen Teil der Steuerfestset-
zung das System des quotient familial. In einem
Splittingverfahren wird das zu versteuernde Ein-
kommen durch eine je nach Kinderzahl unter-
schiedliche Zahl geteilt: 1 für den Ehemann, 1 für
die Ehefrau, 1/2 jeweils für das erste und das
zweite Kind, 1 für das dritte Kind usw. Bei ei-
nem Ehepaar mit drei Kindern wird das Ein-
kommen durch 4 geteilt. Die darauf zu zahlen-
de Steuer wird dann wieder mit 4 multipliziert.
Die Belastungen durch die Steuerprogression
werden somit vermieden. Insbesondere für Fa-
milien mit hohen Einkommen (förderungswür-
diges Erbgut?) zahlt sich eine große Kinder-
zahl aus.

Trotz dieser gestaffelten Förderung wird eine
durchschnittlich verdienende Familie mit drei
Kindern in Frankreich nicht stärker gefördert
als in Deutschland. In Frankreich wird das Net-
toeinkommen um 16,8% und in Deutschland
um 19,3% gegenüber dem von Familien oh-
ne Kinder angehoben. Bei Familien mit nur
einem Kind sind die Förderunterschiede aller-
dings noch beträchtlich größer, da Frankreich
das erste Kind kaum fördert (vgl. Tab. 3). Die
Franzosen argumentieren, dass das erste Kind
kommt, wie es kommt.

Wird allerdings untersucht, welche zusätzliche staatliche För-
derung via Kindergeld und Steuerersparnis Familien durch die
Geburt eines weiteren Kindes erhalten, wenn sie schon ei-
nes oder zwei Kinder haben, ergibt sich ein anderes Bild.
Für das bisher betrachtete Doppelverdiener-Ehepaar, von
dem ein Partner den Durchschnittslohn erhält und der ande-
re ein Drittel davon, errechnete sich durch das zweite Kind in
Deutschland im Jahr 2000 ein um 1600 US-$ (entsprechend
5,9%) höheres Nettoeinkommen pro Jahr, während es in
Frankreich 1 472 US-$ (entsprechend 7,4%) waren. Bei der
Geburt des dritten Kindes lag der relative Einkommenszu-
wachs in Deutschland ebenfalls bei 5,9%, in Frankreich ver-
stärkte er sich sogar leicht auf 7,5% (vgl. Abb. 2 und Tab. 3). 

Der oben erwähnte quotient familial führt in Frankreich nicht
nur zu einer stärkeren Förderung mit steigender Kinder-
zahl, sondern auch zu einem in der Regel mit dem Ein-
kommen zunehmenden Förderbetrag. Betrachtet man den
Unterschied des Nettoeinkommens zu einem Ehepaar mit
zwei Kindern, dann profitiert eine fünfköpfige Familie in Frank-
reich umso stärker, je höher das gemeinsame Bruttoein-
kommen ist. Falls das Arbeitseinkommen des zweiten Ehe-
partners zwei Drittel des Durchschnitts betrug, dann belief
sich die zusätzliche Förderung in Frankreich auf 7,7% des
Nettoeinkommens (umgerechnet 1987 US-$ pro Jahr), wäh-
rend sie in Deutschland nur 4,8% (1604 US-$) ausmachte.
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Tab. 2
Steuerliche Förderung von Ehepaaren mit zwei Kinderna), 2000

Zusätzliches Nettoeinkommen
mit zwei Kindernb)

Nettoeinkommen
ohne Kinderb)

US-$ US-$ in %
Belgien 22 138 3 405 15,4
Dänemark 27 603 2 351 8,5
Deutschland 25 300 3 203 12,7
Finnland 27 575 2 755 10,0
Frankreich 19 568 1 676 8,6
Griechenland 11 399 887 7,8
Großbritannien 29 936 1 970 6,6
Irland 23 108 974 4,2
Italien 19 170 942 4,9
Niederlande 23 505 1 616 6,9
Österreich 21 348 3 995 18,7
Portugal 7 883 540 6,9
Schweden 22 857 2 226 9,7
Spanien 15 579 299 1,9
Norwegen 30 242 2 675 8,8
Schweiz 39 107 3 760 9,6
Polen 4 851 200 4,1
Tschechien 4 790 694 14,5
Ungarn 3 123 587 18,8
Australien 24 034 1 048 4,4
Kanada 24 678 1 118 4,5
Japan 45 015 878 2,0
Neuseeland 17 504 0 0,0
Vereinigte Staaten 31 283 2 125 6,8
a) Zwei Arbeitnehmer mit Bruttolöhnen in Höhe von 100% bzw. 33 1/3%

des Lohnes eines Durchschnittsverdieners im Verarbeitenden Gewerbe
b) Nettoeinkommen = Bruttolohn – Einkommensteuer – Arbeitnehmerbei-

träge zur Sozialversicherung + Transferleistungen
Einkommensangaben mit dem Durchschnitt der täglichen Wechselkurse
umgerechnet in US-$.

Quelle: OECD (2002); Berechnungen des ifo Instituts.
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Wie in Tabelle 3 dargestellt, ist die zusätzliche Förderung
für das dritte Kind in Deutschland kaum von der Einkom-

menshöhe des Zweitverdieners abhängig, in Frankreich da-
gegen sehr stark.

Betrachtet man Einkommen, die deutlich höher sind als der
Durchschnittsverdienst, so verstärkt der Splittingfaktor im
Zusammenwirken mit einer progressiven Steuerfunktion die
steuerliche Entlastung in Frankreich (zumindest dem abso-
luten Betrag nach) weiter. Eine leichte Progressionswirkung
gibt es auch in Deutschland zum einen durch die Berech-
nung des Solidaritätszuschlags. Hinzu kommt hier, dass der
– statt des pauschal gezahlten Kindergeldes – für sehr ho-
he Einkommen in die Steuergrundlage eingehende Kinder-
freibetrag in der Progressionszone zu einer kontinuierlich
steigenden Entlastung führt.

Literatur

Atkinson, J. (1999), »Employment Options and Labour Market Participation«,
in: European Foundation for the Improvement of Living and Working Condi-
tions and Infratest Burke Sozialforschung (Eds.), Employment Options of the
Future, First Analyses, Dublin.
Fenge, R. und W. Ochel (2001), »Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf:
der Schlüssel für eine kinderreiche Gesellschaft«, ifo Schnelldienst 54 (12),
17–29.
OECD (2002), Taxing Wages 2000–2001, Paris.
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Abb. 2

Tab. 3
Einkommen von Ehepaaren nach der Anzahl der Kinder1)

Vergleich Deutschland–Frankreich
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Das Geschäftsklima in der gewerblichen
Wirtschaft Westdeutschlands hat sich nach
der Stabilisierung im Vormonat im Februar
deutlich aufgehellt (Saldowert: – 18,2 Pro-
zentpunkte). Verbessert hat sich vor allem
die Beurteilung der aktuellen Geschäftssitu-
ation (Saldowert: – 27,7 Prozentpunkte), aber
auch die Perspektiven wurden etwas weni-
ger skeptisch eingeschätzt (Saldowert:
– 8,2 Prozentpunkte). Zum dritten Mal in Fol-
ge stieg der Klimaindikator in den neuen
Bundesländern (Saldowert: – 18,0 Prozent-
punkte). Auch hier verbesserten sich die Ge-
schäftslageurteile (Saldowert: – 18,5 Pro-
zentpunkte) deutlicher als die Erwartungen
(Saldowert: – 17,5 Prozentpunkte). 

Die Entwicklung des Geschäftsklimas in
West- und Ostdeutschland gibt Anlass zur
Hoffnung auf eine Wende zum Besseren, ei-
nen eindeutigen Beleg für eine nachhaltige Aufwärtsent-
wicklung liefern die Ergebnisse allerdings immer noch nicht.
Dazu müsste auch in Westdeutschland der Indikator min-
destens noch einen weiteren Monat steigen. 

Am ausgeprägtesten war die Besserung des Geschäftskli-
mas im Einzelhandel, sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland. Aber auch im verarbeitenden Gewerbe sowie
im Großhandel tendierte der Indikator in beiden Berichtskrei-
sen nach oben. Im Baugewerbe war dagegen nach dem deut-
lichen Anstieg vom Vormonat in beiden Teilen Deutschlands
eine geringe Gegenreaktion zu beobachten (vgl. Abbildung). 

Im verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands hat die Un-
zufriedenheit mit der Geschäftslage etwas abgenommen,
im Verbrauchsgüter produzierenden Gewerbe wurde sie aller-
dings vermehrt negativ eingestuft. Mit etwas erhöhter Zu-
versicht schätzten die Unternehmen ihre Geschäftspers-
pektiven im kommenden halben Jahr ein, wobei sie sich of-
fenbar weiterhin positive Impulse vom Exportgeschäft er-
hofften. Die Produktionspläne zeigten allerdings angesichts
der nach wie vor zu dünnen Auftragsdecke und des erhöh-
ten Lagerdrucks eher nach unten, vor allem in den kon-
sumnahen Bereichen. In den neuen Bundesländern hat sich
die aktuelle Geschäftslage auf ein knapp befriedigendes
Niveau verbessert. Mit der Auftragssituation waren die Unter-
nehmen zwar nach wie vor nicht zufrieden, die Lager gal-
ten jedoch nur noch vereinzelt als überhöht. Eine Ein-
schränkung der Produktionstätigkeit war für die nächsten
Monate kaum noch ins Auge gefasst worden. Zwar sind
die Firmen hinsichtlich ihrer künftigen Chancen auf den aus-
ländischen Märkten etwas skeptischer geworden, der Pes-
simismus in den Erwartungen insgesamt hat jedoch deut-
lich nachgelassen. In West- und in Ostdeutschland ist gleich-
wohl den Meldungen zufolge ein Ende des Personalabbaus
nicht in Sicht. Während die Unternehmen im Westen für die

nächsten Monate mit Preisstabilität rechneten, gingen ihre
Kollegen im Osten davon aus weitere Zugeständnisse ma-
chen zu müssen. 

Die westdeutschen Bauunternehmen beurteilten einerseits
ihre Geschäftslage abermals etwas weniger negativ als im
Vormonat, zeigten sich aber pessimistischer im Hinblick
auf den weiteren Geschäftsverlauf. Ausschlaggebend hier-
für war die Entwicklung im Hochbau, während sich im Tief-
bau keine Veränderungen abzeichneten. Bei forcierter Bau-
tätigkeit erhöhte sich auch der Auslastungsgrad der Gerä-
tekapazitäten. Mit 60% entsprach er im Durchschnitt ge-
nau dem vergleichbaren Vorjahreswert, wobei er im Tief-
bau etwas darüber und im Hochbau darunter lag. Die Reich-
weite der Auftragsbestände hat auf 2,4 Produktionsmona-
te zugenommen, vor Jahresfrist hatte sie aber immerhin
2,7 Monate betragen. In den neuen Bundesländern hat da-
gegen die Enttäuschung über die aktuelle Situation wieder
etwas zugenommen. Die Geschäftserwartungen ließen un-
veränderte Skepsis erkennen. Die Geräte konnten mit 65%
wieder mehr ausgelastet werden als im Vormonat und auch
etwas mehr als zur gleichen Zeit des Vorjahres. Die Reich-
weite der Auftragsreserven blieb dagegen unverändert
(2,0 Monate). Während in Westdeutschland der Druck auf
die Preise etwas nachgelassen hat, dürfte er sich in den neu-
en Bundesländern verstärkt haben. Für die nächsten Mo-
nate rechneten die westdeutschen Unternehmen mit mo-
deraten Steigerungen, die ostdeutschen zumindest mit Sta-
bilisation. Der Personalabbau dürfte sich den Meldungen
nach zu schließen in den neuen Bundesländern etwas ver-
langsamen. 

Hans G. Russ

ifo Konjunkturtest Februar 2003 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests sowie Unterneh-
mensbefragungen in den anderen EU-Ländern werden in den »ifo Kon-
junkturperspektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von
75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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Die leichte Verbesserung der Geschäftslage im Großhan-
del der alten Bundesländer resultiert aus der günstigen Ent-
wicklung im Produktionsverbindungshandel, während sie im
Konsumgüterbereich (einschl. Nahrungs- und Genussmit-
telhandel) negativer beurteilt wurde als im Vormonat. Die
schleppende Absatztätigkeit ließ nur einen teilweisen Abbau
der überhöhten Lager zu. Da die Unternehmen ihre Ge-
schäftsaussichten im kommenden halben Jahr mit nur we-
nig verringertem Pessimismus einschätzten, beabsichtigen
sie auch weiterhin weniger Ware zu ordern als vor Jahres-
frist. Im ostdeutschen Großhandel tendierte die Geschäfts-
lage kräftig nach oben, die negativen Urteile hatten jedoch
immer noch ein deutliches Übergewicht. Bei lebhafter Nach-
frage wurde kaum noch über zu große Lagerbestände ge-
klagt. Wie der verstärkte Pessimismus in den Erwartungen
zeigt, wird diese positive Entwicklung aber nur als vorüber-
gehend angesehen. Dementsprechend kündigten auch die
Orderpläne weitere Kürzungen an. In beiden Berichtskrei-
sen sahen die Unternehmen Chancen, in den kommenden
Monaten die Verkaufspreise heraufsetzen zu können. Der
Rückgang der Beschäftigtenzahl dürfte unvermindert an-
halten. 

Eine kräftige Erholung der Geschäftslage ergab sich im Ein-
zelhandel Westdeutschlands, aber sowohl im Non-Food-
Bereich als auch im Nahrungs- und Genussmittelsektor do-
minierten noch klar die negativen Urteile. Die Umsätze lagen
zwar über den vergleichbaren Vorjahreswerten, der Lager-
druck ließ jedoch nur wenig nach. Der künftigen Ge-
schäftsentwicklung sahen die Unternehmen mit abge-
schwächtem Pessimismus entgegen, dies hat sich allerdings
nicht in den nach wie vor restriktiven Bestellplanungen nieder-
geschlagen. Den Meldungen zufolge dürften die Verkaufs-
preise für Ge- und Verbrauchsgüter in den nächsten Mo-
naten steigen, im Nahrungs- und Genussmittelbereich da-
gegen weiter zurückgehen. Auch im ostdeutschen Einzel-
handel wurde die Geschäftslage erheblich weniger ungüns-
tig eingestuft als im Vormonat. Erstmals seit längerem konn-
te ein Absatzplus verbucht werden. Zwar gelang es auch,
die überhöhten Lager weiter zu vermindern, die Orderpläne
signalisierten jedoch erneut Kürzungen. In den Geschäfts-
erwartungen kam nachlassende Skepsis zum Ausdruck, in
den meisten Bereichen zeichneten sich offenbar auch ge-
wisse Spielräume für Preissteigerungen ab. Der Anteil der
Unternehmen, die mit Personalfreisetzungen rechneten, hat
sowohl in West- als auch in Ostdeutschland etwas abge-
nommen. 
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